
Party
beim
Mann
in Pink
2500 Besucher
kamen zu ndLive

Berlin. Am Ende sank der Mann
in Pink mit seiner E-Gitarre vor
dem nd-Gebäude am Franz-Meh-
ring-Platz 1 ermattet in die Knie.
Wegen eines herannahenden Un-
wetters sollte der Bärtige aus Trier
in Sicherheit gebracht werden. Zu
diesem Zeitpunkt hatte er aber
auch schon rund 2500 Besuche-
rinnen und Besucher zum zwei-
ten ndLive empfangen.
Politische und literarische Ver-

anstaltungen standen am Sams-
tag unter dem Motto »Der kurze
Sommer der Anarchie«. Zu Gast
waren Gregor Gysi, Friedrich
Schorlemmer, Angela Marquardt,
Vertreter der Linksopposition in
der DDR und von Lesebühnen in
Ost und West und viele mehr.
Auch ein ganz aktueller politi-

scher Frühling stand auf dem Pro-
gramm: Über das Ringen der
linksgeführten Regierung in Grie-
chenland um eine andere Krisen-
politik diskutierten SYRIZA-Vor-
standsmitglied Giorgos Chondros
und der frühere Sonderbotschaf-
ter Athens, Jorgo Chatzimarkakis.
Zahlreiche Besucherinnen und

Besucher nutzten die Gelegenheit,
sich durch die Redaktionsräume
führen und den journalistischen
Alltag nahebringen zu lassen. Voll
war der Innenhof bei den Kon-
zerten von Wenzel und Rot4Front.
Zu später Stunde erklärten Tom

Strohschneider und Wolfgang
Hübner die Welt anhand von ori-
ginellen Leserzuschriften aus den
Jahren 1989 bis heute. In dem da-
bei entstandenen Schaubild spiel-
ten zwar Einstein-Versteher, E.T.
und der Klassenfeind eine Rolle.
Seltsamerweise fehlte jedoch der
Mann in Pink. nd 8 Seiten Beilage
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STANDPUNKT

Schon wieder
»etwas« NSU
René Heilig appelliert an den
Aufklärungswillen des Bundestages

Zugegeben, das was da Journalis-
tenkollegen herausgefunden ha-
ben, ist noch recht vage. Doch da-
rum nicht minder brisant! Ein V-
Mann könnte etwas mit dem aus-
länderfeindlichen Bombenan-
schlag in der Kölner Probsteigasse
zu tun haben. Wieder einmal, so
scheint es, war ein bezahlter Zu-
träger des Staates zugleich als
Terrorist unterwegs. Wieder ein-
mal hat eine für dessen Führung
verantwortliche Verfassungs-
schutzbehörde nichts gewusst –
und als man etwas ahnte, dafür
gesorgt, dass alles juristisch und
politisch folgenlos blieb. Wieder
einmal hat man parlamentarische
Untersucher in Land und Bund
getäuscht und belogen. Wieder
einmal ist es Journalisten zu dan-
ken, dass der Fall öffentlich wur-
de. Wieder einmal wird man nun
nach Ausflüchten suchen, statt die
Verantwortlichen in Sachen NSU-
Vertuschung endlich – ohne Be-
amtenruhegeld, das sie wegen
fehlender Loyalität zum Rechts-
staat nicht verdient haben – zum
Teufel zu jagen. Wieder einmal
wird man keine – durchaus vor-
handenen – willigen und fähigen
Ermittler mit der schonungslosen
Aufklärung des Naziterrors be-
auftragen.
Schämt sich die Kanzlerin ei-

gentlich nicht in Grund und Bo-
den, wenn sie an ihr Aufklärungs-
versprechen denkt? Wenn Merkel
es schon nicht tut, dann sollte sich
der Bundestag endlich ehrlich
machen gegenüber den Angehöri-
gen der NSU-Mordopfer und ei-
nen neuen Untersuchungsaus-
schuss einsetzen. Der hoffentlich
so geeint und tatkräftig ermittelt
wie der vorangegangene.

SPD-Chef zieht die
nationalistische
Karte gegen Athen
Linkspartei nennt Äußerungen von
Gabriel verantwortungslos

Berlin. SPD-Politiker haben im Streit um das
blockierte Kreditprogramm mit teils drasti-
schen Äußerungen und nationalistischer Rhe-
torik gegen die griechische Regierung Front
gemacht. Parteichef Sigmar Gabriel ließ sich
in der »Bild«-Zeitung mit den Worten zitie-
ren, Europa und die Bundesrepublik würden
sich nicht durch die Forderungen nach einer
alternativen Krisenlösung seitens Athen »er-
pressen lassen. Und wir werden nicht die
überzogenenWahlversprechen einer zum Teil
kommunistischen Regierung durch die deut-
schen Arbeitnehmer und ihre Familien be-
zahlen lassen.« Er attackierte zudem die Mit-
glieder der SYRIZA-geführten Regierung als
»Spieltheoretiker«, die die Zukunft ihres Lan-
des und Europas »verzocken«. In der »Welt«
wurde SPD-Fraktionsvize Carsten Schneider
mit den Worten zitiert: »Auch unsere Geduld
ist nicht grenzenlos.« Der haushaltspolitische
Sprecher Johannes Kahrs sagte: »Varoufakis
ist ein politischer Irrläufer ersten Ranges.«
Der LINKEN-Außenexperte Stefan Liebich

reagierte mit deutlicher Kritik auf Gabriels
Worte. Die SPD habe als Bedingung für eine
Koalition mit der LINKEN »eine verantwor-
tungsvolle Europa- und Außenpolitik« for-
muliert. Die nationalistische Karte gegen
Griechenland zu spielen sei »das Gegenteil da-
von« und »verantwortungslos«.
In Brüssel rangen derweil Vertreter Athens

und der Gläubiger amWochenendeweiter um
die Bedingungen für eine Auszahlung aus dem
blockierten Kreditprogramm – bis Redakti-
onsschluss erfolglos. Ein namentlich nicht ge-
nannter EU-Vertreter sagte am Sonntag der
Nachrichtenagentur AFP, das EU-Finanzmi-
nistertreffen am Donnerstag sei »der letzte
Halt dieses Zugs«. nd Seite 2

UNTEN LINKS

Warum so halbherzig?, so muss
man als denkender Mensch die
Marktwirtschaft fragen. Nun, wo
man auch Berlin erfolgreich mit
den überall identischen Ein-
kaufspassagen (Parfümerie
Douglas, H & M, »Back-Shops«)
zugepflastert hat und schon zwei
Drittel der Stadt aussehen wie
Osnabrück, weil sie an windige
Immobilienkonzerne und die Be-
treiber einer hässlichen Restau-
rantkette (auch als »Heizpilzma-
fia« bekannt) verscherbelt wor-
den sind, könnte man endlich
auch mal damit beginnen, die
Bewohner zu verwerten, die bis-
her vor allem durch Untätigkeit
und Schlaumeierei auffallen.
Manch Arbeitsloser etwa fände
(mit einem grauen Overall be-
kleidet) wunderbar als menschli-
cher Poller und Absperrpfosten
(z.B. in Einkaufspassagen!) Ver-
wendung. Und mittellose Künst-
ler hätten als Speisekartenhalter
vor Touristenlokalen eine neue
Perspektive. Selbst Obdachlose
hätten nach ihrer Verarbeitung zu
Katzenfutter ihrem Leben einen
Sinn gegeben. Think big! tbl

V-Mann als Bombenleger im Verdacht
Ermittlungen über einen mutmaßlichen NSU-Anschlag in Köln könnten eine Wendung erfahren

Ein neuer Verdacht im Raum,
nachdem ein brisantes Schrei-
ben öffentlich wurde: Mögli-
cherweise ist ein V-Mann in ei-
nen Anschlag verstrickt, der bis-
her dem NSU angelastet wird.

Von Stefan Otto

In seinem Bekennerfilm prahlte
der Nationalsozialistische Unter-
grund (NSU) mit dem Bomben-
anschlag auf das Lebensmittelge-
schäft in der Kölner Probsteigasse
im Jahr 2001. Bisher macht die
Bundesanwaltschaft das NSU-Trio
für diese Tat verantwortlich. Doch
ein nun aufgetauchtes Dokument
könnte diese Annahme ins Wan-
ken bringen.
Der Generalbundesanwalt legte

der früheren Leiterin des nord-
rhein-westfälischen Verfassungs-

schutzes, Mathilde Koller, im Feb-
ruar 2012 zwei Phantombilder zur
Prüfung vor. Sie sollen jenenMann
abbilden, der den Sprengsatz in
dem von iranischen Einwanderern
betriebenen Geschäft abgelegt hat.
Die Tochter des Inhabers wurde
bei der Detonation schwer ver-
letzt.
In einer als »geheime Ver-

schlusssache« eingestuften Erklä-
rung, über die »Spiegel online« be-
richtet, antwortete Koller damals:
»Eine Überprüfung relevanter Per-
sonen der örtlichen neonazisti-
schen Szene hat ergeben, dass ein
Mitglied der sogenannten Kame-
radschaft Walter Spangenberg aus
Köln Ähnlichkeit mit den Phan-
tombildern aufweist.« Bei dem
Mann handele es sich um Johann
H., schrieb das Online-Magazin.
Wenige Tage später kam heraus,

dass H. nicht nur erhebliche kri-
minelle Energie besitzt und be-
reits 1985 wegen eines Verstoßes
gegen das Sprengstoffgesetzes

verurteilt wurde, sondern auch als
Spitzel für den Verfassungsschutz
tätig war.
Koller kam in ihrem Antwort-

schreiben laut »Spiegel online«
dennoch zu dem Schluss, dass
»Anhaltspunkte für eine Tatbetei-
ligung« nicht bestünden.

Die Ermittler legten auch den
Opfern aus der Probsteigasse Pass-
fotos von H. vor und befanden an-
schließend, H. sei mit der Tat nicht
in Verbindung zu bringen. Dabei
machte die Anwältin der Familie
M. das Oberlandesgericht Mün-
chen schon unlängst darauf auf-
merksam, dass ihre Mandanten H.
als jenen Mann erkannt haben
wollen, der den Sprengsatz in dem
Laden abgestellt hatte.
Noch ist die Bundesanwalt-

schaft davon überzeugt, dass ei-
ner der beiden NSU-Terroristen
Uwe Böhnhardt oder Uwe Mund-
los den Korb mit dem Sprengsatz
abstellte – auch wenn das Phan-
tombild, das mit Hilfe des La-
deninhabers Djavad M. angefer-
tigt wurde, keinerlei Ähnlichkeit
mit einem der beiden Männer
aufweist.

Noch geht die
Bundesanwaltschaft
davon aus, dass
der NSU für den
Anschlag
verantwortlich ist.

Gefälschte
Merkel-E-Mails
im Bundestag
Cyber-Angriff: Rechner im Büro der
Kanzlerin offenbar auch betroffen

Berlin. Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) ist offenbar von dem Cyber-Angriff auf
den Deutschen Bundestag persönlich betrof-
fen. Ein Rechner aus ihrem Bundestagsbüro
sei einer der ersten, bei dem ein Schadpro-
gramm, ein sogenannter Trojaner, gefunden
worden sei, berichtete die »Bild am Sonn-
tag«. Ein Sprecher der Unionsfraktion wollte
dies demnach »weder bestätigen noch de-
mentieren«.
Der Zeitung zufolge nutzten Hacker den

Namen von Merkel auch für das Versenden
von infizierten Mails. Bei Bundestagsabge-
ordneten sei vor einigen Tagen eine Mail im
Postfach mit dem Absender »Angela Merkel«
eingegangen. Im Betreff ging es um eine Ein-
ladung zu einer Telefonkonferenz. Der Link
in der E-Mail war demnach infiziert. Bis Frei-
tagnachmittag wurde der Trojaner laut
»BamS« auf 15 Computern festgestellt. Bei
fünf Computern sei ein Datenabfluss nachge-
wiesen worden.
Die Erneuerung des IT-Netzwerks im Bun-

destags könnte bis zu zwei Jahre dauern, wie
die »Frankfurter Allgemeine Sonntagszei-
tung« unter Berufung auf Sicherheitsfachleu-
te berichtete. Unter anderem müsse die ge-
samte Software des Bundestags ausgetauscht
werden. Diese Aufgabe soll nach Informatio-
nen der »FAS« das Unternehmen T-Systems
übernehmen, das zur Deutschen Telekom ge-
hört.
Bei der Cyberattacke auf die Personalver-

waltung der US-Regierung haben Hacker ei-
nem Bericht der »Washington Post« zufolge
hochsensible Daten abgegriffen, möglicher-
weise auch über CIA-Agenten. Agenturen/nd
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Tatort Baltimore
Polizeigewalt, Armut, Tod
und schwarzer Protest. Seite 3
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Der Schrecken
ist Alltag
geworden
Medikamentenmangel, verblichene
Verkaufsschilder, verstummte Proteste –
ein Stimmungsbericht aus Athen
DieMehrheit derGriechenwill nach
wie vordenEurobehalten.DochPa-
nik wegen eines möglichen Grexits
bleibt aus. Die Menschen haben ge-
nug damit zu tun, die alltäglichen
Folgen der Krise zu bewältigen.

Von Anke Stefan, Athen

»Das Medikament ist zur Zeit nicht
erhältlich«, sagt die Apothekerin zu
der Kundin vor mir. Seit zwei Jahren
höre ich diesen Satz bei jedem zwei-
ten Besuch einer Apotheke. Denn
nicht nur die internationalen Gläu-
bigerinstitutionen geben Griechen-
land keinen Kredit mehr. Alles, was
das Land importiert, gibt es nur ge-
gen Vorkasse oder zumindest Zah-
lung bei Lieferung. Und so fehlen in
unregelmäßigen Abständen einzelne
Produkte in Supermärkten oder eben
dringend benötigte Medikamente.
Wenn man die denn überhaupt be-

zahlen kann. Etwa 150 Millionen Eu-
ro hat die vormalige Regierung Sa-
maras im letzten Jahr für die kos-
tenfreie Behandlung von 2,5 Millio-
nen aus der Sozialversicherung ge-
flogenen Griechen ausgegeben. Be-
zahlt wurden allerdings nur Arztbe-
suche oder Aufenthalte in den staat-
lichen Krankenhäusern. Für Medika-
mente oder notwendige Untersu-
chungen kam der Staat nicht auf. Hier
helfen nur die zahlreichen Sozialkli-
niken. Ärzte opfern ihre Freizeit,
Apotheker, Arzneimittelimporteure
und Pharmafirmen steuern Sach-
spenden bei. Ohne diese von Frei-
willigen geführten Einrichtungen
wäre die Zahl der mangels ärztlicher
Versorgung verstorbenen Menschen
um ein Vielfaches höher.
Die SYRIZA-geführte Regierung

will nun nicht nur die Einkommens-
obergrenze für den Bezug kostenlo-
ser medizinischer Versorgung von

6000 auf 12 000 Euro Jahresein-
kommen erhöhen. In diesem Jahr sol-
len auch medizinische Untersuchun-
gen unter die Leistungen fallen. Wo-
her das Geld dafür kommen soll, ist
allerdings angesichts der höchst pre-
kären Lage der Staatskassen unklar.
Überhaupt hat sich für viele Men-

schen seit dem Wahlsieg von SYRIZA
Ende Januar nicht viel geändert. Beim
Spaziergang durch mein Viertel sehe
ich in jedem dritten bis vierten Schau-
fenster ein Schild, das den Laden zur
Miete oder zum Verkauf anbietet. Das
sind etwa so viele wie vor einem Jahr,
die meisten Schilder sind mittler-
weile bereits verblichen. Neue Mieter
oder Käufer gibt es kaum.
Auch das ist nichts Neues: In Zei-

ten der Krise verkauft nur, wer un-
bedingt muss. Den anderen aber feh-
len trotz zahlreicher »Schnäppchen-
angebote« insbesondere auf dem Im-
mobilien- und Automarkt die nötigen
Euro. Neu ist jedoch, dass selbst lau-
fende Verkaufsverhandlungen der-
zeit auf Eis gelegt werden, wie ein be-
freundeter Anwalt zu berichten weiß.
Die Leute haben Angst vor einem
»Grexit« kurz nach erfolgreichem
Verkauf. Dann schon lieber die Im-
mobilie behalten, anstatt über Nacht
einen dramatischen Wertverlust des
Verkaufserlöses zu riskieren. »Erst
mal schauen, was passiert« ist der
Satz, den man derzeit am häufigsten
auf die Frage nach der Zukunft zu hö-
ren bekommt.
Auch in der Werbung zieht Zu-

rückhaltung ein. Im Fernsehen bei-
spielsweise sind die Spots trendiger
Produkte für hippe Konsumenten sel-
ten geworden, stattdessen preisen
sämtliche Supermärkte ihre Rabatte
bei Produkten des täglichen Bedarfs
an. Die für den Fall einer Einigungmit
den Gläubigern in Aussicht gestellte
Erhöhung der Mehrwertsteuer selbst

auf Nahrungsmittel wird solchen An-
geboten noch mehr Aufmerksamkeit
bescheren. Sollten sich die EUund der
Internationale Währungsfonds auch
noch mit der Forderung durchsetzen,
die Stromrechnung vom ermäßigten
(derzeit 13 Prozent) in den Haupt-
steuersatz (23 Prozent) zu katapul-
tieren, dürfte sogar das Einschalten
der Klimaanlage in den bereits ein-
setzenden Hitzewellen zum Luxus
werden.
Trotz all dem ist da diese er-

staunliche Gelassenheit. Fast nie-
mand redet mehr über »die Krise«
oder streitet sich im traditionellen
Debattierclub-Ersatz, dem »Kafenei-
on«, über den Ausweg aus dersel-
ben. Kein Vergleich zu den »wilden
Jahren« 2010 und 2011, wo fast täg-
lich gestreikt oder demonstriert wur-
de. Kein Vergleich auch zu den hit-
zigen Diskussionen im letzten Wahl-
kampf oder den von hohen Erwar-
tungen geprägten Kommentaren

über die anfänglichen Auftritte des
neuen Kabinetts unter Ministerprä-
sident Alexis Tsipras. Und obwohl
kaum jemand auf den Euro verzich-
ten will – das zeigen alle Umfragen,
zuletzt sprachen sich 77 Prozent für

den Verbleib im Euro aus –, haben
auch die weiterhin täglich in den
Nachrichten vermittelten Horror-
szenarien im Falle des »Grexit« ih-
ren Schrecken verloren. Seit nun-
mehr fünf Jahren wird die Pleite für
den Fall angedroht, dass die Aufla-

gen für die nächste Rate bis zum
Stichtag X nicht erfüllt sind. Gefühlt
unendlich oft wurde dieser Stichtag
aber wieder und wieder verschoben.
Dennoch wünschen sich drei Viertel
der Griechen laut Umfragen eine
Verhandlungslösung. »Mehr Realis-
mus«, sprich Akzeptanz der Gläubi-
gerforderungen, wollen 56 Prozent,
fast 40 Prozent befürworten im Fall
des Falles dagegen den Bruch.
Man hat die Regierung gewählt,

von der man glaubt, dass sie am ehes-
ten geeignet ist, die Verhältnisse
wirklich zu ändern. Nun wartet die
Mehrheit der Menschen ab und küm-
mert sich um die Überwindung der
zahlreichen kleinen und großen per-
sönlichen, von der Krise erzeugten
Schwierigkeiten. Und resigniert. Die
Mehrheit der Bevölkerung hat die in
SYRIZA gesetzte Zuversicht verloren.
An eine Besserung der Situation glau-
ben derzeit nur 31 Prozent, im Feb-
ruar waren es noch 62,5.

Neu ist, dass selbst
laufende Verkaufs-
verhandlungen derzeit
auf Eis gelegt werden,
wie ein befreundeter
Anwalt berichtet.

KOMMENTAR

Und immer
wieder Grexit
Tom Strohschneider über die
Funktion einer politischen Drohung

Eine der Begleitmusiken zum po-
litischen Ringen um das von den
Gläubigern blockierte Kreditpro-
gramm für Griechenland trägt den
Titel »Grexit-Debatte«.
In den vergangenen Tagen ist

das Tschingderassabumm wieder
lauter geworden, was verschiede-
ne Gründe hat: Die Gespräche
zwischen der SYRIZA-geführten
Regierung und den Gläubigern
liefen auf eine Einigung zu, wobei
jede Seite ihren Einsatz erhöhte –
die Athener mit der Ansage, nicht
alles unterschreiben zu wollen.
Ein Scheitern könne in Europa
niemandem gefallen. Die andere
mit der Drohung, es laufe die Zeit
davon – und ein Scheitern könne
in Athen niemandem gefallen.
Ein zweiter Grund für die wie-

der anziehende Grexit-Diskussion:
In der Union bringen sich die
durch öffentliche Äußerungen in
Stellung, die eine neue Vereinba-
rung mit Griechenland ablehnen.
Auch sie erhöhen ihren Einsatz
durch Grexit-Reden, die so weit
gehen, das Ausscheiden Grie-
chenlands aus der Eurozone ganz
offensiv vor eine Kompromisslö-
sung zu stellen. Dies vor allem aus
politischen, nicht aus wirtschaftli-
chen Gründen: Sonst, so hat es
der Chef der CDU/CSU-Mittel-
standsvereinigung, Carsten Lin-
nemann, erklärt, könnten auch
andere Länder denken, warum
solle man »schmerzhafte Refor-
men durchführen, wenn Grie-
chenland es auch nicht tut?«
Ein dritter Grund für das an-

schwellende Grexit-Gerede sind
die Selbstverstärker-Effekte der
politisch-medialen Öffentlichkeit.
Auf ein Wort folgt das nächste
und eine dritte Reaktion. Natür-
lich wird dann auch die Demos-
kopie bemüht: Ende vergangener
Woche lag die Zahl derer, die auf
die Frage »Soll Griechenland im
Euro bleiben?« mit Ja antworten
nur noch bei 41 Prozent, 51 Pro-
zent befürworteten einen Grexit.
Eine andere Umfrage vom Freitag
sah wiederum die Befürworter ei-
nes Verbleib im Euro knapp vor
denen eines Grexit.
Dass ein solcher als einseitige

Aktion gegen Griechenland nicht
möglich ist, weil dies die Regelun-
gen nicht hergeben, ist das eine.
Das zweite ist, dass die SYRIZA-
geführte Regierung zwar eine an-
dere Währung einführen könnte,
aber stets betont hat, ihr Mandat
beinhalte keine Option »Drach-
me«, sondern alles Streben sei auf
den Verbleib im Euro ausgerichtet.
Auch eine Mehrheit der Griechen
wünscht das. Es gibt aber noch ein
Drittens: Und das sind die Verun-
sicherungen in Griechenland, die
mit der Grexit-Debatte – absicht-
lich – verstärkt werden. Das gilt
wirtschaftlich, weil immer mehr
Bankguthaben aufgelöst werden,
was Kreditinstitute immer näher
an den Rand der Pleite schiebt.
Und das gilt politisch, weil in Re-
aktion darauf die Zustimmung zu
SYRIZA und zu deren Kurs in den
Verhandlungen mit den Gläubi-
gern sinken könnte.
Griechenland hat zum letzten

Mal im August 2014 eine Über-
weisung von den Gläubigern aus
dem laufenden Kreditprogramm
erhalten. Athen zahlt aber weiter
zurück – und ringt mit den »Insti-
tutionen« über die Bedingungen
für eine Auszahlung der letzten
Tranche von 7,2 Milliarden Euro.
Eine längerfristige Lösung wäre

selbst bei Auszahlung längst nicht
erreicht. Also werden die Ver-
handlungen weiter gehen. Wann
es ernst wird, wird man auch
künftig hören: daran, dass die
Grexit-Musik wieder lauter wird.

Die »technische Institution« will nicht verhandeln
Erneut ist von Spannungen zwischen dem Internationalen Währungsfonds und anderen Gläubigern Griechenlands die Rede

Der IWF verlangt am meisten von
Athen – und das führt zu Differen-
zen mit anderen Gläubigern. Nicht
immer steht das Agieren des Wäh-
rungsfonds aber den Interessen von
SYRIZA entgegen.

Von Vincent Körner

Abermals hat amWochenende ein Be-
richt über Konflikte in den Reihen der
Gläubiger für Schlagzeilen gesorgt –
und für ein Dementi. Wie die »Frank-
furter Allgemeine Sonntagszeitung«
meldet, »torpediert der Internationale
Währungsfonds einen Kompromiss,
der in den vergangenen Tagen vor-
bereitet worden war«. Von »funda-
mentalen Spannungen« zwischen EU-
Kommission und IWF ist die Rede.
In den Gesprächen über die Aufla-

gen, die Athen erfüllen muss, damit
nach Monaten wieder Geld aus dem
Kreditprogramm fließt, sollte der
griechischen Regierung ermöglicht
werden, Kürzungen bei Rentnern mit

kleinen Altersbezügen aufzuschieben,
wenn im Gegenzug die Militärausga-
ben vermindert werden, hieß es unter
Berufung auf EU-Unterhändler. Es soll
um einen Betrag von 400 Millionen
Euro gehen. EU-Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker habe diese
»Umschichtung« Griechenlands Pre-
mier Alexis Tsipras offeriert.
Der IWF ziehe dabei aber nicht mit,

da man »keine Tauschgeschäfte die-
ser Art« akzeptiere, wie die Zeitung
nun schreibt. Bereits am vergangenen
Donnerstag hatte die Abreise von Ver-
tretern des IWF aus Brüssel für Auf-
sehen gesorgt.
Die Spannungen zwischen IWF und

EU-Kommission betreffen auch nicht
nur das genannte Detail der Ver-
handlungen mit Athen, sondern ge-
hen darüber hinaus. So soll IWF-Che-
fin Christine Lagarde zuerst einem
Kompromiss mit EU-Kommission und
EZB zugestimmt haben, der die Ziele
für den Primärüberschuss Griechen-
lands deutlich reduziert – dies war ei-

ne Forderung aus Athen. Die Verein-
barung wurde bei einem Mini-Gipfel
vor knapp zwei Wochen in Berlin ge-
troffen. Lagarde nahm ihr Ja »aber in
einem Telefonat mit Bundeskanzlerin
Merkel am folgenden Tag wieder zu-
rück«, so die »FAS«.
Hintergrund könnten Sorgen um

das Ansehen des IWF als härtester
Gläubiger sein – da passen politisch
gefundene Kompromiss nicht gut da-
zu. Einen endgültigen Zahlungsaus-
fall ihm gegenüber gab es bisher nur
durch wenige Länder wie Somalia, in
denen praktisch keine staatliche Ord-
nung mehr herrscht. Der IWF hat sich
bei seinen Schuldnern zudem einen
Vorrang einräumen lassen – erst IWF,
dann andere Gläubiger. Und nicht zu-
letzt geht es um das Selbstverständnis
des IWF. Die Vertreter bei den Ver-
handlungen mit Griechenland sehen
sich ausdrücklich als »technische Ins-
titution« und haben sich mehrfach von
der »politischen Ebene« abgegrenzt,
auf der die Gespräche inzwischen vor

allem geführt werden. »Wir sollen ver-
handeln, aber wir haben kein Mandat
dafür«, so ein IWF-Vertreter.
Eine Äußerung von IWF-Sprecher

Jerry Rice und der Abzug der Vertre-
ter aus Brüssel vorige Woche war von
der Regierung in Athen als Druck-
mittel auf EU-Kommission, EZB und
Griechenland interpretiert worden.
»Möglicherweise glaubt der IWF, dass
es die beste Lösung sein könnte, das
bisher von ihm ausgegebene Geld ein-
zufordern und aus dem Griechen-
landprogramm auszusteigen«, heißt
es in Athener Regierungskreisen. »Er
übt also Druck in alle Richtungen aus
– und besonders auf Berlin – mit dem
Ziel unnachgiebige politische Maß-
nahmen in Griechenland durchzuset-
zen, um sein Geld zu sichern.«
Aber auch der IWF ist kein Mono-

lith, wie schon die möglichen Gründe
für Lagardes Rückzieher beim Kom-
promiss über den Primärüberschuss
andeuten. Unlängst hatte der »Tele-
graph« berichtet, innerhalb des IWF

seien große Zweifel am bisherigen
Kurs gegenüber Athen laut gewor-
den. »Die gesamte Strategie der Gläu-
biger ist falsch und je länger das so
weitergeht, desto mehr wird das kos-
ten«, wurde der frühere Chef des Ret-
tungsprogramms für Irland, Ashoka
Mody, zitiert. Und nicht immer wi-
derspricht das, was aus dem IWF
kommt, den Zielen der SYRIZA-ge-
führten Regierung. Anfang Mai wies
der IWF zwar Berichte zurück, wo-
nach er Athens Gläubiger zu einem
Schuldenschnitt habe drängen wol-
len. Zugleich teilte der Fonds jedoch
mit, Griechenland werde einen sol-
chenSchnittwohl brauchen –das sieht
auch SYRIZA so, pocht deshalb auf ei-
ne Umschuldung als Mindestlösung
und hat das Ziel einer Schuldener-
leichterung nicht aufgegeben
Man habe »keinen groß angeleg-

ten Schuldenerlass gefordert«, hieß es
beim IWF. Eine mögliche Forderung
nach einem »kleinen« Schuldenerlass
wurde aber nicht dementiert.

Das Leben in Griechenland ist eine Baustelle: der zentrale Syntagma-Platz in Athen Foto: AFP/Angelos Tzortzinis

Die Krise prägt weiter den Alltag der Menschen in
Griechenland. Drei Viertel wünschen sich endlich
eine Einigung mit den Gläubigern.
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Tatort Baltimore
Armut, Gewalt und Polizeitrupps wie Schlägerbanden
Baltimore geriet mit brutaler Poli-
zeigewalt und dem Protest dage-
genweltweit indieSchlagzeilen.Die
US-Stadt ist kein zufälliger Tatort.

Von Hannes Hofbauer, Baltimore

An der Ecke North Broadway/East
Fayette Street steht morgens um 10
Uhr dieselbe junge Frau mit tief zer-
furchten Gesichtszügen, die auch
abends zuvor den brauen Pappkar-
ton in der Hand gehalten hat: »Ho-
meless. Take anything. Thank you«.
Die Feiertagsstimmung des Memorial
Day, an dem das herrschaftliche
Amerika jedes Jahr seiner toten Sol-
daten in allen Kriegen gedenkt, hat
hier am Rande von Down Town Bal-
timore niemanden erfasst.
Die Obdachlose, die alles gebrau-

chen kann und sich bedankt, mag 40
Jahre alt sein, obwohl sie aus der Fer-
ne, also vom Autofenster aus be-
trachtet, wesentlich älter aussieht.
Wie genau es dazu kam, dass sie ih-
ren Job und die Wohnung verlor, will
sie uns nicht erzählen. Sie staunt da-
rüber, dasswir unser Auto parken und
mit ihr das Gespräch suchen. Sie
glaubt nicht, hier als weiße Frau in
durchweg schwarzer Umgebung au-
ßergewöhnlich zu wirken. Armut
trifft alle. Direkt an der viel befahre-
nen Kreuzung steht »ihre« Bank. Die
Habseligkeiten finden in einem mit-
telgroßen Gepäckstück Platz und als
Kopfpolster benutzt sie offensichtlich
jenen Rucksack, den sie bei der »Ar-
beit« ständig auf dem Rücken trägt.
»Es gibt auch städtische Einrich-

tungen für uns«, meint die Obdach-
lose auf die Frage, ob es denn keine
Alternative zur Straße gebe. Doch
diese Einrichtungen meidet die Frau
tunlichst. In den dortigen Schlafsälen
ist es nicht nur stickig, sondern auch
gefährlich. »Hier auf der Straße bin
ich sicherer«, ist sie überzeugt. In den
Betreuungsstellen für Obdachlose
kommt es häufig vor, »dass man ab-
gestochen wird«, nur weil einem je-
mand anderes die wenigen Habse-
ligkeiten neidet oder einfach, weil
sich einer der vielen Drogenabhän-
gigen nicht unter Kontrolle hat.
In den ausschließlich von Schwar-

zen bewohnten Quartieren an der
Straße Nr. 40, die nördlich aus der
Stadt führt, hängen ganze Familien
an den drei, vier Stufen ihres schma-
len Häuschen herum, die enger an-
einander kleben als in alten briti-
schen Industriestädten. Übergewicht
und – oft – knallrot gefärbte Haare
gehören hier zur Grundausstattung so
manchen weiblichen Layouts.
Der Müll stapelt sich vorzugsweise

in den Hinterzeilen, die dadurch un-
passierbar werden. Jeder noch so
kleine Lebensmittelladen weist dicke
Eisengitter vor den Fenstern auf und
zeugt damit von Verteilungskämp-
fen, die mit aller Härte geführt wer-
den. An den weitläufigen Rändern
Baltimores gehen die wenigsten
Menschen einer geregelten Arbeit
nach. In den vergangenen 25 Jahren
schlossen so gut wie alle großen In-
dustriebetriebe der einst prosperie-
renden Stadt ihre Tore.
Wer es sich leisten konnte, zogweg.

Die Stadt verlor innerhalb weniger
Jahrzehnte ein Drittel ihrer Bevölke-
rung. Statt der 900 000 Bewohner, die
bis in die 1970er Jahre in Baltimore
lebten, sind heute nur etwas mehr als
600 000 ansässig. 63 Prozent von ih-
nen sind afroamerikanischen Ur-
sprungs, 28 Prozent weiß und fünf
Prozent hispanischer Herkunft.
Im größten Markt der Stadt, der in

einer über 100 Jahre alten Halle an
der Lexington-Straße untergebracht
ist, warten nur wenige Verkäufer mit
Frischwaren auf. Die meisten Stände
bieten Fast-Food und allerlei Junk an.
Besonders beliebt sind fette Würste,
Fisch & Chips oder grellfarbige Spru-
delwasser, deren Zuckergehalt an die
100 Prozent liegen dürfte. Lexington
Market bietet ein perfektes Spiegel-
bild subproletarischer Essenskultur.
Durchweg asiatische Anbieter tref-

fen auf Einkäuferinnen aus schwar-
zen und weißen unteren Klassen. Das
Angebotene ist billig, die Qualität
schlecht. Die Wurzeln der klassi-
schen Ernährungskrankheiten vieler
US-Amerikaner sind hier zum Grei-
fen nah. Und überall wird auf großen
Plakaten darauf hingewiesen, dass
Essenmarken angenommen werden.
Die sogenannten »Food Stamps« für

einkommenslose oder äußerst ein-
kommensschwache Familien sichern
knapp 50 Millionen Menschen das
Überleben. Fast jeder sechste US-
Amerikaner ist Empfänger dieser Le-
bensmittelmarken. Hier am Lexing-
ton Markt kann er sie für fette und
stark zuckerhaltige Fertiggerichte,
der Sitte des Landes entsprechend in
allerlei Plastikformen verpackt, ein-
tauschen.
Die Spaltung zwischen Arm und

Reich findet in Baltimore auf engs-
tem Raum statt. Sie folgt einzelnen
Straßenzügen und ändert sich rasch
mit der Verwahrlosung oder Gentri-
fizierung von Stadtvierteln. Einer
Studie der lokalen Johns Hopkins
Universität nach können die Bewoh-
ner reicher Stadtteile mit einer
durchschnittlich 20 Jahre längeren
Lebenserwartung rechnen. Entspre-
chend spürbar ist die gesellschaftli-
che Anspannung, die sich öfter als an-
derswo gewaltsam entlädt. In den
ersten fünf Monaten des Jahres 2015
wurden in Baltimore 112 Menschen
ermordet, 35 davon allein im Monat
Mai.
Die Polizei zählt zu den aktivsten

Tätern und tritt gegenüber Schwar-
zen und Armen besonders brutal auf.
Freddie Grey war laut Statistik be-
reits das siebte Opfer im laufenden
Jahr, dessen Begegnung mit der Po-
lizei tödlich endete. Immer wieder

ziehen Polizeitrupps – Schlägerban-
den gleich – durch schwarze Ghettos.
Deswegen wird die Stadt in der Sze-
ne verballhornt »Body more, Mur-
derland« – was soviel heißen soll wie
»mehr Leichen im Mordland« – ge-
nannt wird, wobei »murderland« für
den Bundesstaat Maryland steht.
Die Tageszeitung »Baltimore Sun«

berichtet regelmäßig von schwers-
ten Übergriffen der Exekutive. In ei-
ner eigenen Broschüre haben Ak-
tivsten der Initiative »Black lives
matter« die Geschichten der Opfer
aufgelistet. Ein 40-jähriger Einkäu-
fer am Parkplatz vor dem Super-
markt, ein 15-jähriger Radfahrer, ei-
ne 26-jährige Schwangere, eine 50-
jährige Verkäuferin oder eine 87-
jährige Großmutter – für sie alle und
Hunderte andere endete der Poli-
zeikontakt mit schweren Verletzun-
gen im Krankenhaus.
Zunehmend sieht sich die Stadt-

verwaltung von Baltimore mit Kla-
gen konfrontiert. Seit 2011 wurde in
über 100 Fällen den Opfern von Po-
lizeiübergriffen Entschädigung zu-
gesprochen. Polizeigewalt schlägt so-
mit auch auf das städtische Budget
durch und verursacht Kosten in Mil-
lionenhöhe. 2014 wurde der ent-
sprechende städtische Haushalt für
Gerichtsverfahren auf 4,2 Millionen
Dollar aufgestockt. Weitere 20 bis 30
Millionen dürften laut einer offiziel-

len Schätzung die Folgen der Unru-
hen im April gekostet haben.
An einem späten Sonntagnach-

mittag in Gilmore Homes, jenem
Viertel, in dem Freddie Gray zu Tode
kam. Der Ort der tödlichen Polizei-
attacke ist pietätvoll hergerichtet.
Nachbarn drapieren die Ecke, an der
sich sechs Exekutivbeamte auf den
25-jährigen Afroamerikaner gestürzt

und ihm dabei mutmaßlich das Rück-
grat gebrochen haben, mit Blumen
und Gedenksteinen. Die Hauswand
daneben ist großflächig mit seinem
Bildnis bemalt und stellt seine tragi-
sche Geschichte in die Tradition des
schwarzen Widerstandes.
»Black lives matter« ist eine 2012

spontan entstandene Initiative, die
nach dem gewaltsamen Tod von
Freddie Gray überall im Land rasan-
ten Zulauf bekommen hat. In Balti-
more gingen zum 1. Mai 12 000 Pro-

testierende für ein schwarzes Leben
in Würde und ohne Angst auf die
Straße. Auch das diesjährige »Left Fo-
rum«, das Ende Mai in New York
stattfand und mehr als 1000 Aktivis-
ten und Diskutanten anzog, stand
ganz im Bann von Antirassismus und
Kampf gegen Polizeigewalt.
In Baltimore selbst kämpft eine

starke Sektion der linken »Workers
World«-Partei mit Bürgerrechts-
gruppen wie dem »People‘s Power
Assembly« und kirchlichen Einrich-
tungen gegen die in den USA prak-
tizierte »Sozialpolitik«, die auf Po-
lizeiknüppel, Schusswaffenge-
brauch und Gefängnisbau setzt. 2,2
Millionen Menschen sitzen in den
Vereinigten Staaten hinter Gittern.
Damit sind die USA weltweit das
Land mit der höchsten Gefange-
nenzahl; gefolgt von China, das mit
seiner viermal so großen Bevölke-
rung 1,6 Millionen Gefängnisinsas-
sen aufweist. In Deutschland sind es
80 000.
Es befinden sich also pro Kopf ge-

rechnet sechs Mal so viele Menschen
in US-amerikanischen Gefängnissen
wie in chinesischen. Wegsperren
statt Bildung, so sieht die US-ame-
rikanische Wirklichkeit für Unter-
privilegierte aus. Dies hat in Balti-
more nun auch Kirchenleute wie
Pastor Bryant auf die Straße getrie-
ben – und das im wörtlichen Sinn.
Zusammen mit 40 Gleichgesinnten
blockierte der umtriebige schwarze
Prediger zur Stoßzeit den Interstate-
Highway Nr. 395 für mehrere Stun-
den. Die Lebensader der Stadt war
einen halben Tag lang verstopft, was
sowohl die Bürgermeisterin als auch
den Gouverneur von Maryland Dro-
hungen gegen den Geistlichen aus-
stoßen ließ.
Bryant und seine Leute haben mit

ihrem für die USA ungewöhnlichen
Protest die gut gehende Gefängnis-
industrie im Visier. Denn der Staat
Maryland ist gerade dabei, für 30Mil-
lionen Dollar ein neues Jugendge-
fängnis errichten zu lassen. Geplan-
ter Standort: Baltimore. Geplante In-
sassen: die bei den Unruhen im April
und bei zu erwartenden kommenden
Auseinandersetzungen verhafteten
Jugendlichen. Die Situation in der
Stadt bleibt höchst angespannt, wie
Schüsse auf das Auto von Sharon
Black, Organisatorin der Bürger-
plattform »People‘s Power Assemb-
ly«, am 5. Juni zeigten.

Von Hannes Hofbauer zuletzt erschie-
nen: »Die Diktatur des Kapitals. Souve-
ränitätsverlust im postdemokratischen
Zeitalter«, Promedia 2014, Bestellun-
gen: nd-Shop, Tel.: 030 29 78 17 77

In den vergangenen 25
Jahren schlossen so gut
wie alle großen Indus-
triebetriebe der einst
prosperierenden Stadt
ihre Tore. Wer es sich
leisten konnte, zog weg.

Aufstand im
April 2015
Am 19. April stirbt der 25-jährige
Afro-Amerikaner Freddie Gray in
Polizeigewahrsam. Er war eine
Woche zuvor im Stadtteil Gilmore
Homes, einem ausnahmelos von
Schwarzen bewohnten, herun-
tergekommenen Viertel festge-
nommen worden.
Seine Festnahme, die offiziell

wegen des Tragens eines – uner-
laubten – Springmessers erfolgt,
beschreiben Augenzeugen als ex-
trem brutal. Mit gebrochener Wir-
belsäule fällt Freddie Gray noch
während des Transports im Poli-
zeiwagen ins Koma, aus dem er
nicht mehr erwacht.
Anschließende Proteste vor der

Polizeistation schlagen rasch in
Unruhen um, im Zuge derer Hun-
derte Schwarze verhaftet werden.
Am 27. April 2015 lässt der

Gouverneur des Bundesstaates
Maryland die Nationalgarde auf-
marschieren und verhängt den
Ausnahmezustand über Balti-
more. Der Aufstand in den
schwarzen Ghettos wird militä-
risch niedergeschlagen.
Die anschließende Anklageer-

hebung gegen die sechs beteilig-
ten Polizisten durch die (schwar-
ze) Staatsanwältin Marilyn Mos-
by beruhigt die explosive Lage in
der Stadt etwas. hof

Die Straßenecke, wo die tödliche
Polizeiattacke auf Freddie Gray erfolgte,
wurde zu einem Gedenkort schwarzen
Widerstandes mit seinem Bildnis.

Überall im Viertel werden die Essen-
marken der Bedürftigen angenommen.
Fotos: Hannes Hofbauer
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Mehr Hintergrund gewünscht

Zu »Spurensuche am Rande des Krie-
ges«, 13./14.6., S. 18
Zwar möchte der Fotograf, dass die
Bilder für sich selbst sprechen, und
hat sie deshalb nur mit knappen Un-
terschriften versehen. Ich hätte mir
aber gewünscht, dass der zeitge-
schichtliche Hintergrund etwas aus-
führlicher dargelegt worden wäre.
Nehmen wir das Foto »Kurtschatow,
Kasachstan«. Die Stadt Kurtschatow
wurde nahe dem Atomwaffentest-
gelände von Semipalatinsk (Semei)
errichtet und liegt diesem Testge-
lände näher als Semei selbst. Sie
trägt den Namen zu Ehren des sow-
jetischen Kernphysikers Igor Wassi-
lewitsch Kurtschatow, dessen Ar-
beiten maßgeblich zur Brechung des
Atomwaffenmonopols der USA bei-
trugen. Die Stadt ist eigentlich eine
Stadt der Wissenschaftler, mit schö-
nen Parks, aber auch Gebäuden, die
die geschwundene Bedeutung und
ausbleibende Zuwendung von staat-
lichen Mitteln für den Erhalt des
kommunalen Wohnungsbestandes
dieser Stadt nach dem Atomwaf-
fenteststopp zeigen.
Ein Foto zeigt das heutige Asta-

na, welches von Prestigebauten
Nursultan Nasarbajews geprägt ist.
Zelinograd, so hieß Astana zu sow-
jetischen Zeiten, stand im Sinne des
Wortes (Zelina = Neuland) für die
Kampagne der Neulandgewinnung,
um so die Ernährungssituation der
Sowjetbevölkerung zu verbessern.
Zelinograd ist mit dem heutigen As-
tana nicht vergleichbar.
Gerhard Sickert, Dortmund

Papier ist geduldig

Zu »Riad weist Kritik an Stockhieben
zurück«, 13./14.6., S. 7
Stockhiebe, gar 1000, sind Folter.
Saudi-Arabien hat die Konvention
gegen Folter unterzeichnet. Aber
Papier ist eben geduldig. Es legiti-
miert die Ölkäufe und auch die Rüs-
tungsverkäufe. Wenn nun deutsche
und europäische Stellen gegen das

Folter-Urteil protestieren, so
wünschte ichmir diesenProtest doch
drastischer und nicht nur auf Pa-
pier. Raif Badawi hat nichts anderes
getan als das, was ich hier tue: Er
hat seine Meinung geäußert. Eine
ungestrafte freie Meinungsäuße-
rung ist ein Menschenrecht. Denn
Menschen haben in jedem Kultur-
kreis eine Meinung, die müssen sie
äußern dürfen, auch wenn sie kri-
tisch ausfällt.
Ursula Wöll, Wetzlar

Ohne Russland keine Lösung

Zu »G7 vereinbaren mehr Klima-
schutz«, 9.6., S. 1
Die G7-Mächtigen waren sich vor
allem in einem einig: ihrer Russ-
landpolitik. Putin muss das Minsker
Abkommen zur Lösung der Ukrai-
nekrise einhalten, dann könne man
über die Lockerung der Sanktionen
reden. Zum Minsker Abkommen
gehört aber auch die Kiewer Seite.
Da Poroschenko und sein Premier
Jazenjuk die Sichtweisen des Wes-
ten vertreten, hinter jedem Busch in
der Ostukraine russische Soldaten
sehen und andere unhaltbare Sze-
narien in die Welt setzen, brauchen
sie Geld. Die USA sind seit der Mai-
danbewegung personell und finan-
ziell tätig. Militärberatung und
Waffenlieferungen zur Stärkung der
ukrainischen Armee laufen auf
Hochtouren. Mit dem Rückenwind
will Jazenjuk das Donezker Gebiet,
Lugansk und die Krim zurückge-
winnen. Krieg gegen das eigene
Volk weiter führen, das in der Ost-
ukraine verzweifelt, verhungert und
stirbt. Die Krisen dieser Welt brau-
chen keine amerikanischen Ant-
worten. Europa braucht keine ame-
rikanischen Antworten, die nur ih-
ren Interessen dienen. Ohne Russ-
land ist eben keine Lösung in Sicht.
Rolf-Dieter Reiber, Ichstedt

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Chance für eine andere Politik
Martin Ling über die linken Bürgermeisterinnen in Madrid und Barcelona

Noch vor zwei Jahren war es undenkbar: Spanien größte Städte regiert
von Bürgermeisterinnen, die nicht aus etablierten Parteien stammen. Seit
diesem Wochenende ist es Wirklichkeit: In Madrid wurde die 71-jährige
ehemalige Richterin Manuela Carmena vom Bündnis »Ahora Madrid« in-
thronisiert, in Barcelona Ada Colau von »Barcelona en Comú«.
Einen Wermutstropfen gibt es: Ohne die Stimmen der Sozialistischen

Partei PSOE und ihres katalanischen Ablegers PSC und damit ohne die
Stimmen einer der Parteien, die von der Empörten-Bewegung als politi-
sche Kaste (rechte Volkspartei PP und PSOE) gemeinhin mit Abscheu be-
trachtet wird, wären Mehrheiten im Stadtrat nicht möglich gewesen.
Ohne Mehrheit keine Chance für einen Neuanfang. Ada Colau hat im

Wahlkampf immer klar postuliert, dass es nicht um Sitze im Gemeinderat
gehe, sondern darum zu »gewinnen, um die Dinge zu verändern und zu
beweisen, dass Politik grundsätzlich anders sein kann«. Gewonnen hat sie
und nun steht sie wie Carmena vor der schwierigen Aufgabe, die Vor-
schusslorbeeren in sozialpolitische Erfolge umzumünzen. Damit im Loka-
len anzufangen, wo Bündnisse entlang der Sache weit eher möglich sind
als auf Landes- oder Bundesebene, ist ein lohnenswertes Vorhaben. Ge-
lingt es, würde Spanien zu einem anderen Land mit Signalwirkung.

Konten für alle!
Grit Gernhardt freut sich etwas verhalten über einen längst überfälligen
Gesetzentwurf

Die Miete bar bezahlen? Das Gehalt in der Papiertüte erhalten? In der fast
bargeldlosen Gesellschaft klingt das angestaubt, wenn nicht gar anachronis-
tisch. Dänemark will Scheine und Münzen nächstes Jahr abschaffen, die gro-
ßen Elektronikkonzerne pushen das Bezahlen mittels Smartphone. Was aber
ist mit denen, die weder ein Smartphone noch eine Kreditkarte besitzen – ja
nicht einmal ein Konto? Viele Flüchtlinge und Obdachlose etwa sind haupt-
sächlich deshalb von vielen Dingen des täglichen Lebens ausgeschlossen. Eine
Wohnung bekommt nur, wer Einkommen und Konto nachweisen kann, einen
Job nur, wer eine Bankadresse hat, auf die der Lohn überwiesen werden kann.
Insofern ist das »Konto für jedermann«, das soziale Organisationen und lin-

ke Parteien seit Jahren fordern, eine existenzielle Frage, die die Politik längst
hätte beantworten müssen. Wieder einmal bedurfte es jedoch erst der Auffor-
derung aus Brüssel, bis ein Gesetz auf den Weg gebracht wurde. Ab Anfang
2016 – sogar ein paar Monate früher, als die EU-Frist verlangt – sollen in der
Bundesrepublik auch geduldete Flüchtlinge und Menschen ohne Wohnung das
Recht auf ein Konto bekommen. Weigern sich die Banken weiter, können sie
bestraft werden. Abzuwarten gilt, ob die Neuregelung tatsächlich ohne Aus-
nahmen gilt. Dann wäre sie ein großer Schritt hin zu sozialer Gerechtigkeit.

Schöner wählen reicht nicht
Tom Strohschneider über eine Initiative, die an der falschen Stelle ansetzt

Die Beteiligung bei Wahlen sinkt, vor allem Ärmere gehen immer seltener
zu den Abstimmungen, die Legitimation von Politik erodiert. Nun wollen
die Parteien gegensteuern – gemeinsam, mit mehr Möglichkeiten zur
Stimmabgabe, Vereinfachungen des Wahlrechts und Demokratie-Werbung.
Wenn das schon alles ist, wird sich nichts ändern. Gegen die sinkende

Wahlbeteiligung hilft es nicht, den Leuten die Abstimmung in der Kaufhalle
zu ermöglichen, womöglich über drei Wochen. Und auch eine neue Runde
mit Appellen, in denen der Parlamentarismus gepriesen wird, überzeugt
niemanden. Erstens, weil dies von der Annahme ausgeht, dass die Wähler
selbst das Problem sind, da sie die Vorzüge der Demokratie von allein nicht
erkennen können. Und zweitens, weil darin das tatsächliche Problem zum
Verschwinden gebracht wird: die real existierende Politik.
Der Parteien- wird immer mehr zum Ähnlichkeitswettbewerb, politische

Farblehren und Fraktionszwänge trumpfen über die Inhalte. Und der Aus-
teritätsirrsinn hat die realen Gestaltungsmöglichkeiten eingeschränkt – von
wählbaren Alternativen kann keine Rede sein, wenn alle ohnehin nur spa-
ren müssen. Dass immer mehr der Wahl fernbleiben, hat damit zu tun –
und weniger mit den Öffnungszeiten der Abstimmungslokale. Schöner
wählen reicht eben nicht. Es müsste schon eine andere Politik sein.

DIE TATORT KOLUMNE

Du hast für Geld alles verraten
Vom Renegatenrechtfertigungsversuch zum sozialdemokratischen Globalisierungsalptraum: Matthias Dell über
den Bremer Tatort »Wer Wind erntet, sät Sturm«

Der Streit um »Stuttgart 21« ist erst
nächste Woche dran im »Tatort«.
Aber Niki Stein, dessen Regisseur,
haut schon mal einen raus: Er kann
sich den »Tatort« nicht anders als po-
litisch vorstellen – und zwar gerade
weil so viele Menschen zugucken:
»Wenn ich das nicht nutze, um eine
Geschichte zu erzählen, die etwas mit
der gesellschaftlichen Wirklichkeit zu
tun hat, ist das für mich Verschwen-
dung von Ressourcen.«
Man könnte lange darüber debat-

tieren, ob gesellschaftliche Relevanz
sich in Filmen nur dann herstellt,
wenn ein »Tatort« die Themen der
»Tagesschau« präsentiert wie das in
eine Spielhandlung aufgelöste Talk-
show-Theater – also als erwartbar-
ermüdendes Ensemble des medial
kadrierten Pluralismus. Aber bemer-
kenswert ist doch, dass der entschie-
dene Stein ausgerechnet zu einer
Umweltmetapher greift.
Allein deshalb führt sein Credo

bestens ein in die Bremer »Tatort«-
Episode »Wer Wind erntet, sät
Sturm« (Redaktion: Annette Strelow,,
Birgit Titze). Ein Windenergie-Fall,
der auf der Nachrichten-Ebene etwas
schräg liegt – hatte die Kanzlerin
letzte Woche als Großziel fürs Jahr-
hundert die »Dekarbonisierung« aus-
gegeben, macht der öffentlich-recht-
liche »Tatort« erst mal die Alternative
Windkraft schlecht.
Denn wo ein Krimi hingeht, da

müssen sich Probleme finden (Buch:
Wilfried Huismann, Dirk Morgen-
stern, Boris Dennulat). Ihren Ur-
sprung haben die in einer Ménage-à-
trois, die Henrik, Katrin und Lars bil-
den. Früher waren sie alle gleich da-
gegen (wenngleich Henrik der Vater
von Katrin sein könnte, aber der Va-
ter ihres Kindes ist), heute hat sich
das ausdifferenziert in Immer-noch-
Aktivist (Henrik), Verbandsfrau/Lob-

byistin (Katrin) und Windkraft-Un-
ternehmer (Lars).
Die Vorwürfe, die sich gemacht

werden (»Du hast für Geld alles ver-
raten, wofür ihr mal gekämpft habt«),
sind nicht selten die Probleme, die im
medialen Diskurs vor allem Renegaten
mit sich selbst haben, weshalb dann
zumeist die anderen schuld sind am
eigenen Weg von links nach rechts.
Allerdings ist Unternehmer-Lars mit

Thomas Heinze grandios besetzt, weil
aus dessen nörgeliger Großmäuligkeit
(»Was diese Luftpumpe hier will? Kei-
ne Ahnung!«) immer noch das Nied-
lichkeitsecho des Deutsche-Komödie-
Darlings der neunziger Jahre tönt
– einen harmloseren Swinegel kann
man sich nicht vorstellen.
Ebenfalls ein Besetzungscoup ist

Helmut Zierl als Henrik, eine über-
prominente Fernsehfilmnase, die sich
schweratmend in die Rolle des Akti-
visten stürzt und den unversöhnten
Mahner als permanente Drohung
spielt. Insofern ist dieser »Tatort«
(Regie: Florian Baxmeyer) eine Viri-
litätsshow sondergleichen (inklusive

Kopfstoß beim Hahnenkampf), mit
Annika Blendl als Katrin im Zentrum
aller Begehrlichkeiten. Lucas Prisors
Aktivisten-Kilian, der bei Katrin im
Garten zelten darf, macht von Beginn
an auf sich aufmerksam durch kon-
sequente Humorlosigkeit, während
Rafael Stachowiak seinen Hedge-
fonds-Manager mit großer Lust als
kindlich-irren Bösewicht gibt.
Die Geschichte wechselt mitten-

drin vom Renegatenrechtfertigungs-
versuch (Aktivist vs. Verbandsfrau
und Unternehmer) zum sozialdemo-
kratischen Globalisierungsalptraum
– Unternehmer-Lars sieht im Ange-
sicht des eiskalt operierenden
Hedgefonds-Managers plötzlich wie-
der gut aus. Am tollsten aber ist die
Auflösung, die in diesem Fall auch
moralische Schuldverteilung ist: Un-
ternehmer hier, Hedgefonds da – am
krassesten sind doch diese »Aktivis-
tenbazillen« (Heinzes Lars) drauf, die
noch den eigenen Tod als medialen
Bluff inszenieren (die Schüsse auf
den in Südamerika eh verseuchten
Kollegen) und Menschen umbringen,
um Vögel zu retten.
Das werden die durch den »Tatort«

weitergebildeten Zuschauermillionen
also schon mal nicht wollen, Aktivis-
ten. Womit ein Problem der »gesell-
schaftlichen Wirklichkeit« in der Ver-
mittlung benannt wäre. Ein anderes
ist die Leerstelle, die die Medien im
Film spielen, weil sich die Öffentlich-
Rechtlichen angewöhnt haben, den
»Tatort« zur Schleichwerbung für sich
selbst zu nutzen. Da sitzt dann diese
Woche Giovanni di Lorenzo und
spielt sich selbst als lustigen Wieder-
erkennungs-Cameo. Dabei müsste er
sich eigentlich spielen als Teil des
Problems von Manipulation und Ein-
flussnahme, das der Film zu verhan-
deln versucht. Mal sehen, was nächs-
te Woche in Stuttgart geht.

Matthias Dell schreibt über
Theater und Kino unter anderem
bei »Freitag« und »Theater der
Zeit«. Von ihm erschien: »Herr-
lich inkorrekt«. Die Thiel-Boerne-
Tatorte (Bertz+Fischer, 2012).
Foto: Oliver Schmidt
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Mit aller Kraft
gegen die Pleite
Von Christian Klemm

Ludwigshafen bestimmt nicht ge-
rade die Schlagzeilen dieser Re-
publik. Überregional ist die Stadt
am Rhein für seine chemische In-
dustrie bekannt – BASF hat dort
seinen Stammsitz. Und alle paar
Monate sind Ulrike Folkerts (Le-
na Odenthal) und Andreas Hoppe
(Mario Kopper) als Kommissare
im »Tatort« gemeinen Verbre-
chern auf der Spur. Viel mehr
dürfte Otto Normalverbraucher
nicht von Ludwigshafen wissen.
Auch die Oberbürgermeisterin

hat in jüngster Vergangenheit
nicht sehr oft auf sich oder ihre
Politik aufmerksam gemacht. Bis
jetzt. Denn Eva Lohse ist am Don-
nerstag auf der Hauptversamm-
lung des Deutschen Städtetages in
Dresden zur neue Präsidentin ge-
wählt worden. Die 59-Jährige
wird damit Nachfolgerin von Ul-
rich Maly (SPD). Nun vertritt die
CDU-Politikerin, die seit Anfang
2002 Oberbürgermeisterin ist, die
Interessen der Städte gegenüber
der Bundesregierung, dem Bun-
destag und dem Bundesrat. Die
verheiratete Mutter zweier Töch-
ter ist damit die erste Rheinland-
Pfälzerin, die an der Spitze des
Zusammenschlusses steht. Bei der
Landtagswahl vor vier Jahren ge-
hörte sie zum Schattenkabinett
von Julia Klöckner (CDU).
Der Städtetag macht immer

wieder auf die prekäre Kassenlage
der Städte aufmerksam. Viele von

ihnen sich nämlich hoffnungslos
überschuldet. Damit die Schulden
nicht vollkommen ausarten, wer-
den reihenweise Schwimmbäder
geschlossen, Bibliotheken dicht-
gemacht und kommunales Eigen-
tum verhökert. Das bringt alles
nichts – Städten wie Mühlheim an
der Ruhr, Duisburg und Bremer-
haven steht nach wie vor das Was-
ser bis zum Hals. Vielleicht sogar
schon höher.
Doch es gibt Städte, in denen

die Sportplätze nicht verrotten.
Diese Kluft beklagte der Städtetag
in der »Dresdner Erklärung«, die
zum Abschluss der Hauptver-
sammlung verabschiedet wurde.
Eine der schwierigsten Aufgaben
der promovierten Juristin Lohse
als Präsidentin ist es deshalb, da-
für zu sorgen, dass dieses Gefälle
nicht zu steil wird. Wenn es dafür
nicht schon zu spät ist.

Eva Lohse ist neue Präsidentin des
Deutschen Städtetags.
Foto: dpa/Arno Burgi
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WAR DAS DIE WENDE, DIE WIR 
WOLLTEN?
Gespräche mit Zeitgenossen

Die Journalistin Burga Kalinowski befragte Menschen, 
die 1989/90 die politischen  Ereignisse erlebt und mit-
gestaltet haben, die leidenschaftlich für Veränderungen 
einge treten sind und große Hoffnungen in die Bewegung 
im Lande gesetzt haben. Aus den Antworten auf ihre 
Fragen ist ein ungewöhnliches Buch entstanden, welches 
sie mit Protagonisten aus dem Buch vorstellt. 
Mit dabei: Christa Luft und Gisela Oechelhaeuser

KOOPERATION MIT DER EULENSPIEGEL VERLAGSGRUPPE
FRANZ-MEHRING-PLATZ 1, MÜNZENBERGSAAL
10243 BERLIN, EINTRITT 5 €

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

NACHRICHTEN

Angehörige von
US-Drohnenopfern
reichen Klage ein
Berlin. Der Sohn eines zivilen
Drohnenopfers aus Somaliawill die
Bundesregierung laut »Spiegel«
verklagen, weil der Luftangriff auf
seinen Vater über US-Einrichtun-
gen auf deutschem Hoheitsgebiet
gelaufen sein soll. Die Klage solle
dem Verwaltungsgericht Köln in
den nächsten Tagen zugestellt
werden, heißt es in dem Bericht.
Außerdem wollten die Anwälte bei
der Staatsanwaltschaft Zweibrü-
cken Anzeige gegen das beteiligte
Personal in den US-Militäreinrich-
tungen in Deutschland stellen. Ihr
Vorwurf laute auf gemeinschaft-
lich begangenen Mord. Der Vater
des Klägers, ein 50-jähriger Ka-
melhirte aus Somalia, kam dem
Bericht zufolge bei einem Droh-
nenangriff am 24. Februar 2012
ums Leben. Der Luftschlag habe ei-
nem 27-jährigen Mitglied der Al-
Shabaab-Miliz gegolten. Das Ver-
waltungsgericht Köln hatte erst
Ende Mai entschieden, dass die
Bundesregierung nicht verpflichtet
ist, den USA die Nutzung des US-
Stützpunktes Ramstein für den
Einsatz von Kampfdrohnen im Je-
men zu verbieten. dpa/nd

Von der Leyen lässt
G36-Affäre prüfen
Hannover. Verteidigungsministe-
rinUrsula von der Leyen (CDU) hat
eine Überprüfung der möglichen
Verwicklung des Militärischen Ab-
schirmdienstes (MAD) in die Af-
färe um das Sturmgewehr G36
veranlasst. »Es sind viele unter-
schiedliche Spekulationen im
Raum«, sagte die Ministerin am
Samstag. Eine Prüfgruppe werde
diesen nachgehen und einen Be-
richt vorlegen. dpa/nd

Piratenflagge auf der
»Gorch Fock« gehisst
Flensburg. Auf dem Segelschul-
schiff »Gorch Fock« in Flensburg
haben Aktivisten gegen den »Tag
der Bundeswehr« protestiert, an
dem die Truppe am Samstag erst-
mals an 15 Standorten ihre Fä-
higkeiten präsentierte und um
Nachwuchs warb. Sie kletterten in
die Takelage und hängten in rund
20 Metern Höhe ein Transparent
mit der Aufschrift »War starts he-
re« (Krieg beginnt hier) auf. Au-
ßerdem hissten sie an einem Mast
eine Piratenflagge, die einen To-
tenkopf mit zerbrochenen Ge-
wehren zeigte. Der Tag der Bun-
deswehr lockte bundesweit meh-
rere Tausend Bürger in die Kaser-
nen. dpa/nd

Erst ein Prozent veröffentlicht
Zwei Helfer des Whistleblowers Edward Snowden kündigten in Berlin weitere »Leaks« an
Die Internetaktivisten Sarah Harri-
son und Jacob Appelbaum fordern
ein schärferes Vorgehen gegen den
US-Stützpunkt Ramstein und raten
Überwachungsgegnern, Verschlüs-
selungssoftware zu finanzieren.

Von Fabian Lambeck

Im Berliner Szeneclub »about blank«
wird normalerweise zu elektronischer
Musik getanzt. Doch an diesem Frei-
tagabend hatten sich ungefähr ein-
hundert Besucher im Garten des
»blank« versammelt, um zwei Men-
schen zuzuhören, diemanmit Fugund
Recht als Asylsuchende aus den Post-
demokratien USA und Großbritanni-
en bezeichnen kann. Der US-Inter-
netaktivist Jacob Appelbaum gilt als
einer der bedeutendsten Unterstützer
von Wikileaks und lebt seit einigen
Monaten in Berlin, weil er sich in den
USA »nicht mehr sicher fühlt«. Neben
ihm auf dem Podium saß auf Einla-
dung der Rosa-Luxemburg-Stiftung
die Britin Sarah Harrison, die eben-
falls für Wikileaks arbeitet und den
Whistleblower Edward Snowden auf
seinem Weg ins Moskauer Exil be-
gleitete. Nun lebt Harrison selbst im
Exil in Deutschland. Sie wolle nicht in
einem Land wie Großbritannien le-
ben, wo die Verschlüsselung von
elektronischer Kommunikation nun
ganz untersagt werden soll, um den
Geheimdiensten die Arbeit zu er-
leichtern.

Schon jetzt können die britischen
Behörden Nutzer in Beugehaft neh-
men oder für bis zu zwei Jahre ins Ge-
fängnis stecken, wenn diese sich wei-
gern, ihre Passwörter offenzulegen.
Doch Privatsphäre ist für die Wi-

kileaks-Mitarbeiterin wichtig, sind
doch bislang erst »ein Prozent der
Snowden-Dokumente veröffent-
licht«, wie Harrison unterstrich. Of-
fenbar müssen sich die USA auf das
Leaken weiterer brisanter Informati-
onen einstellen. Große Illusionen
über ihr deutsches Exil machte sich
Harrison aber nicht. Es sei doch die
Frage, wer den Bundesnachrichten-
dienst leite. DerGroßeBruder aus den
USA berate seine Partnerdienste auch
in Rechtsfragen, damit diese die gel-
tenden Gesetzen umgehen könnten,
so Harrison.
Zwar lobte Jacob Appelbaum sein

selbstgewähltes Exil, doch da der BND
Zugang zum mächtigen NSA-Spio-
nagewerkzeug XKeyscore habe, wer-
de auch Deutschland als »Massen-
überwachungsstaat enden«. Der Ha-
cker kritisierte Generalbundesanwalt
Harald Range, der just an jenem Tag
die Ermittlungen zum abgehörten
Handy der Kanzlerin eingestellt hat-
te. Es war Appelbaum, der dem
»Spiegel« im Oktober 2013 gesteckt
hatte, dass die NSA das Telefon Mer-
kels abhörte und somit den Skandal
richtig befeuerte. Der Aktivist wird
nach eigener Aussage auch in Berlin
von US-Behörden verfolgt. Dabei gin-

gen die mutmaßlichen FBI-Mitarbei-
ter soweit, in seine Wohnung einzu-
brechen, ohne die Spuren gänzlich zu
verwischen. Offenbar eine Art Zer-
mürbungsstrategie, die der Internet-
aktivist in einem Interview mal als
Methode des DDR-Geheimdienstes
bezeichnete. Appelbaum vergisst,
dass auch das FBI im Rahmen des CO-
INTELPRO-Programmes bis in die
70er Jahre Zehntausende politisch

aktive US-Bürger überwachte und
dabei auch vor Mord und Psychoter-
ror nicht zurückschreckte.
Vielleicht ist das der einzige Vor-

wurf, den man Applebaum machen
kann: Geschichtsvergessenheit. So
entsteht der Eindruck, die USA seien
erst in den vergangenen Jahren zu ei-
nem Überwachungsstaat geworden.
Doch bereits in den frühen 70ern
führte die CIA im Rahmen der Ope-
ration CHAOS die Namen von
300 000 Vietnamkriegsgegnern auf
Computerdateien. Auch die NSA
wurde nicht über Nacht so mächtig.
Bereits in den 90ern durchsuchte sie

alle Telefonate, die das europäische
Festland verließen, auf verdächtige
Stichworte. In den 80ern wurden
wohl sämtliche Telefone in der alten
BRD von der Agency überwacht.
Appelbaum konstatierte, in sei-

nem Heimatland fehle den Men-
schen das Bewusstsein für die Straf-
taten der NSA. So dringe der Ge-
heimdienst in fremde Computer ein
und nutze die gestohlenen Daten, um
mit Drohnen Menschen umzubrin-
gen. Tatsächlich füttert die NSA die
Killerdrohnen des US-Militärs mit
entsprechenden Zielvorgaben, damit
deren Piloten in Jemen oder Pakistan
auf Menschenjagd gehen können.
Auch der BND leistet hier Amtshilfe.
Die Deutschen sollten schärfer vor-
gehen gegen den US-Stützpunkt
Ramstein in Rheinland-Pfalz, von
dem die Daten für die Drohnen kä-
men. »Warum stellt ihr denen nicht
das Wasser ab oder den Strom?«,
fragte Appelbaum.
Der Mitentwickler des Anonymi-

sierungsdienstes Tor sieht die Mas-
senüberwachung als Instrument der
»imperialen Dominanz« der USA und
ihrer Verbündeten. Wobei es mitt-
lerweile kaum noch Unterschiede
zwischen Staaten und Konzernen ge-
be, wie er warnte. Einen Rat für die
LINKE hatte er auch noch: Die Partei
solle mehr Software finanzieren, mit
der man Kommunikation verschlüs-
seln kann. So könne man den Über-
wachern ein Schnippchen schlagen.

»Auch Deutschland wird
als Massenüberwa-
chungsstaat enden.«
Jacob Appelbaum,
Internetaktivist

Der US-Stützpunkt Ramstein ist eine Zentrale für Drohnenmorde – und deshalb immer wieder Gegenstand von Protest. Auch Jacob Appelbaum fordert, dass mehr Druck auf
diesen Ausgangspunkt des Tötens ausgeübt wird. Foto: dpa/Rainer Jensen

Wählen soll
attraktiver
werden
Parteien planen Reformen
gegen Wahlmüdigkeit

Berlin. Alle im Bundestag vertre-
tenen Parteien sowie die FDP wol-
len gemeinsam für eine höhere
Wahlbeteiligung in Deutschland
sorgen. Mehr Möglichkeiten zur
Stimmabgabe, Vereinfachungen
des Wahlrechts und verstärkte
Werbung für die Demokratie sol-
len die Bürger an die Urne füh-
ren. CDU, CSU, SPD, Grüne, LIN-
KE und FDP starteten dafür in au-
ßergewöhnlicher Eintracht einen
Reformprozess, der über einen
großen Kongress auch zu Rechts-
änderungen führen soll.
Die Generalsekretäre und Bun-

desgeschäftsführer der Parteien
hatten den Fahrplan am Freitag
bei einem Treffen im Bundestag
verabredet, wie mehrere Medien
berichteten. Den gemeinsamen
Kongress vorbereiten sollen die
parteinahen Stiftungen von der
Hanns-Seidel-Stiftung (CSU) bis
zur Rosa-Luxemburg-Stiftung
(LINKE). Auch eine Beteiligung
etwa der Bertelsmann-Stiftung
werde erwogen.
SPD-Generalsekretärin Yasmin

Fahimi hatte bereits im vergan-
genen Jahr das Beispiel Schwe-
den als mögliches Vorbild ange-
führt: »In den letzten drei Wo-
chen vor dem Wahltermin kön-
nen alle Schwedinnen und
Schweden ihre Stimme schon ab-
geben, ohne dafür umständlich
Briefwahl zu beantragen.« Mobile
Wahllokale seien in der Zeit auch
in Supermärkten, Einkaufszent-
ren oder Bahnhöfen aufgestellt. Im
Gespräch ist auch, die Möglich-
keit zur Stimmabgabe auf den
Zeitraum von 8 bis 20 Uhr auszu-
dehnen.
Die Spitzenrunde verständigte

sich auf vier Themenkomplexe, die
in den kommenden Wochen be-
arbeitet werden sollten. Erforscht
werden sollen die Ursachen der
Wahlmüdigkeit. Mögliche Ver-
einfachungen des Wahlrechts und
mögliche Erweiterungen des
kommunalen Wahlrechts für Aus-
länder sollen diskutiert werden.
Mehr Partizipation – auch inner-
parteiliche Mitbestimmung – so-
wie eine Stärkung der politischen
Kultur seien zudem auf der Agen-
da, hieß es. Bald soll es ein ge-
meinsames Papier zu dem Vor-
haben geben. »Das Ziel ist, das
Projekt nicht auf die lange Bank
zu schieben.« Skepsis sei aber an-
gebracht, dass Änderungen be-
reits für die kommende Bundes-
tagswahl 2017 greifbar werden.
dpa/nd Kommentar Seite 4
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Snowden-Dateien angeblich geknackt
Laut einem Medienbericht haben Russland und China Spionagedaten von Großbritannien und USA entschlüsselt

HabenRusslandundChina die vom
US-Informanten Snowden ent-
wendeten Geheimdienst-Daten ge-
hackt? Das behaupten anonyme
Regierungsmitarbeiter in Groß-
britannien. Doch es gibt Zweifel.

London. Russland und China sollen
nach Medienberichten streng gehei-
me Daten der Geheimdienste Groß-
britanniens und der USA entschlüs-
selt haben. Die Spionagedaten sollen
nach Darstellung der britischen »The
Sunday Times« und der BBC aus dem
Fundus des US-Informanten Edward
Snowden stammen. Der britische
Auslandsgeheimdienst MI6 sei da-
durch gezwungen gewesen, Agenten
aus Einsätzen in »feindlich gesinnten
Ländern« abzuziehen, berichtete das
Blatt am Sonntag unter Berufung auf
Quellen beim Sitz des Premiermi-
nisters, im Innenministerium und in
Sicherheitsbehörden.
Demzufolge verschaffte sich etwa

Russland Zugang zu mehr als einer

Million Geheimdokumenten aus dem
Snowden-Fundus. Auch China soll
verschlüsselte Dokumente gehackt
haben, die Informationen und Me-
thoden von Geheimdiensten ent-
hielten und zur Enttarnung von bri-
tischen und US-amerikanischen Spi-

onen führen könnten. Ein hochran-
giger Regierungsvertreter sagte der
britischen Rundfunkanstalt BBC,
Agenten seien versetzt worden, weil
Russland und China Snowden-Da-
teien lesen können. Es gebe keine
Hinweise darauf, dass einem von ih-
nen geschadet worden sei.
Der Snowden-Vertraute und Jour-

nalist Glenn Greenwald wies die Dar-
stellung zurück. Der Bericht in der
»Sunday Times« sei gespickt mit vie-
len nachweislich falschen Fakten und
ein Beispiel für schlimmsten Journa-
lismus. Wer Behauptungen glaube,
die anonym im eigenen Interesse von
Regierungen vorgetragenwürden, sei
dumm, schrieb Greenwald im Kurz-
mitteilungsdienst Twitter.
Nähere Angaben, wie oder wann

Russland und China an die Doku-
mente gelangt sein sollen, enthielten
die Berichte nicht. Snowden hatte
während seiner Zeit bei den US-Ge-
heimdiensten CIA und NSA streng
geheime Dokumente heruntergela-

den. Seine Enthüllungen brachten
seit 2013 das Ausmaß der Überwa-
chung durch die US-Geheimdienste
und ihre britischen Partner ans Ta-
geslicht. Snowden, der von den USA
wegen Spionage gesucht wird, lebt
seit dem Sommer 2013 in Russland
im Exil. Der 31-Jährige hatte seine
Dokumente verschiedenen Medien
zur Auswertung zur Verfügung ge-
stellt, aber versichert, dass »kein Ge-
heimdienst« sie erhalten werde.
Ein Vertreter des Innenministeri-

ums sagte nun der »Sunday Times«,
Russlands Präsident Wladimir Putin
habe Snowden nicht umsonst Asyl
gewährt. Ein britischer Geheim-
dienstvertreter behauptete gegen-
über der Zeitung: »Wir wissen, dass
Russland und China Zugang zu
Snowdens Material haben.« Sie wür-
den die Dokumente nun jahrelang
durcharbeiten und dabei nach »Hin-
weisen suchen, um mögliche Ziele zu
identifizieren«. Beweise für die An-
gaben lieferte er nicht. dpa/nd

2013 gab Snowden der Welt den ent-
scheidenden Wink. Foto: dpa/Wolfgang Kumm
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Regierung gibt weitere
100 Millionen Euro für
Kampf gegen Hunger
Berlin. Eine Woche nach dem G-
7-Gipfel stellt Entwicklungsmi-
nister Gerd Müller (CSU) für den
Kampf gegen den Hunger zusätz-
lich 100 Millionen Euro bereit.
»Hunger ist das größte lösbare
Problem auf unserem Planeten«,
sagte der Minister der »Welt am
Sonntag«. Jedes Jahr würden fast
drei Millionen Kinder unter fünf
Jahren an Unterernährung ster-
ben: »Das ist Mord, wie Mahatma
Gandhi es so richtig gesagt hat.«
Müller kündigte ein Programm an,
das bis 2030 vor allem in Afrika
die Nahrungssicherung von 60
Millionen Müttern und Kindern
verbessern soll. Die 100 Millionen
Euro sollen der Anfang sein und
weiter aufgestockt werden, so der
Minister. epd/nd

Ramelow warnt vor
höherer Mehrwertsteuer
Berlin. Thüringens Ministerpräsi-
dent Bodo Ramelow hat in den
Verhandlungen über eine Reform
der Steuereinnahmen nach 2019
vor einer Anhebung der Mehr-
wertsteuer gewarnt. »Wenn der
Soli wegfällt, müsste der Bund den
Mehrwertsteuersatz um einen
Punkt auf 20 Prozent erhöhen, und
das geht überhaupt nicht«, sagte
der LINKEN-Politiker der Zeitung
»Welt am Sonntag«. Er bekräftigte,
dass die Ministerpräsidenten Ost-
deutschlands am Solidaritätszu-
schlag festhalten wollten. Dieser
soll nach bisheriger Planung 2019
auslaufen. Der Soli dürfe in Zu-
kunft kein Ost-West-Ausgleich
mehr sein, sondern müsse ein Be-
nachteiligungsausgleich werden,
forderte Ramelow und ergänzte:
»Wir wollen, dass über den Soli ein
Volumen von 14Milliarden Euro an
regional benachteiligte Strukturen
verteilt wird.« Bund und Länder
wollen sich bis zur Konferenz der
Ministerpräsidenten am Donners-
tag auf die künftigen Bund-Län-
der-Finanzen einigen. dpa/nd

Impfschutz soll
verstärkt werden
Berlin. Union und SPD wollen den
Impfschutz in Deutschland ver-
stärken. Das sehen mehrere Än-
derungsanträge am geplanten Prä-
ventionsgesetz von Gesundheits-
minister Hermann Gröhe (CDU)
vor, die der Deutschen Presse-
agentur vorliegen. Über die Vor-
schläge wird am Mittwoch der Ge-
sundheitsausschuss des Bundes-
tages abstimmen. Kinder ohne
Impfschutz könnten demnach
künftig von Kitas, Schulen und an-
deren Gemeinschaftsunterkünften
ausgeschlossen werden, wenn dort
die Masern ausbrechen. dpa/nd

Länder wollen Flüchtlinge
besser fördern
Hannover. Die Länder fordern vom
Bund eine Verdoppelung der
Sprachförderstunden für Flücht-
linge. Die 300 Stunden, die vom
Bund für alle Asylbewerber mit ei-
ner gesicherten Bleibeperspektive
vorgesehen seien, reichen nicht
aus, sagt Niedersachsens Regie-
rungschef Stephan Weil (SPD).
Sinnvoll seien mindestens 600
Stunden Unterricht. Es sei aber un-
realistisch, in dieser Frage bei der
Ministerpräsidentenkonferenz am
Donnerstag in Berlin mit Ergeb-
nissen zu rechnen, sagte er. dpa/nd

Polizisten funkten
Goebbels-Rede
Berlin. Bei dem Polizeieinsatz zum
G7-Treffen im bayerischen Elmau
hat es einen schweren Zwischen-
fall gegeben – auf Seiten der
Beamten. Wie der »Spiegel« be-
richtet, sollen zwei Bereitschafts-
polizisten über Funk einen Aus-
schnitt aus einer Goebbels-Rede
verbreitet haben. Die Beamten
waren laut dem Magazin einge-
setzt, um das Gelände zu sichern.
Der Vorgang ist laut »Spiegel«
aufgefallen, weil rund um das G7-
Treffen in Bayern der Funkver-
kehr um den Ort Elmau herum
überwacht wurde. nd

Bilderbücher statt Bilderberger
Erstmals demonstrierten Bürger gegen das Geheimtreffen der Mächtigen in Österreich
Hinter verschlossenen Türen, aber
nicht mehr ganz geheim: Von der
exklusiven Bilderberg-Konferenz
wusstendieKritikerDatum,Ortund
Namen und waren in diesem Jahr
ebenfalls zur Stelle.

Von Rudolf Stumberger

Wo war Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen am vergangenen
Wochenende? Hinter den Bergen bei
den sieben Zwergen? So ähnlich. Sie
war in den Tiroler Bergen rund um
Telfs nahe Innsbruck bei der soge-
nannten Bilderberg-Konferenz, aber
ihre Gesprächspartner waren keine
politischen Zwerge, sondern die
Mächtigen und Einflussreichen die-
ser Welt. Und das alles privat in ei-
nem abgelegenen und von der Poli-
zei und der Armee abgeschotteten
Luxushotel. Und weil Frau von der
Leyen dort war, weil sie sich nicht als
Hausfrau um ihre sieben Kinder küm-
merte, sondern derzeit das öffentli-
che Amt der Verteidigungsministerin
bekleidet, mag niemand so recht an
den »privaten« Charakter der Veran-
staltung glauben. Auch deshalb or-
ganisierten Kritiker der Bilderberger
erstmals eine Alternativveranstal-
tung in Innsbruck und am Samstag ei-
ne Demonstration in Telfs.
Eine Menge Banker waren da, Ge-

heimdienstleute und Hochadel auch,
Politiker sowieso. Von A wie Paul
Achleitner (Chef derDeutschenBank)
über K wie Henry Kissinger (US-Po-
litiker) bis Z wie Robert Zoellick (Vor-

stand Goldmann Sachs). Gerüchten
zufolge angeblich auch Bernd Lucke,
AfD-Vorsitzender. Ein Gipfeltreffen
der Macht in den Bergen, nur ohne
Öffentlichkeit wie beim G7-Gipfel.
Sondern seit 1954 geheim gehalten
und abgeschirmt. Und auch dieses
Mal wurde eine ganze Region von der
Polizei abgeriegelt. Vom Leut-
schachtal her sicherte eine getarnte,
mobile Radaranlage des österreichi-
schen Heeres den Luftraum über dem
»Interalpen-Hotel«, von Telfs aus
sperrte die Polizei mit einem Kont-
rollpunkt die Zufahrt. Dem gegen-
über protestierte am Samstag eine
kleine Gruppe von Konferenzgeg-
nern, der Hauptprotest sollte mit ei-
ner bunten Demonstration durch
Telfs erfolgen.
»Wir fordern Aufklärung von den

Medien«, stand auf einem der Pro-
testplakate am Kontrollpunkt zu le-
sen. Aufklärung, das war auch das
Anliegen einer Veranstaltung, die
Konferenzkritiker in Innsbruck orga-
nisiert hatten. Ein wenig Licht ins Bil-
derberg-Dunkel brachte BjörnWendt,
Soziologe aus Münster, der seine Ab-
schlussarbeit über das geheime Tref-
fen geschrieben hat. Klar ist, dass die
Bilderberg-Konferenz eine lange Tra-
dition aufweist, seit dem ersten Tref-
fen 1954 gab es bisher insgesamt rund
2500 Teilnehmer. Heute sind mit da-
bei die Superreichen aus Industrie
und IT-Branche und die Spitzen von
Institutionen wie EU-Kommission,
WTO, IWF, NATO und NSA. Finan-
ziert wird das noble Treffen von Kon-

zernen wie Microsoft, Exxon, Coca
Cola oder Ford sowie von Privatper-
sonen. Für den Soziologen selbst geht
es bei den Bilderbergern durchaus um
Machtfragen, hier würden Personal-
entscheidungen angebahnt, es gehe
auch um das Vermögen, Themen zu
setzen, hier werde »soziales Kapital«,

also Beziehungen, der Zugang zu ein-
flussreichen Kreisen und Personen,
angehäuft.
Fragen der Macht, die standen

auch bei den anderen Referenten der
Alternativveranstaltung im Mittel-
punkt. Die Innsbrucker Soziologin
Alexandra Weiß thematisierte die zu-
nehmende »Freiheit der Eliten« in
dem fortwährenden Siegeszug des
Neoliberalismus und die damit ein-
hergehende Verschärfung sozialer
Ungleichheit. Der Wiener Wirt-
schaftshistoriker Hannes Hofbauer
sprach über die »Diktatur des Kapi-
tals« und warnte vor »postdemokra-
tischen Verhältnissen« angesichts der
Vorherrschaft der Ökonomie. Walter
Baier, Ex-Vorsitzender der KPÖ, ver-
glich die gegenwärtige Situation mit

der Zeit der 1920er Jahre und warn-
te vor einem erneuten »Krisenaus-
gang nach rechts«.
Die Alternativkonferenz in Inns-

bruck war Auftakt für den am nächs-
ten Tag folgenden Protestmarsch
durch die 15 000 Einwohner zählen-
de Marktgemeinde Telfs. »Wir sind
nicht einverstanden, dass sich demo-
kratisch gewählte Politiker hinter ver-
schlossenen Türen mit Vertretern von
Militär, Geheimdiensten, Banken und
Großkonzernen treffen«, kritisierten
die Organisatoren. Unzufrieden sind
sie auch, dass der Steuerzahler mit
dem Einsatz von 2000 Polizisten und
der Einrichtung einer Flugverbotszo-
ne für die »private« Veranstaltung auf-
kommen musste. »Sie mauscheln hin-
ter verschlossenen Türen, wir zahlen
die Gebühren«, war auf einem Plakat
zu lesen. Andere Transparente ver-
kündeten: »Wir sind das Volk, ihr seid
die Macht« oder »Klassenkampf statt
Verschwörungstheorie«. Ein Eltern-
paar mit einem kleinen Sohn hatte ein
Schild mit der Aufschrift: »Lieber Bil-
derbuch schauen als Bilderberg-Tref-
fen« gemalt.
An der Demonstration vor dem Pa-

norama der Tiroler Berge, wo sich die
Bilderberger in dem Nobelhotel bis
Sonntag aufhielten, beteiligten sich
rund 800 Menschen. Anders als im
nahen Bayern, wo die Proteste gegen
den G7-Gipfel durch Polizeimacht
nahezu erstickt wurden, achtet man
in Österreich noch die Versamm-
lungsfreiheit, die Polizeipräsenz war
gegeben, aber nicht derart repressiv.

Für den Einsatz von
2000 Polizisten und
die Errichtung einer
Flugverbotszone muss
der Steuerzahler
aufkommen.

Vietnamesen
protestieren
gegen China
Streit um Gebietsansprüche
im Südchinesischen Meer

Von Marina Mai

Der Alexanderplatz war voll von
roten Fahnen mit dem gelben
Stern: Rund 1500 Vietnamesen
aus dem gesamten Bundesgebiet
demonstrierten am Sonntag in
Berlin gegen China. Mit Marsch-
musik aus der Zeit des Vietnam-
krieges und Sprechchören zogen
sie zur chinesischen Botschaft.
Han ist eigens mit seinen Eltern
und dem Bruder aus Erfurt ange-
reist, »weil China unsere Inseln
einnimmt«, erklärt der 14-Jähri-
ge. Neben ihm fordert ein IT-
Techniker aus Hannover mit ei-
nem Transparent, dass die EU Vi-
etnam in der Auseinandersetzung
nicht allein lassen solle.
Hintergrund ist ein Konflikt im

Südchinesischen Meer. China hat
dort in umstrittenen Meeresge-
bieten begonnen, Tonnen von
Sand und Schutt auf Korallenriffe
zu kippen. Die Rede ist von 200
Hektar Landgewinnung. Satelli-
tenaufnahmen der Spratly- und
Paracel-Inselgruppe zeigen eine
neu entstandene Stadt mit 3000
Einwohnern zwischen der vietna-
mesischen und der philippini-
schen Küste.
Seit Jahrzehnten schwelt ein

Streit, wem diese größtenteils un-
bewohnten Inseln, Riffe und Atol-
le gehören, um die herum gigan-
tische Erdöl- und Erdgasvorkom-
men vermutet werden. China be-
ansprucht fast das gesamte Süd-
chinesische Meer für sich. Viet-
namerhebt hingegenAnspruch auf
seine Küstengewässer und die zwei
umstrittenen Inselgruppen. Auch
Taiwan und Malaysia, Brunei und
die Philippinen reklamieren ein-
zelne Inseln und Meeresteile für
sich. Alle Seiten begründen ihre
Ansprüche mit der Geschichte und
berufen sich auf Jahrhunderte alte
Quellen. In der Kolonialzeit war

das umstrittene Gebiet laut inter-
nationalen Verträgen Französisch-
Indochina zugeschrieben und ging
1945 an Vietnam über. China
nahm 1974, gegen Ende des Viet-
namkrieges, Teile der Inseln mili-
tärisch ein.
Während zahlreiche Vietname-

sen aus weit entfernten Bundes-
ländern zur Demonstration nach
Berlin kamen, sind ihr die Haupt-
städter größtenteils fern geblie-
ben. Grund sind nicht Differenzen
über Chinas Rolle im Südchinesi-
schen Meer, sondern emotional
geführte juristische Auseinander-
setzungen mehrerer Mitgliedsver-
eine mit dem Bundesverband der
Vietnamesen. Mit einer Klage am
Berliner Landgericht wollen drei
Vereine die Vorstandswahlen vom
letzten Herbst anfechten. Sie wer-
fen dem Vorstand vor, öffentliche
Mittel nicht transparent verwen-
det zu haben.
Hinter dem Streit steckt ein

Gender- und ein Kulturproblem:
Der Vorstand des Bundesverban-
des der Vietnamesen ist überwie-
gend männlich besetzt und wird
von Vietnamesen repräsentiert, die
zwar in der vietnamesischen Öf-
fentlichkeit präsent sind, aber
kaum in Deutschland. Das wollen
die Kläger, unter ihnen auch Frau-
en, ändern. »Wir wollen uns aus
der Umklammerung der Vietna-
mesischen Botschaft lösen und
besser in der deutschen Gesell-
schaft verankert sein«, so einer der
Kläger.

Vor einem Jahr fand der Protest
schon einmal statt. Foto: nd/Ulli Winkler

Miserabel
bezahlt
Köln. Mit Demonstrationen in Köln,
Hannover, Nürnberg und Dresden
hat der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) am Samstag den For-
derungen nach einer besseren Be-
zahlung der Mitarbeiter in den So-
zial- und Erziehungsberufen Nach-
druck verliehen. Rund 26 500 Men-
schen folgten dem Aufruf, für die
Aufwertung der Sozial- und Erzie-
hungsberufe zu demonstrieren, teil-
te der Gewerkschaftsbund mit. Die
größte Kundgebungen fanden in
Köln mit 15 000 Teilnehmern statt,
auch in Nürnberg (Foto), Hannover
und Dresden nahmen mehrere Tau-
send Menschen an den Protesten
teil. Im Mai hatten Beschäftigte in
Kindergärten vier Wochen für ihre
Forderungen gestreikt. Seit dem 10.
Juni wird mit Schlichtern verhan-
delt.
Der DGB-Landesvorsitzende von

Nordrhein-Westfalen, Andreas
Meyer-Lauber, sagte in Köln, es ge-
he um die »längst überfällige Aner-
kennung« der Arbeit in den Kinder-
tagesstätten. Die Streiks dienten da-
zu, das grundsätzliche Prinzip der
Gewerkschaften durchzusetzen,
dass gute Arbeit gut bezahlt werden
müsse. epd/nd
Foto: dpa/Schamberger

Deutsche Ex-Politiker arbeiteten Nasarbajew zu
Schröder und Schily sollen kasachischem Präsidenten geholfen haben / Opposition fordert Aufklärung

Bei Geld fängt die Freundschaft an:
Prominente Ex-Politiker wie Ger-
hard Schröder, Otto Schily oder Pe-
terGauweiler sollen sich für die Zie-
le des kasachischen Machthabers
eingesetzt haben.

Hamburg. Bekannte ehemalige deut-
sche Politiker wie Altkanzler Gerhard
Schröder, Ex-Bundesinnenminister
Otto Schily oder der damalige CSU-
Bundestagsabgeordnete Peter Gau-
weiler haben sich nach Informatio-
nen des Magazins »Der Spiegel« über
eine Wiener Anwaltskanzlei für die
Ziele des kasachischen Diktators Nur-
sultan Nasarbajew einspannen las-
sen. Demnach habe Schröder im Jahr
2010 für 300 000 Euro an einem Be-
raterkreis der kasachischen Regie-
rung teilgenommen. Schily und Gau-

weiler hätten sich an der Verfolgung
des früheren Schwiegersohns des
Präsidenten, Rachat Alijew, beteiligt.
Dieser war in seiner Heimat in Un-
gnade gefallen und hatte sich vor dem
kasachischen Regime nach Europa in
Sicherheit gebracht.
Das Magazin stützt seinen Bericht

auf Informationen, die durch ein Da-
tenleck in der Wiener Anwaltskanz-
lei Lansky, Ganzger + Partner ans
Licht gelangten. Daraus gehe auch
hervor, dass Schily einen sechsstel-
ligen Euro-Betrag erhalten habe.
Mithilfe seiner Kontakte zu Politi-
kern und Journalisten sollte er dazu
beitragen, Alijew in Deutschland ins
Gefängnis zu bringen. Im Zusam-
menhang mit einem Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft
Krefeld habe sich Schily deshalb An-

fang November 2012 mit dem nord-
rhein-westfälischen Justizminister
Thomas Kutschaty getroffen, um ihm
den Fall ans Herz zu legen. Schily ha-
be danach nach Wien gemeldet, er
habe ein »angenehmes Gespräch«mit
Kutschaty gehabt. Dieser lasse prü-
fen, ob in Krefeld anständig gear-
beitet wird. Ergebnis: keine Bean-
standungen.
In den Unterlagen der Wiener

Kanzlei sollen auch Schilys Versuche
dokumentiert sein, den »Spiegel« in
die Anti-Alijew-Kampagne einzu-
spannen. Als ihm dies nicht gelang,
und die Wiener Anwälte sein Salär
kürzen wollten, habe er sich mo-
kiert: »Es entspricht nicht meiner
Übung, ein einmal vereinbartes Ho-
norar neu zu verhandeln«, zitiert das
Blatt aus den Akten.

Schily wollte mit Hinweis auf sei-
ne anwaltliche Schweigepflicht keine
detaillierten Auskünfte zu seinem En-
gagement geben. Laut »Spiegel« ha-
be er jedoch betont, nur für Lansky
und nie für die kasachische Regie-
rung gearbeitet zu haben. Schröder
räumte die Teilnahme an zwei Tref-
fen ein, bestreitet aber, dafür Hono-
rar erhalten zu haben.
Die Opposition reagierte empört,

dass ehemalige Spitzenpolitiker be-
reit waren, sich für die Ziele des ka-
sachischen Präsidenten einspannen zu
lassen. Die Fraktionschefs von LIN-
KEN und Grünen fordern Aufklärung
der Kasachstan-Connection. Der 74-
jährige Nasarbajew regiert die ehe-
malige Sowjetrepublik Kasachstan seit
25 Jahren. Im April 2015 ließ er sich
erneut zum Staatschef wählen. nd
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USA wollen in
Osteuropa schwere
Waffen stationieren
Washington. Das Pentagon er-
wägt einem Zeitungsbericht zu-
folge, schwere Waffen für bis zu
5000 US-Soldaten in Osteuropa
und im Baltikum zu stationieren.
Wie die »New York Times« am
Samstag berichtete, soll militäri-
sche Ausrüstung für je eine Kom-
panie aus rund 150 Soldaten in
den drei baltischen Ländern Est-
land, Lettland und Litauen gela-
gert werden. In Polen, Rumänien,
Bulgarien und möglicherweise
auch in Ungarn sollen Waffen für
je eine Kompanie oder ein Batail-
lon gelagert werden, das aus rund
750 Soldaten besteht. Nach An-
gaben der Zeitung würden die
USA damit zum ersten Mal seit
dem Ende des Kalten Krieges
schweres Kriegsgerät wie Kampf-
panzer in NATO-Staaten statio-
nieren, die zum Einflussgebiet der
Sowjetunion gehörten. AFP/nd

Ruhani: Einigung mit
Iran ist »machbar«
Teheran. Irans Präsident Hassan
Ruhani hat eine Einigung über das
umstrittene Atomprogramm sei-
nes Landes als machbar bezeich-
net, dabei aber wieder eine Ver-
längerung der Frist ins Spiel ge-
bracht. Dem Iran gehe es um eine
gute und dauerhafte Lösung mit
den fünf UN-Vetomächten sowie
Deutschland (5+1), nicht vor-
rangig um die Einhaltung von
Fristen. »Wir wollen zwar keine
Zeit vergeuden, aber eilig haben
wir es auch nicht«, sagte Ruhani
bei einer Pressekonferenz am
Samstag in Teheran. dpa/nd

Signale der Annäherung
zwischen USA und Kuba
Havanna. Eine US-Delegation aus
drei republikanischen Senatoren
hat bei einem Besuch in Kuba den
Vizepräsidenten des kommunisti-
schen Landes, Miguel Díaz-Canel,
zu Gesprächen über die aktuelle
Annäherung zwischen ihren Staa-
ten getroffen. Dabei sei es laut ört-
lichen Medien insbesondere über
die Notwendigkeit der Aufhebung
des Wirtschaftsembargos gegan-
gen. Zum ersten Mal seit mehr als
einem halben Jahrhundert sen-
dete zudem eine US-Radiostation
wieder direkt aus Kuba über die
Studios des kubanischen Senders
Radio Taino in Havanna. AFP/nd

Proteste gegen
Regierung in Mazedonien
Skopje. In der mazedonischen
Hauptstadt Skopje haben Tau-
sende Menschen gegen die Re-
gierung protestiert. Sie forderten
am Samstag vor allem den Rück-
tritt von Ministerpräsident Nikola
Gruevski. Die Proteste richteten
sich auch gegen Ali Ahmeti, den
Chef der Albanerpartei DUI, die an
Gruevskis Regierungskoalition
beteiligt ist. AFP/nd

In Caracas diplomatische
Beziehungen beraten
Caracas. Venezuelas Parlaments-
präsident Diosdado Cabello hat in
Haiti einen US-Vertreter getrof-
fen, um über die Wiederaufnah-
me der diplomatischen Bezie-
hungen zwischen Caracas und
Washington zu sprechen. Cabello
kam amSamstag in Begleitung der
venezolanischen Außenministerin
Delcy Rodríguez mit dem US-Au-
ßenamtsberater Thomas Shannon
zusammen. AFP/nd

Gleichheitsparade
in Warschau
Warschau. Tausende Teilnehmer
haben am Samstag bei der größ-
ten Parade Schwuler und Lesben
in Polen mehr Rechte für sexuelle
Minderheiten gefordert. Nach An-
gaben der Organisatoren nahmen
über 20 000 Menschen daran teil.
Die »Parada Rownosci« (Gleich-
heitsparade) hatte vor dem Ge-
bäude des Parlaments in War-
schau begonnen. An mehreren
Stellen erwarteten einige Gegen-
demonstranten den Zug. dpa/nd

Linksruck in
Madrid und
Barcelona
Carmena und Colau zu
Bürgermeisterinnen gewählt

Madrid. Zwei aus der Protestbe-
wegung Indignados (Die Empör-
ten) hervorgegangene Kandida-
tinnen stehen seit Samstag an der
Spitze der beiden größten Städte
Spaniens. Mit absoluter Mehrheit
wurde die 71-jährige Ex-Richterin
Manuela Carmena zur neuen Bür-
germeisterin von Madrid gewählt.
In Barcelona wurde die 41-jähri-
ge Aktivistin Ada Colau die erste
Frau an der Spitze des Rathauses.
»Vielen Dank. Jetzt sind wir al-

le Bürgermeister«, schrieb Car-
mena im Online-Dienst Twitter
unmittelbar nach ihrer Amtsein-
führung. Sie verdrängte die seit 24
Jahren regierende konservative
Partido Popular (PP) aus dem Rat-
haus der spanischen Hauptstadt.
Carmenas von der linken Partei
Podemos unterstütztes Bündnis
Ahora Madrid hatte bei den Kom-
munal- und Regionalwahlen Ende
Mai 20 Sitze geholt. Auch die neun
Abgeordneten der Sozialisten
stimmten nun für die 71-Jährige
und verschafften ihr so die Mehr-
heit im Stadtrat.
Die frühere Richterin war in

jungen Jahren im kommunisti-
schen Widerstand gegen Spaniens
damaligen Diktator Francisco
Franco aktiv. Wie andere Mit-
glieder von Ahora Madrid enga-
gierte sie sich in der 2011 ent-
standenen Indignados-Bewegung
gegen die Spar- und Reformpoli-
tik der Regierung.
Auch in der katalanischen

Hauptstadt Barcelona feierte die
linke Protestbewegung bei der
Kommunalwahl große Erfolge.
Ada Colau, die sich im Wahl-
kampf besonders gegen Zwangs-
räumungen engagiert hatte, über-
nahm ebenfalls am Samstag für
das Bündnis Barcelona En Comú
das Amt der Bürgermeisterin.
Colaus Plattform hatte bei der

Wahl mit elf Mandaten einen Sitz

mehr als die bisher regierende na-
tionalkonservative CiU errungen.
Am Samstag konnte sie sich mit
21 zu zehn Stimmen gegen den
bisherigen Amtsinhaber Xavier
Trias durchsetzen. Wie in Madrid
hatten die Konservativen auch in
Spaniens zweitgrößter Stadt Bar-
celona vergeblich versucht, ein
Bündnis gegen die Aktivistin zu
schmieden. Colau wurde von der
republikanischen Linken ERC und
den katalanischen Sozialisten PSC
mitgewählt.
Carmena wie Colau hatten im

Wahlkampf angekündigt, beson-
ders gegen wirtschaftliche Un-
gleichheit vorgehen zu wollen. Sie
planen unter anderem, die
Zwangsräumungen von Wohnun-
gen zu beenden sowie die Strom-
preise zu senken. Beide wollen ih-
re Bürgermeistergehälter auf 2200
Euro monatlich senken – ihre Vor-
gänger kamen auf ein Jahresge-
halt von 140 000 Euro.
Colau kündigte an, dass die Be-

züge der Stadtverordneten auf
2200 Euro monatlich gestutzt
werden; Dienstwagen soll es nicht
mehr geben. »Wir werden mit den
Privilegien aufräumen und mit
gutem Beispiel vorangehen.«
Mit dem eingesparten Geld will

Colau den vielen Armen helfen,
welche Spaniens tiefe Wirt-
schaftskrise in dieser Millionen-
stadt zurückließ: Sie möchte je-
nen, die durch Arbeitslosigkeit
oder Wohnungsräumung alles
verloren haben, eine kleine Stütze
zahlen. Obdachlose Familien sol-
len Sozialwohnungen bekommen.
Weitere gerichtliche Pfändungen,
mit denen immer noch viele Mit-
tellose aus ihren vier Wänden ge-
klagt werden, will sie stoppen.
AFP/nd Kommentar Seite 4

»Wir werden mit
den Privilegien
aufräumen und
mit gutem Beispiel
vorangehen.«
Ada Colau

Keine Kampfkandidatur
Bei der Sozialdemokratischen Partei Europas bleibt der Bulgare Sergei Stanishev Präsident

Die europäischen Sozialdemokra-
ten und Sozialisten ließen die Din-
ge, wie sie waren. Der alte wurde
auch ihr neuer Vorsitzender.

Von Andreas Herrmann, Budapest

Mit einer Überraschung endete am
Sonnabend in Budapest der Kongress
der Sozialdemokratischen Partei Eu-
ropas (SPE). Beim Kampf um den
Vorsitz fiel die erwartete Kampfkan-
didatur zwischen dem bulgarischen
Amtsinhaber Sergei Stanishev (BSP)
und dem spanischen Herausforderer
Enrique Barón Crespo (PSOE) aus.
Stunden vor der Abstimmung dis-

kutierten die Delegierten der sozial-
demokratischen und sozialistischen
Parteien aus über 30 Ländern Euro-
pas intensiv beide Personalien. Doch
dann zog Crespo seine Kandidatur
nach einer eindrucksvollen Rede
überraschend zurück.
Beobachter in Budapest werteten

das als Ausdruck der Unsicherheit in
den Reihen der spanischen Sozialis-
ten. Diese bauen nach ihrem Debakel
bei den Europawahlen 2014 mit Ped-
ro Sánchez gerade einen neuen Hoff-
nungsträger auf. Eine Niederlage für
Crespo hätte das neue Image als eu-

ropäische Sozialpartei, das sich die
PSOE im Moment zu geben versucht,
empfindlich beschädigt. Im Wahl-
gang stimmten von den 419 Dele-
gierten dann 69, 9 Prozent für Sta-
nishev, 16,5 Prozent gegen ihn. 13 3
Prozent enthielten sich.
Davor hatte Crespo als früherer

Präsident des Europäischen Parla-
ments vor allem an das Gemein-
schaftsgefühl aller Europäer appel-
liert, das mit dem Vertrag von Maast-
richt neue Impulse bekommen habe.
Bei der Diskussion um weltweiten
Fortschritt solle man nicht nurmit den
USA, sondern genauso mit China und
denSchwellenländern reden sowie die
Doha-Runde zu Problemen der Ent-
wicklungsländer fortsetzen.
Europas Sozialisten müssten schon

jetzt im Hinblick auf die Europawahl
2019 eine Führungsrolle überneh-
men und sich vor allem von der Eu-
ropäischen Volkspartei (EVP) ab-
grenzen. Mit den Worten, dass er im-
mer ein Mann der Taten gewesen sei,
erklärte er danach den Verzicht auf
seine Kandidatur zugunsten des ehe-
maligen bulgarischen Ministerpräsi-
denten Stanishev. Dieser führt die
SPE seit 2011 als Nachfolger des Nor-
wegers Poul Nyrup Rasmussen.

Vor Stanishev, der an der Mos-
kauer Lomonossow- Universität stu-
dierte und von 2005 bis 2009 bulga-
rischer Ministerpräsident war, steht
nun die Aufgabe die SPE als breite so-
ziale Kraft voranzubringen. »Wir
wollen Europa wirklich ändern«, sag-
te er nach seiner Wahl zum SPE-Vor-

sitzenden. Er glaube, dass die SPE nur
dann erfolgreich sein könne, wenn sie
sich daran erinnere, dass es ihr Ziel
sei, die Welt zum Besseren zu verän-
dern. Ein würdiges Leben für jeden
Einzelnen und eine faire und kohä-
rente Gesellschaft, das seien seine Vi-
sionen. Mit diesem Vertrauen gehe er
auch an die nächsten Europawahlen.
Die Tage vor der Kandidatur, als

noch der Name des engagierten Geg-
ners der Franco-Diktatur, Enrique
Barón Crespo im Raum stand, seien
für ihn besonderer Anlass gewesen,
sich und sein politisches Handeln zu

prüfen. Er wolle noch mehr an ei-
nem sozialen Europa arbeiten. Es
könne nicht sein, dass einige EU-
Staaten angeblich zu arm sind, um
sich eine gute Sozialpolitik zu leis-
ten. Nach dem Zweiten Weltkrieg sei
das auch gegangen. Stanishev will
nun besonders gegen Arbeitslosig-
keit, antieuropäische Tendenzen und
Steuervermeidung kämpfen. Dabei
sei die SPE keine Brüsseler Partei,
sondern Kern einer europäischen Al-
lianz, die sich für soziale Belange
einsetze.
Die deutschenAktivisten in der SPE

– eine Art europäische Basisbewe-
gung innerhalb der SPD – hatten sich
vorher eher für den Spanier ausge-
sprochen und versucht, die deut-
schen Delegierten entsprechend ein-
zustimmen. Crespo stehe ihrer Mei-
nung nach besser für einen föderalen
und sozialen Weg der EU. Man wolle
ein Europa, das vorbildhaft sei und
seine Politik am Maßstab der euro-
päischen Grundrechtecharta orien-
tiere. Dies bedeute auch, dass man
sich für eine gemeinsame Flücht-
lingspolitik mit Quoten einsetzen
wolle, die allen Hilfesuchenden die
Chance gebe, sich ein besseres Leben
in Europa zu schaffen.

»Wir wollen Europa
wirklich ändern.«
Sergei Stanishew
SPE-Vorsitzender

Schirme
in Hongkong
Hongkong. In der chinesischen
Sonderverwaltungszone Hongkong
sind im Vorfeld einer umstrittenem
Abstimmung über eine Wahlreform
im Parlament mehr als Tausend
Menschen auf die Straße gegan-
gen. Die Menge setzte sich am
Sonntag vom Victoria Park aus un-
ter Schirmen als Zeichen des Pro-
testes in Bewegung und zog zum
Parlament, um dort bis in den
Abend zu demonstrieren. Die Zahl
der Teilnehmer lag zunächst aber
deutlich unter den Erwartungen der
Organisatoren, die auf bis zu 50 000
Demonstranten hofften.
Die Demonstration vom Sonntag

bildete den Auftakt zu einer Reihe
von Kundgebungen, die bis zur Ab-
stimmung über das Gesetz geplant
sind. Die Behörden in Hongkong
riefen die Demonstranten dazu auf,
friedlich zu protestieren und sich
von Randalierern fernzuhalten.
Die Wahlreform, die am Mitt-

woch im Parlament debattiert wird,
soll den Bürgern Hongkongs das
Recht geben, 2017 erstmals ihren
Verwaltungschef zu wählen – al-
lerdings bestimmt Peking die Kan-
didaten. AFP/nd

Atommächte wollen es bleiben
Friedensforscher zählten weniger Sprengköpfe und verweisen auf Modernisierung
Das Arsenal an Atomwaffen
schrumpft langsamer als zuvor und
die InfrastrukturvonProduktionbis
Trägersysteme wird modernisiert.

Von Bengt Arvidsson, Stockholm

Die Hoffnung auf eine atomwaffen-
freie Welt bleibt auch 26 Jahre nach
dem Ende des Kalten Krieges eine
Wunschvorstellung. Laut dem am
Montag vorgelegten Jahresbericht
des Stockholmer Friedensfor-
schungsinstitutes SIPRI reduzierten
die USA und Russland zwar weiter-
hin getreu dem 2010 unterzeichne-
ten New-START-Abkommen die An-
zahl ihrer nuklearen Sprengköpfe.

Dies aber in langsamerem Takt als
noch vor zehn Jahren.
Gleichzeitig erhöhen die beiden

Länder ihre nukleare Schlagfähigkeit
durch die umfangreiche Modernisie-
rung von Atomwaffen, Trägersyste-
men und Produktionsanlagen. Auch
die nukleare Aufrüstung anderer
Länder gilt laut SIPRI als bedenklich.
Anfang 2015 hatten die USA,

Russland, Großbritannien, Frank-
reich, China Indien, Pakistan, Israel
und Nordkorea zusammen ungefähr
15 850 nukleare Waffen. Davon wa-
ren 4300 Stück schnell und 1800 so-
fort einsetzbar. Die USA hatten An-
fang 2015 insgesamt 7260 Atom-
waffen, davon 2080 einsatzbereite.

Das sind 40 weniger als Anfang 2014.
Russland hat seine Atomwaffen zum
Vorjahr um 500 Stück auf 7500 re-
duziert, davon 1780 einsatzbereit.
Die Atomwaffenarsenale außer-

halb der USA und Russlands sind
deutlich kleiner. Großbritannien hat-
te Anfang 2015 mit 215 Stück zehn
weniger als im Vorjahr. Frankreich
liegt unverändert bei 300 Atomwaf-
fen. China hatte 250 Atomspreng-
köpfe, zehn weniger als im Vorjahr.
Indien rüstete seit 2010 von ge-
schätzten 60 bis 80 Atomwaffen auf
90 bis 110 Anfang 2015 auf. Das Land
plant den Bau von sechs Brutreakto-
ren, was die atomare Aufrüstungs-
kapazität »signifikant erhöhen wird«,
schreibt SIPRI. Pakistan steigerte sein
Kernwaffenarsenal von 70 bis 90 auf
100 bis 120 Atomwaffen.
Sowohl Indien als auch Pakistan

bauen ihre Produktionssysteme aus
und entwickeln neue Raketenträger-
systeme. Israel hatte Anfang 2015
unverändert 80 und Nord Korea zwi-
schen sechs und acht Atomwaffen.
Auch in China gibt es Ausbaube-

strebungen. Es wird laut SIPRI sei-
nen Bestand wieder »moderat ver-
größern«. Auch Nord Korea macht in
seinem militärischen Atomprogramm

Fortschritte. Allerdings, so SIPRI, sei
es von außen schwer einzuschätzen,
wie groß der dortige technische Fort-
schritt derzeit ist. Derzeit könne
Nordkorea eine Atombombe pro Jahr
bauen, so die SIPRI-Schätzung. Al-
lerdings soll Nordkorea nicht über
ausreichende Technologie für ato-
mare Trägerraketen verfügen.
»Trotz wieder vergrößertem in-

ternationalen Interesse an der nuk-
learen Abrüstung, deuten die lau-
fenden Modernisierungsprogramme
in den Staaten mit Atomwaffen da-
rauf hin, dass keines dieser Länder
vorhat, seine nuklearen Arsenale in
absehbarer Zukunft aufzugeben«,
sagt SIPRI-Forscher Shannon Kile.
Im Jahresbericht 2015 geht SIPRI

auch auf Friedensoperationen ein.
Demnach gab es im Jahr 2014 ins-
gesamt 62 Friedensmissionen. Das
sind drei mehr als im Vorjahr. Insge-
samt war die eingesetzte Personal-
stärke bei diesen Operationen mit
162 052 Menschen 20 Prozent nied-
riger als im Vorjahr, was vor allem am
Truppenabzug in Afghanistan lag.
»Trotz viel Kritik und Pessimismus

sind Friedensmissionen bemerkens-
wert erfolgreich«, sagte SIPRI For-
scher Jair van der Lijn.

USA vor Russland
Der weltweite konventionelle Waffen-
handel ist 2010-2014 gegenüber
2005-2009 um 16 Prozent gestiegen.
Als größter Waffenexporteur be-

herrschen die USA 31 Prozent des
weltweiten Marktes und steigerten
den Export in den letzten fünf Jahren
um 23 Prozent. Russland ist der

zweitgrößte Waffenexporteur mit 27
Prozent Marktanteil und einer Steige-
rung von 37 Prozent.
Die konventionellen Rüstungsaus-

gaben sanken 2014 um 0,4 Prozent.
Sie stiegen in Osteuropa, dem Mittle-
ren Osten, Afrika und Asien.
Quelle: SIPRI



Hillary Clinton macht
große Versprechen
US-Präsidentschaftskandidatin: Jeder bekommt Chance

Zwei Monate nach ihrem Einstieg
ins US-Präsidentschaftsrennen hat
die Demokratin Hillary Clinton bei
ihrer ersten Großkundgebung der
Mittelschicht eine größere Beteili-
gung am Wohlstand versprochen.

New York. Clinton präsentierte sich
in der Rede am Samstag in New York
als Vorkämpferin für die »Durch-
schnittsamerikaner« und vertrat bei
gesellschaftlichen Streitfragen wie
der Homoehe ein dezidiert linkslibe-
rales Programm. Die Republikaner

brandmarkte sie als Partei der Ewig-
gestrigen.
»Es mag einige neue Stimmen im

republikanischen Präsidentschafts-
chor geben, aber sie singen alle die
gleiche Melodie, ein Lied mit dem Na-
men ›Yesterday‹«, sagte Clinton in An-
spielung auf den »Beatles«-Hit. Tau-
sende Anhänger jubelten der Bewer-
berin auf der New Yorker Insel Roo-
sevelt Island zu, als sie ihre Verspre-
chen für die Mittelschicht in ihrer ei-
genen Biografie verankerte. Dabei be-
richtete Clinton von ihrer Mutter, die
im Alter von 14 Jahren bereits als
Dienstmädchen habe arbeiten müs-
sen. »Meine Mutter hat mir beige-
bracht, dass jeder eine Chance und ei-
nen Fürsprecher benötigt«, sagte die
frühere Außenministerin. »Ich trete
nicht für einige Amerikaner, sondern
für alle Amerikaner an.« Die Demo-
kratie dürfe nicht nur für »Milliardä-
re und Unternehmen« da sein.
Clinton erklärte, sie wolle sich für

die Rechte von Homosexuellen, einen
Weg für illegale Einwanderer zur
Staatsbürgerschaft und den Ausbau
erneuerbarer Energien einsetzen. Au-
ßerdem prangerte sie die ungleiche
Bezahlung von Männern und Frauen
an, versprach niedrigere Studienge-
bühren sowie eine bessere und be-
zahlbare Kinderbetreuung. In der Au-
ßenpolitik blieb sie vage und kündig-
te »Führungsstärke« gegenüber »Be-
drohungen« wie Russland, Nordkorea
oder die Dschihadistenmiliz Islami-
scher Staat (IS) an.
Nach der Rede kamen ihr Ehe-

mann, der ehemalige Präsident Bill
Clinton, ihre Tochter Chelsea und ihr
Schwiegersohn Marc Mezvinsky auf
die Bühne. Anschließend machte sie
sich erneut in den Bundesstaat Iowa
auf, wo Anfang 2016 die erste Vor-
wahl stattfindet. In Umfragen liegt die
67-Jährige weit vor der innerparteili-
chen Konkurrenz. AFP/nd
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Hunderte protestieren in
Myanmar gegen Rohingya
Rangun. In Myanmars Bundes-
staat Rakhine haben Hunderte
Menschen gegen die Rückkehr von
geflohenen Angehörigen der mus-
limischen Minderheit der Rohin-
gya protestiert. Rund 500 Men-
schen, darunter Dutzende bud-
dhistische Mönche, versammelten
sich am Sonntag in der Regional-
hauptstadt Sittwe. Einer der Or-
ganisatoren informierte, es gebe
Proteste in zehn weiteren Ort-
schaften des Bundesstaates. »Wir
protestieren gegen Bengalis, die in
den Bundesstaat Rakhine ge-
schickt wurden«, sagte der Orga-
nisator Aung Htay. Die Regierung
und die meisten Bürger von My-
anmar bezeichnen die Rohingya
als Bengali, obwohl die Angehö-
rigen der muslimischen Minder-
heit vielfach bereits seit Genera-
tionen in Myanmar leben. AFP/nd

Rund 200 Flüchtlinge
wollten nach Frankreich
Ventimiglia. Italienische Polizis-
ten haben einen Sitzstreik von
rund 200 Flüchtlingen an der ita-
lienisch-französischen Grenze be-
endet, mit dem diese ihre Einreise
nach Frankreich erzwingen woll-
ten. Sicherheitskräfte drängtendie
Flüchtlinge am Samstagnachmit-
tag in Richtung der nahegelege-
nen Stadt Ventimiglia. AFP/nd

Sechs Häftlinge aus
Guantanamo in Oman
Washington. Die USA haben sechs
jemenitische Häftlinge aus dem
umstrittenen Gefangenenlager
Guantanamo in den Oman über-
stellt. Das dortige Außenministe-
rium erklärte, die Männer seien
»vorübergehend« aufgenommen
worden. Derzeit werden noch 116
Insassen in Guantanamo festge-
halten. AFP/nd

Ausreiseverbot für
Sudans Präsidenten
Johannesburg. Ein südafrikani-
sches Gericht hat die Entschei-
dung über eine Festnahme desmit
internationalem Haftbefehl ge-
suchten sudanesischen Präsiden-
ten vertagt. Staatschef Omar
Hassan al-Baschir dürfe Südafri-
ka bis zu einer endgültigen Ent-
scheidung aber unter keinen Um-
ständen verlassen, verfügte Rich-
ter Hans Fabricius vom Obersten
Gerichtshof am Sonntag in Pre-
toria. »Jeder einzelne« Grenz-
kontrollpunkt müsse informiert
werden, sagte Fabricius. Die Ver-
handlung wird am Montagmor-
gen fortgesetzt. Der vom Inter-
nationalen Strafgerichtshof
(IStGH) in Den Haag wegen des
Verdachts auf Völkermord ge-
suchte Al-Baschir ist nach Jo-
hannesburg gereist, um an einem
zweitägigen Gipfeltreffen der Af-
rikanischen Union teilzunehmen.
dpa/nd

Skepsis gegenüber »Freihandel« wächst
In den USA verweigert das Repräsentantenhaus Präsident Obama ein weitreichendes Verhandlungsmandat
Die Demokraten von US-Präsident
Barack Obama haben die geplan-
ten Freihandelsabkommen mit der
Europäischen Union (TTIP) und
dem Pazifikraum (TPP) torpediert.

Von Max Böhnel, New York

Für Präsident Barack Obama und die
mächtige Freihandelslobby in Wa-
shington ist es eine empfindliche Nie-
derlage: Das USA-Repräsentanten-
haus blockierte am Freitag ein Ge-
setz, das den Präsidenten mit einem
weitreichenden Verhandlungsmandat
über Vereinbarungen mit der Euro-
päischen Union (TTIP) und mit dem
pazifischen Raum (TPP) ausstatten
sollte. Viele demokratische Abgeord-
nete verweigerten Obama die Ge-
folgschaft und stimmten gegen das
Vorhaben. Dazu gehörten bis dahin
eiserne Obama-Loyalisten wie John
Conyers aus Michigan, Keith Ellison
aus Minnesota und Barbara Lee aus
Kalifornien. Am Dienstag soll erneut
abgestimmt werden.
Zwar votierte eine Mehrheit der

Kammer für das beschleunigte Ver-
handlungsmandat (Trade Promotion
Authority, TPA) für den Präsidenten.
Aber da es Teil eines Pakets war, des-
sen anderer Bestandteil niederge-
stimmt wurde, ist das Gesetz blo-
ckiert. Mehrheitlich abgelehnt wurde
das Hilfsprogramm für USA-Beschäf-
tigte, die durch das Outsourcing von
Arbeitsplätzen benachteiligt wären.
Der Senat hatte das beschleunigte
Verhandlungsmandat für Obama ver-
gangenen Monat verabschiedet.
Für Obama ist das pazifische Ab-

kommen TPP ein Prestigevorhaben
seiner zweiten, im kommenden Jahr
auslaufenden Amtszeit. Der Freihan-
delszone sollen neben den USA Aus-
tralien, Brunei, Chile, Japan, Kanada,
Malaysia, Mexiko, Neuseeland, Peru,
Singapur und Vietnam angehören.
Noch am Freitagmorgen vor der

Abstimmung hatte die Fraktionsche-
fin der Demokraten Nancy Pelosi, die

Obama sonst immer unterstützt, die
Linie festgelegt: Nur eine Ablehnung
des Hilfsprogramms durch Demo-
kraten werde das von Obama propa-
gierte TPA-Vorhaben blockieren. So
war es denn auch: 302 Abgeordnete
stimmten dagegen, nur 126 dafür.

Obama hatte zuvor mit dem gan-
zen Gewicht seiner präsidialen Macht
versucht, vorher denKarrendochnoch
herumzureißen. Am Donnerstag-
abend war er unerwartet bei einem
Baseball-Spiel von Kongressabgeord-
neten und -mitarbeitern aufgetaucht,

um für sein Vorhaben zu werben. Am
Freitagmorgen besuchte er mit dem-
selben Ansinnen unangekündigt Bü-
ros auf dem Kapitolsberg.
Doch vergeblich. Hinter der Ab-

lehnung steckt die wachsende Skep-
sis am »Freihandel«. Viele Partei-

kollegen von Obama verweisen auf
den Verlust von Millionen von Ar-
beitsplätzen und sinkende Löhne, die
vorherige Handelsvereinbarungen
nach sich gezogen haben. Dahinter
stecken die realen Erfahrungen, die
auf das nordamerikanische Freihan-
delsabkommen NAFTA und den Wi-
derstand dagegen seit Anfang der
90er Jahre zurückgehen. Aus ihr ent-
wickelte sich die Fairtrade-Bewe-
gung und eine Graswurzel-Bündnis-
arbeit, die inzwischen ein Viertel-
jahrhundert alt ist. Sie hat bei-
spielsweise großen Anteil am Be-
deutungsverlust der Welthandelsor-
ganisation WTO, deren Treffen 1999
in Seattle in Tränengas unterging. Sie
klärt über geplante »Freihandels«-
Abkommen auf, die Arbeitsplätze,
Arbeitsstandards und die Umwelt
bedrohen, den Zugang zu Arznei-
mitteln erschweren und Konzerne
von rechtsstaatlichen Verfahren aus-
nehmen. In einer Umfrage des Pew-
Research-Instituts von Mitte Mai
sagte beispielsweise fast die Hälfte
der Befragten, Freihandelsverträge
führten in den USA zu Lohnsenkun-
gen, Arbeitsplatzverlust und einer
stagnierenden Wirtschaft.
Als ausgesprochene Befürworter

von »Fair Trade« – im Gegensatz zu
»Free Trade« – haben sich USA-weit
bekannte Organisationen hervorge-
tan, etwa die größte Umweltschutz-
vereinigung Sierra Club, der 1902 ge-
gründete Bauernverband »National
Farmers Union«, Datenschützer,
kirchliche Organisationen und Ge-
werkschaften wie die Transportar-
beiter »Teamsters«.
Der sozialistische Präsident-

schaftskandidat Bernie Sanders, ei-
ner der ersten Gegner des »Freihan-
dels«, kritisierte unterdessen seine
demokratische Parteikollegin Hillary
Clinton, die am Samstag ihre erste
Wahlkampfrede hielt, wegen ihres
Schweigens zum Freihandel. Als
Obamas Außenministerin hatte sie
offen für das TPP geworben.

Nancy Pelosi (l.), Fraktionschefin der Demokraten, ließ Barack Obama in Sachen Freihandel abblitzen. Foto: dpa/Michael Reynolds
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Hacker könnten Daten von
CIA-Agenten erbeutet haben
Washingtoner Experten vermuten hinter Cyberangriff China

Bei der Cyberattacke auf die Per-
sonalverwaltung der US-Regie-
rung haben Hacker einem Zei-
tungsbericht zufolge hochsensible
Daten abgegriffen, möglicherwei-
se auch über CIA-Agenten.

Washington. Wie die »Washington
Post« am Freitag (Ortszeit) berich-
tete, laufen Ermittlungen zu zwei
Angriffen auf die Datenbank der
Personalverwaltung (OPM), die
»sehr sensible« Informationen ent-
halte. Da die Datenbank möglicher-
weise auch Angaben über CIA-
Agenten enthalte, könnten diese von
den Hackern enttarnt werden.
Laut dem Zeitungsbericht sind in

der OPM-Datenbank Informationen
über das Privatleben und die Fi-
nanzlage von Regierungsmitarbei-
tern, ihre Familie, Freunde, Nach-
barn und Auslandskontakte gespei-

chert. Die US-Regierung hatte in der
vergangenen Woche mitgeteilt, bei
der Cyberattacke auf die Personal-
verwaltung seien persönliche Daten
von bis zu vier Millionen aktiven und
ehemaligen Regierungsangestellten
abgegriffen worden.
Der Angriff wurde demnach be-

reits Ende 2014 vor der Einführung
neuer Sicherheitssysteme verübt.
Medienberichten zufolge führt die
Spur nach China. Die Gewerkschaft
der Regierungsangestellten hatte am
Donnerstag kritisiert, dass die Ha-
cker wegen mangelhafter Sicher-
heitsvorkehrungen Daten aller Mit-
arbeiter der Bundesbehörden abge-
griffen haben könnten. Die Perso-
nalverwaltung habe unter anderem
die Sozialversicherungsnummern
der Mitarbeiter nicht verschlüsselt.
»Die offene Frage ist, ob es auch

CIA-Leute treffenwird«, sagte einUS-

Regierungsvertreter. »Das wäre eine
Riesensache. Sie könnten dann be-
ginnen, Identitäten aufzudecken.«
Ein Sprecher des OPM sagte, es wer-
de geprüft, wie viele Menschen von
dem Angriff betroffen seien und ob
Informationen entwendet wurden.
Informationen, wonach der Cyber-
angriff von China aus ausgeführt
wurde, wollte der Sprecher nicht be-
stätigen.
James Lewis vom Politikinstitut

CSIS in Washington sagte aber wie
andere Experten, viel deute auf den
chinesischen Geheimdienst hin. »Es
ist normal für Geheimdienste große
biographische Datenbanken zu ihren
Gegnern anzulegen«, sagte Lewis der
Nachrichtenagentur AFP. Die Ana-
lyse riesiger Mengen persönlicher
Daten sei für Geheimdienste ähnlich
wie für Unternehmen von großem
strategischem Vorteil. AFP/nd

Rotes Kreuz: UN-Sicherheitsrat
versagt bei Sicherung des Friedens
Scharfe Kritik an der Internationalen Gemeinschaft angesichts zahlloser Konflikte

Das Internationale Komitee vom
RotenKreuz(IKRK)fordertvonder
internationalen Gemeinschaft
mehr Einsatz zur Beendigung von
Kriegen und Konflikten.

Dakar. »Weltweit beobachten wir ei-
ne beispiellose Anzahl bewaffneter
Konflikte, die eine stets wachsende
humanitäre Not erzeugen«, sagte der
für IKRK-Einsätze zuständige Direk-
tor Dominik Stillhart in der senega-
lesischen Hauptstadt Dakar. Dies sei

auch dem Mangel an internationaler
Zusammenarbeit auf politischer
Ebene geschuldet: »Nehmen wir den
UN-Sicherheitsrat. Es gibt heutzuta-
ge kaum ein Thema oder einen Kon-
flikt, zu dem er zusammenkommt,
um eine politische Lösung zu errei-
chen.«
Anstatt sich auf die Beendigung

der Konflikte zu konzentrieren, wid-
me sich die internationale Gemein-
schaft vor allem der humanitären
Hilfe, sagte Stillhart. Dies könne aber

den politischen Einsatz für Frieden
nicht ersetzen. Die Welt stecke in ei-
nem »Teufelskreis«, der zu einer
Verlängerung und zunehmenden
Regionalisierung von Konflikten
führe. So gefährde der Bürgerkrieg
in Syrien den gesamten Nahen Os-
ten. Dieser Konflikt habe in den ver-
gangenen vier Jahren zu der welt-
weit »schlimmsten humanitären
Krise« geführt, sagte Stillhart. Mehr
als die Hälfte der Bevölkerung in Sy-
rien sei auf der Flucht. AFP/nd
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Keine Lust mehr auf Beleidigungen
SPD diskutiert Finanzen und die CDU / Rückendeckung für Regierungschef Müller
DerKonflikt zwischenSPDundCDU
ist nicht vorbei. Auf Landespartei-
tagen versicherten sich die beiden
Parteien jeweils der Richtigkeit ih-
rer Politik und der Untauglichkeit
der anderen.

Von Sarah Liebigt

Die SPD werde in einem Jahr eine
gute Bilanz für die Sozialdemokratie
ziehen, erklärte ihr Landesvorsit-
zender Jan Stöß auf dem Parteitag
am vergangenen Samstag. »Die SPD
steht gut da. Wir haben allerdings ei-
nen Koalitionspartner.« Soweit die
einleitenden Worte zum verbalen
Angriff auf die CDU.
Einen Tag nach der Abstimmung

über die Bundesratsinitiative »Öff-
nung der Ehe« spielte die Enthal-
tung Berlins noch eine Rolle. Berlin
hatte sich bei der Abstimmung am
vergangenen Freitag enthalten. Zu-
vor hatte die CDU mit einem Bruch
der Koalition gedroht, sollte Müller
der Entschließung zur Öffnung der
Ehe zustimmen. Regierungschef Mi-
chael Müller (SPD), das machte Stöß

klar, habe nach seiner Enthaltung im
Bundesrat die volle Rückendeckung
der Partei. »Mit welcher Ernsthaf-
tigkeit und mit welchem Engage-
ment Michael Müller dafür ge-
kämpft hat, dass es ein Ja geben
kann, dafür haben wir großen Res-
pekt«, sagte der SPD-Landeschef.
Er bekräftigte die »selbstver-

ständliche« Haltung der SPD, dass
Berlin positiv über die Ehe für alle
hätte abstimmen sollen.Was die CDU
in den letzten Wochen geleistet ha-
be, zeige, dass sie keine Großstadt-
partei ist. Die Argumente, die die
CDU in der Plenardebatte gegen die
Ehe für alle vorgebracht hat, seien
»gruselig« gewesen. »Schwule und
Lesben haben einfach keine Lust
mehr sich von Provinzpolitikern be-
leidigen zu lassen«, so Stöß unter
Applaus.
Mehr als ein Jahr vor der nächs-

ten Wahl diskutierte die SPD auf ih-
rem Parteitag vor allem politische
Grundsätze. Schwerpunktthemen
waren dabei unter anderem Berliner
Brennpunkte wie Asylpolitik und Be-
zirksfinanzen. Die SPD beschloss

Dutzende Anträge, darunter zur
Flüchtlingspolitik und zu Strategien
gegen Rechts. In einer Resolution
zum Umgang mit Asylsuchenden in
der Hauptstadt fordert die SPD So-
zialsenator Mario Czaja (CDU) auf,
bei der Unterbringung von Flücht-
lingen sensibler vorzugehen. Für Ge-

meinschaftsunterkünfte sollten kei-
ne kommerziellen, sondern be-
währte Betreiber aus der Wohl-
fahrtspflege gewählt werden. Die
Bezirke sollen mehr finanzielle Ge-
staltungsfreiheit bekommen. Ent-
scheidungen müssten vor allem dort
getroffen werden, wo sie die Bürger
in ihrem Lebensumfeld erreichten.

Auch der Stargast des Wochen-
endes, Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier, betonte, er habe
in der CDU lange keinen solchen Wi-
derstand erlebt wie gegen die Öff-
nung der Ehe. »Nicht alle haben be-
griffen, dass sich die Gesellschaft
nach vorne bewegt«, sagte er. Mül-
ler lobte er mit den Worten: »Ich fin-
de, du machst einen klasse Job hier
in Berlin.«
In der Außenpolitik dagegen kön-

ne er gerade wenig Licht erkennen.
»Ich kann mich an keine Zeitphase er-
innern, in der wir so viele, so ernst-
hafte und so komplexe Krisen rund um
den Erdball hatten«, sagte Steinmei-
er. Er sprach sich dafür aus, dass
Deutschland sein Verhältnis zu Russ-
land in Ordnung bringe. Für den Uk-
raine-Konflikt könne es keine militä-
rische Lösung geben. Der Außenmi-
nister plädierte zudem für den Ver-
bleib Griechenlands in der Eurozone.
Alles andere könne das Ansehen Eu-
ropas in der Welt beschädigen. »Mei-
ne Sorge ist, dass wir bei vielen The-
men nicht mehr ernst genommen
werden«, sagte Steinmeier.Mit dpa

»Die SPD steht gut da.
Wir haben allerdings
einen Koalitions-
partner.«
Jan Stöß, Landesvorsitzender
der SPD

Aus Rot mach Grün
Wahlkampfstimmung auf CDU-Parteitag / Frank Henkel mit großer Mehrheit zum Landeschef wiedergewählt

Mit Lob für den Landeschef, Spit-
zen gegen den Koalitionspartner
und Avancen an die Grünen schwor
sich die CDU beim Parteitag auf den
Wahlkampf ein. Das Ziel: Henkel im
Roten Rathaus.

Innensenator Frank Henkel soll die
Hauptstadt-Union im bevorstehen-
den Wahlkampf zum Abgeordne-
tenhaus führen. Das wurde beim
CDU-Landesparteitag am Samstag in
Berlin deutlich. Mit 90,9 Prozent der
Stimmen bestätigte die Partei den 51-
Jährigen im Amt des Landesvorsit-
zenden. »Wir wollen, dass Frank
Henkel der nächste Regierende Bür-
germeister von Berlin wird«, sagte
der ebenfalls wiedergewählte Gene-
ralsekretär Kai Wegner (80 Prozent)
vor der turnusgemäßen Wahl zum
Landesvorstand.
Gut ein Jahr vor der Landeswahl

stärkte die Partei ihrem Vorsitzen-
den damit den Rücken und bestätigt
ihn damit in seiner Positionierung
der Partei in der Koalition. Vor zwei
Jahren erreichte Henkel, der die Ber-
liner Union bereits seit 2008 führt,
nur 83,7 Prozent der Stimmen.
Beim Parteitag stimmte er seine

Mitstreiter auf den Wahlkampf ein
und polterte reichlich gegen den Ko-

alitionspartner im Senat. In der Dis-
kussion um die Öffnung der Ehe für
homosexuelle Paare habe die SPD
»über Tage ihre Verlässlichkeit und
Vertragstreue infrage gestellt« und
»ohne Not eine politische Kraftprobe
inszeniert«. Bei einer Abstimmung im
Bundesrat über die »Ehe für alle«
hatte sich Berlin am Freitag enthal-

ten, weil sich SPD und CDU nicht ei-
nigen konnten. Die CDU will ihre
Mitglieder im Juli zu dem Thema be-
fragen. So wie die SPD auf ihrem
Parteitag, zog auch Henkel ein Fazit
der Koalitionsarbeit: »Wir sind die
Schritte gegangen, die mit diesem
Koalitionspartner möglich waren.«
CDU-Generalsekretär Wegner freun-
dete sich unterdessen bereits mit ei-
ner anderen Koalitionsoption an: Er
forderte die Grünen direkt auf, sich
über eine Zusammenarbeit Gedan-
ken zu machen. »Die Grünen müs-
sen sich überlegen: Wollen sie Ver-
antwortung übernehmen oder
nicht?«, sagte er. Die Partei müsse
dann vor dem Hintergrund, dass die
Sozialdemokraten eine Koalition mit
ihr immer wieder abgelehnt hätten,
ihre Schlüsse daraus ziehen.
Neu in der Riege der Stellvertre-

ter im Landesvorstand ist Justizse-
nator Thomas Heilmann. Mit 75,6
Prozent erreichte er das schlechteste
Ergebnis unter den Stellvertretern.
Der 50-Jährige war bereits von 2011
bis 2013 im Landesvorstand. Wie da-
mals möchte er auch im kommen-
den Jahr eine führende Rolle im
Wahlkampf übernehmen.
Neben Heilmann bestätigten die

rund 300 Delegierten Kulturstaats-

ministerin Monika Grütters (90,2
Prozent), den Staatssekretär in der
Innenverwaltung Andreas Statz-
kowski (81,5 Prozent) und den Bun-
destagsabgeordneten Frank Steffel
(80,6 Prozent) im Amt. Wie Henkel
traten sie alle ohne Gegenkandida-
ten an. Neuer Schatzmeister ist der
Berliner Abgeordnete Burkhard
Dregger (92,2 Prozent).
Damit gab es zwar wenig Bewe-

gung im Vorstand. In den vergange-
nen Jahren waren die Ergebnisse der
Kandidaten jedoch insgesamt
schlechter ausgefallen. Vor der Wahl
demonstrierte die CDU also Ge-
schlossenheit. dpa/nd

Frank Henkel Foto: dpa/Pilick
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Scheidungskrieg
Christin Odoj über die zerrüttete
Ehe zwischen SPD und CDU

Der Satz, den Jan Stöß am Sams-
tag auf dem Landesparteitag der
SPD über seine Partei und ihr
Verhältnis zur CDU von sich gab,
sagt eigentlich alles. Lothar Mat-
thäus, mittlerweile zum fünften
Mal verheiratet, wird das kennen:
Die Beziehung ist längst im Ei-
mer, aber an mir hat es sicherlich
nicht gelegen.
Meistens fängt alles mit diesen

kleinen Piesackereien an. Die
CDU sah in den neuen Rahmen-
lehrplänen der Sozialdemokraten
den Staatssozialismus wieder
eingeführt. Sie waren sich uneins
beim Thema Früheinschulung.
Irgendwann dann die Phase, in
der einem auch öffentlich nichts
mehr peinlich ist. Die Senatoren
Nußbaum (parteilos, für SPD)
und Heilmann (CDU) fingen an,
sich beim Thema Gasnetzvergabe
mit Unterlassungsklagen zu dro-
hen. Schließlich half nur noch
Erpressung. Entweder die gleich-
geschlechtliche Ehe oder ich,
kreischte es aus der CDU. Und
Parteichef Frank Henkel wird da-
für auch noch mit einem persön-
lichen Rekordwiederwahlergeb-
nis als Parteichef belohnt. Das
bestätigt: Hier geht es nicht mehr
um vorgezogenen Wahlkampf,
sondern der Scheidungskrieg
nimmt seinen Anfang. Und die
Stadt muss das jetzt noch über
ein Jahr ertragen.
Die CDU kann sich künftig ag-

gressiv auf alle ihre Leib- und
Magenthemen stürzen, denn die
Posse um die Enthaltung im Bun-
desrat hat ihr gezeigt, wie weit
die SPD zu gehen bereit ist, um
diese Zweckgemeinschaft bis ins
Ziel zu retten. Nebenbei wird sich
kräftig weiter an die Berliner
Grünen rangewanzt, die vor
Schreck gar nicht wissen, was sie
dazu sagen sollen.
Alles in allem werden wir uns

also auf ein 15-monatiges zähes
Trauerspiel einstellen müssen,
von dem man sich wünschte, die
SPD hätte es schon am vergange-
nen Freitag beendet.

Meiner lieben Frau 

Gratulation von ganzem Herzen
zum Fünfundachtzigsten und zugleich Dank
für die vielen gemeinsamen Jahre 
für unsere fünf Kinder
für Ruhe, Gleichmut und Sorge um mich und die Großfamilie
für alles Schöne im langen Eheleben und
für die Pflege unserer Familientradition 

Christa

Fritz
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Referendarin
verzichtet
Erst stritt sie für das Recht auf
Kopftuch in der öffentlichen Ver-
waltung, jetzt tritt sie die er-
kämpfte Stelle doch nicht an: Die
angehende Juristin und Bloggerin
Betül U. wird ihr dreimonatiges
Rechtsreferendariat nun doch
nicht im Bezirksamt Neukölln ab-
solvieren,wie der »Tagespiegel am
Sonntag« (Ausgabe 14. Juni) be-
richtet. Sie habe die Frist zur An-
meldung verstreichen lassen. Zur
Begründung gab die gläubige
Muslima ein erschüttertes Ver-
trauensverhältnis zu dem Be-
zirksamt an. Aus demAmt und von
Mitgliedern der Bezirksverordne-
tenversammlung habe es islamo-
phobe und vereinzelt auch sexis-
tische Kommentare gegeben.
Ihr Fall hatte vergangenen Wo-

che eine neuerliche Debatte über
das Berliner Neutralitätsgesetz
ausgelöst. Die 26-Jährige hatte sich
im Bezirksamt Neukölln um einen
Referendariatsplatz beworben,
bestand aber darauf, dabei ihr
Kopftuch tragen zu können. Laut
dem Berliner Neutralitätsgesetz
haben aber religiöse Symbole wie
Kreuz, Kopftuch oder Kippa in der
öffentlichen Verwaltung nicht zu
suchen. Am vergangenem Diens-
tag entschied das Bezirksamt Neu-
kölln, Betül U. könne ihre Ausbil-
dungsstation im Rechtsamt Neu-
kölln antreten, dürfe aber wenn sie
das Kopftuch trägt »keine hoheit-
lichen Aufgaben mit Außenwir-
kung« übernehmen. Damit folgte
das Bezirksamt einer Vorgabe des
Kammergerichtes. epd/nd

120 000
radelten zum
Großen Stern
Das Wetter spielte mit – viele Rad-
ler blieben trotzdem zu Hause.
Nur etwa die Hälfte der erwarte-
ten 250 000 Fahrradfahrer haben
nach Angaben der Veranstalter am
Sonntag an der 39. Sternfahrt des
Allgemeinen Deutschen Fahrrad-
Clubs (ADFC) teilgenommen.
Trotzdem waren 120 000 Radler
unter dem Motto »Fahrradstadt
Berlin – jetzt!« unterwegs und
sorgten für erhebliche Behinde-
rungen im Straßenverkehr. Bis auf
drei Stürze gab es laut Polizei al-
lerdings keine Zwischenfälle.
Die Teilnehmer der laut ADFC

größten regelmäßigen Fahrrad-
demonstration der Welt hatten
sich morgens an verschiedenen
Orten in Berlin und Umgebung
getroffen. Auf 19 Routen von ins-
gesamt mehr als 1000 Kilometern
Länge fuhren sie alle bis zum frü-
hen Nachmittag zum Großen
Stern um die Siegessäule. Sie be-
fuhren auchdieAutobahnenA115
(Avus) und A 100 (Südring).
Es ging darum, für bessere

Radfahrbedingungen und die
Umsetzung der Berliner Radver-
kehrsstrategie zu demonstrieren.
Politik und Verwaltung hätten
keine adäquaten Lösungen zur
Entwicklung des Radverkehrs in
Berlin, teilte der ADFC mit. »Wir
fordern, dass die Infrastruktur al-
len die Möglichkeit bietet, kom-
fortabel und sicher mit dem Fahr-
rad unterwegs zu sein.« dpa

Jazz und Rosen
im Schloss
Gleich im Anschluss an das Richt-
fest ist die Baustelle des Berliner
Schlosses am Wochenende für
Neugierige geöffnet gewesen.
Zwei Tage lang tummelten sich
Besucher im Rohbau an der
Prachtstraße Unter den Linden in
Berlin-Mitte. Sie wurden über das
Kunst- und Kulturzentrum Hum-
boldt Forum informiert, das bis
Ende 2019 dort entstehen soll.
Zudem gab es ein Musikpro-
gramm und für zehn Euro als An-
denken eine Rosenart namens
»Berliner Schloss«.
Bereits bevor die Tore mor-

gens an den »Tagen der offenen
Baustelle« geöffnet wurden,
drängelten sich Interessierte vor
dem Stadtschloss. Zwischenzeit-
lich mussten sich die Besucher
gedulden: Am Sonntagmittag
wurde wegen Überfüllung für ei-
nige Zeit niemand hineingelas-
sen. Manche hatten sich beson-
ders herausgeputzt. So kamen am
Sonntag Mitglieder eines Vereins
in Uniformen der früheren preu-
ßischen Armee inklusive Pickel-
hauben – eine weitere Touris-
tenattraktion.
An mehreren Orten im entste-

henden Nachbau der Hohenzol-
lern-Residenz spielten Musikstu-
denten vor allem Jazz. Weitere
Gratis-Konzerte standen auf dem
Programm. Auch Videoinstallati-
onen und DJ-Auftritte gab es.
Derweil konnten Berliner und
Hauptstadtbesucher Teile der ba-
rocken Originalfassade betrach-
ten, die an drei Seiten des fast 600
Millionen Euro teuren Baus an-
gebracht werden soll. dpa

Nach Ansicht von Landeschef Jan Stöß geht die SPD gestärkt aus dem Streit mit der CDU hervor. Foto: dpa/Tim Brakemeier
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Mann stirbt nach Unglück
auf BUGA-Gelände
Rathenow. Ein 49 Jahre alter
Mann ist auf der Bundesgarten-
schau in Brandenburg bei einem
Unwetter von einem herabfallen-
den Ast erschlagen worden. Das
Gelände in Rathenow ist seit dem
Unglück am frühen Samstag-
abend gesperrt. Die Staatsan-
waltschaft Potsdam hat die Er-
mittlungen aufgenommen. »Spu-
ren wurden gesichert«, sagte der
Sprecher der Polizeidirektion
West, Heiko Schmidt. Mit einer
Wiedereröffnung der Schau in Ra-
thenow werde voraussichtlich in
einer Woche gerechnet, sagte BU-
GA-Sprecherin Amanda Hasen-
fusz am Sonntag. Die Aufräum-
arbeiten dauerten noch Tage.
Der Unfall ereignete sich gegen

17.50 Uhr. Viele Besucher woll-
ten zu einem Konzert des deut-
schen Musikers Andreas Bourani
auf dem BUGA-Gelände. Wegen
des Unwetters wurde der Auftritt
aber abgesagt. dpa/nd

Angriff auf geplantes
Flüchtlingsheim
Frankfurt (Oder). Unbekannte
haben ein künftigesWohnheim für
Asylbewerber in Frankfurt (Oder)
beschädigt. Nach Zeugenangaben
warfen drei Unbekannte im Alter
von etwa 20 Jahren Bierflaschen
gegen das Gebäude, teilte die Po-
lizei am Sonntag mit. Eine Schei-
be an der Eingangstür wurde nach
den Angaben beschädigt. Spuren
wurden gesichert. Die Täter konn-
ten flüchten. Die Außenstelle der
Zentralen Ausländerbehörde des
Landes in Eisenhüttenstadt wird
aufgrund der zunehmenden Zahl
von Asylbewerbern und Flücht-
lingen benötigt. dpa

Land plant Infozentrum
für Wölfe aufzubauen
Groß Schönebeck. Brandenburg
plant den Aufbau eines eigenen
Wolfsinformationszentrums. Es
soll im Wildpark Schorfheide in
Groß Schönebeck (Barnim) ent-
stehen, wo es bereits ein Wolfs-
gehege gebe, bestätigte das Um-
weltministerium einen Bericht der
»Märkischen Oderzeitung«
(Samstag). Bislang werde Bran-
denburg von einer sächsischen
Anlaufstelle in Rietschen mitbe-
treut. Landesweit würden immer
mehr Tiere gesichtet. Der Lan-
desjagdverband rechnet pro Jahr
mit einem Plus von 30 Prozent.
Zwischen Elbe und Oder leben
derzeit nach Angaben des Um-
weltministeriums 100 Wölfe. Der
Süden des Landes gilt mittler-
weile als besiedelt. Seit 2013 re-
gelt ein Wolfsmanagementplan
Aktionen zum Schutz vor Angrif-
fen der geschützten Tiere und
Entschädigungszahlungen. Von
2000 bis Februar 2015 wurden
126 Fälle nachgewiesen. Die Hal-
ter wurden insgesamt für 484
Nutztiere – meist Schafe – ent-
schädigt. Seit 2007 flossen rund
74 000 Euro. Für den Schutz ge-
gen Wölfe standen seit 2008 mehr
als eine halbe Million Euro an EU-
Fördermitteln bereit. dpa

Finanzspritze für
Potsdamer Theaterschiff
Potsdam. Zwei Projekte des Pots-
damer Theaterschiffs werden vom
Land mit insgesamt 23 000 Euro
Lottomitteln gefördert. Das Geld
sei zum einen für die Produktion
»Unsere Mütter, unsere Väter«
gedacht, teilte das Wirtschafts-
ministerium mit. Anhand dreier
Familiengenerationen sollen
zentrale Themen der jüngeren
deutschen Geschichte beleuchtet
werden. »Es ist ein guter Ansatz,
um so auch einem jüngeren Pub-
likum Lust auf Theater zu ma-
chen«, sagte Wirtschaftsminister
Albrecht Gerber (SPD) am Sams-
tag. Zum anderen wird die Ver-
anstaltungsreihe »Theaterevent«
unterstützt. Ziel sei es, mit einer
neuen Inszenierung das Außer-
gewöhnliche des Ortes hervor-
zuheben, hieß es. Geplant sei ein
Event, bei dem sowohl der Au-
ßen- als auch der Innenbereich
des Schiffes als Spielfläche ge-
nutzt wird. dpa/nd

Trommler will keiner als Nachbarn haben
Seit vielen Jahren unterrichtet Schlagzeuger Harald Wenzek aus Fürstenwalde sehr erfolgreich Musikschüler

Im Jahr 2006 gründete Haral Wen-
zek das Trommelzentrum Fürsten-
walde. Seine Schüler erhalten im-
mer wieder Preise beim Wettbe-
werb »Jugend musiziert«.

Von Sybille Gurack

»Wo viele trommeln, ist Keller.
Trommler will keiner als Nachbarn
haben.« Der das sagt, weiß, wovon er
spricht. Harald Wenzek ist das Fürs-
tenwalder Trommelzentrum in Per-
sona. 2006 hat er es gründet. Un-
zähligen Kleine und Große lehrte er,
das älteste Instrument auf dem Pla-
neten zu spielen. Schließlich sei das
Trommeln aus dem Körperschlag
hervorgegangen, erklärt er. Zur Un-
terstützung seiner Behauptung
schlägt sich Wenzek wuchtig und ab-
wechselnd mit rechter und linker
Faust auf die Brust. »So macht es der
Silberrücken auch, wenn er etwas
mitteilen will.«
Mit elf Jahren merkte er, was das

Trommeln bei ihm bewirkt und das
ist bis heute so: »Trommeln macht,
dass ich nicht erwachsen werde,« sagt
Wenzek. Zwei Mal hat er Musik stu-
diert: Staatsexamen 1986 im Osten,
Akademieabschluss im Jahr 2000 im
Westen.
Sein Kopf scheint voller Noten zu

sein. Seine Frau Katrin kann ein Lied
davon singen: »Wenn wir mit dem
Auto über Straßenpflaster fahren
oder mit dem Zug über Schwellen,
wenn es irgendein Geräusch gibt,
fängt er an, Noten zu schreiben.«
Sein Wissen rings um Klang und

Rhythmus gibt der Schlagzeuger gern
weiter. Er unterrichtete an der Mu-
sikschule des Landkreises Oder-
Spree. Heute tut er das an der Musik-
und Kunstschule »Regenbogen« e.V.

in Blankenfelde und als Lehrbeauf-
tragter an der Universität Potsdam.
Immer wieder treten Schüler von ihm
beim Bundeswettbewerb »Jugend
musiziert« auf und werden mit Son-
derpreisen und anderen Auszeich-

nungen geehrt. Erfahrungen suchen,
Experimente wagen, immer dazuler-
nen wollen – all das sei wichtig, sagt
der erfolgreiche Schlagzeuger.
Neben dem Unterricht im Trom-

melzentrum leitet Wenzek seine

Sambagruppe »Bateria de Mascaras«.
Sie besteht aus Kindern und Er-
wachsen, die zumeist aus Fürsten-
walde kommen. Die Gruppe gehörte
2015 schon das 14. Mal zu den fe-
sten Programmpunkten des »Karne-
vals der Kulturen« in Berlin. Die in ka-
ribischem grün-gelb gekleidete und
maskierte Truppe vereinnahmt ihr
Publikum mit besonderem Flair: Pfei-
fen und die verschiedenen Trom-
meln kommunizieren lautstark und
mitreißend und lassen – so konnte
man es jüngst wieder beim Karneval
der Kulturen beobachten – die Um-
stehenden lachen, klatschen und sich
in den Hüften wiegen.
Wenzeks jüngstes Kind ist die

Trommelshow »Full Moon«, gemein-
sam mit seiner Frau Katrin und sei-
nem langjährigen Kollegen Jörg
Schönrock. Beim Fürstenwalder
Stadtfest hatte das ausschließlich mit
Schlaginstrumenten dargebotene
Programm kürzlich Premiere. In der
jetzt wieder aktiven Fürstenwalder
Gruppe »JADE« sitzt Wenzek am
Schlagzeug. Die neue Herausforde-
rung hierbei ist, dass hier die Texte
zuerst entstehen – geschrieben von
Sänger André Nitschke. Die Musik
wird anschließend komponiert.
Wenzek ist die Bemerkung wich-

tig, dass er die ernste Musik nicht aus-
gegrenzt. In der Schöneberger Apos-
telkirche in Berlin wurde jüngst das
Orgelkonzert Nr. 2 g-Moll op. 177 von
Josef Gabriel Rheinberger gegeben –
mit Wenzek an den Pauken. Mehr-
fach im Jahr präsentiert sich das
Trommelzentrum im Bad Saarower
Jugendclub. Aktuelle Termine sind
dem Internet zu entnehmen.

Kontakt-Tel.: (0172) 312 51 24,
harald@trommelgesicht.de

Wenzek am Schlagzeug Foto: Sybille Gurack

Landnahme der besonderen Art
Ein Stück Potsdamer Park ist zum besetzten Gebiet geworden
Die Schlösserstiftung und Sprin-
gerchef Matthias Döpfner haben ei-
ne Grünanlage der Öffentlichkeit
entzogen.

Von Wilfried Neiße

Die große Berliner Mauer ist vor 25
Jahren gefallen, aber viele kleine Mau-
ern erheben sich seither. Ein solches
Schicksal erleidet gerade einmal wie-
der das von den Reichen und Schönen
so geliebte Potsdam, wo die Torten-
stückchen im Glanze des Weltkultur-
erbes rund um Schloss und Park Sans-
souci eine heiß begehrte Sache sind.
Auf Uferwegen am Griebnitzsee

patrouillierten früher DDR-Grenz-
soldaten, um Westberlin abzuschir-
men.Nach derWende tummelten sich
dort Spaziergänger, bis Anwohner
den Weg sperrten. Das ist in Potsdam
in guter oder vielmehr böser Erinne-
rung. Nun ist ein weiteres Stück Pots-
dam durch einen Privatmann einge-
zäunt. Wieder geht so ein Schauspiel
über die Bühne der Stadtpolitik.
Im Zentrum, unmittelbar neben

dem Deserteursdenkmal, finden sich
ein paar Quadratmeter Potsdamer
Heimaterde, die durch massive Bau-
zäune von der Umgebung abgetrennt
sind. Die linksalternative Fraktion
»Die Andere« will mit dieser Akti-
onskunst darauf aufmerksam ma-
chen, was sich derzeit auf 60 000
Quadratmetern neben dem berühm-
ten Potsdamer Pfingstberg abspielt.
Auf dem erklärenden Schild heißt es,
diese Fläche sei »eingedöpfnert« wor-
den und nach dem Pfingstberg-Vor-
bild abgesperrt. »Die Andere« habe
beschlossen, so heißt es, die öffentli-
che Fläche am Denkmal zu sanieren
und fordere im Gegenzug ein 40-jäh-
riges exklusives Nutzungsrecht. Ge-
legentlich werde das Areal dann auch
für die Öffentlichkeit betretbar sein.
Diese Parodie hat einen ernsten

Hintergrund: Vor einiger Zeit ver-
kaufte die Stiftung Preußische
Schlösser und Gärten eine große Vil-
la in schönster Lage mit riesigem Gar-
ten an den Privatmann Mathias Döpf-
ner, beruflich tätig als Vorstandsvor-
sitzender der Axel Springer AG. Döpf-
ner verpflichtete sich, alles denk-
malgerecht instand zu setzen, und

gleich noch die danebenliegende Vil-
la Schlieffen mitzusanieren. Um kla-
re Verhältnisse zu schaffen, wurde
erst einmal alles eingezäunt. Eine
Fläche, die im städtischen Bebau-
ungsplan als öffentliche Grünanlage
ausgewiesen ist, wurde dem Zugang
entzogen.
Die Stadt und zunächst alle Frak-

tionen der Stadtverordnetenver-
sammlung (SVV) waren sich einig:
Der Bebauungsplan ist die gesetzli-
che Grundlage, denn die Schlösser-
stiftung habe gegenüber dem Käufer
Zusagen über Dinge gemacht, die ihr
gar nicht zustehen. Ein Ausgleich
wurde in andauernden Verhandlun-
gen nicht gefunden, der Zaun blieb
dennoch stehen, nun als »Baustel-
lensicherung« deklariert. Die LINKE
beantragte einen SVV-Beschluss, wo-
nach die öffentliche Zugänglichkeit
der Parkanlagen dauerhaft gesichert
bleiben solle. Der Antrag wurde in
den Hauptausschuss verwiesen.
Es gibt wenige Institutionen, die

so üppig mit Geld ausgestattet sind

wie die Schlösserstiftung. Dennoch
musste Oberbürgermeister Jann Ja-
kobs (SPD) die SVV darüber infor-
mieren, dass die Stiftung sich nicht
in der Lage sehe, die öffentliche
Parkanlage so instand zu setzen, dass
sie zugänglich gemacht werden
kann. Jakobs regte an, dass die Stadt
die Verkehrssicherungspflicht über-
nimmt. Langfristig könnte die Stadt
die Fläche in ihr Eigentum überneh-
men und »denkmalpflegerisch ent-
wickeln.« Die LINKE stellten sich
hinter diese Pläne und Fraktionschef
Hans-Jürgen Scharfenberg bean-
tragte, einen Weg zu finden, dass
diese Fläche kostenlos an die Stadt
übertragen wird.
Nun aber geschah das Unglaubli-

che. Die Einzäuner waren nicht un-
tätig und setzten ihre Interessen-
wahrer in der Politik in Gang. Der
Oberbürgermeister war bei der
jüngsten SVV-Sitzung abwesend und
die Mäuse tanzten auf dem Tisch.
Nach heftiger und tumultartiger De-
batte votierte die Rathauskoalition

aus SPD, CDU und Grüne in na-
mentlicher Abstimmung gegen die
strikte Anwendung des Bebauungs-
plans und strich die Passage, dass es
keine Änderung des Plans geben
dürfe.
»Ein unwürdiges Spiel«, nannte

Scharfenberg das Spektakel. Und ei-
ne »Machtdemonstration ohne Ver-
antwortung«. Mit dieser Aktion ha-
ben die regierenden Parteien das öf-
fentliche Recht geschwächt. Immer-
hin erklärte der Oberbürgermeister
einen Tag später, dass mit ihm eine
Änderung des Bebauungsplans nicht
zu machen sei. Auf die nächsten Win-
kelzüge der Zaunbefürworter darf
man gespannt sein. Scharfenberg fin-
det: »Gerade in Potsdam muss man
sehr darauf achten, dass nicht alles
käuflich wird.«
Scharfenbergs Fraktionskollege

Sascha Krämer betont: »Was öffent-
lich ist, muss öffentlich bleiben, denn
die Stadt gehört uns allen. Die LINKE
hält am B-Plan fest ohne Wenn und
Aber.«

Bei einer Begehung fotografierte der Stadtverordnete Sascha Krämer das Gelände. Foto: Sascha Krämer

Amtsärzte
sorgen sich um
Nachwuchs
Hygienekontrollen in Gasthöfen
oder Impfberatungen in Asyl-
bewerberheimen: Ärzte im öf-
fentlichen Gesundheitsdienst
haben viele Aufgaben. Dafür
fehlt allerdings der Nachwuchs.

Von Christian Bark

Nachfolger sind für viele Bran-
denburger Amtsärzte zunächst
nicht in Sicht. Und so werden auf
absehbare Zeit den Gesundheits-
ämtern in Brandenburg die Me-
diziner ausgehen. »Es gibt große
Probleme, Amtsärzte zu gewin-
nen«, sagte eine Sprecherin der
Landesärztekammer. Grund da-
für sei aber nicht nur das Image-
problem, sondern die schlechtere
Bezahlung im Vergleich zu Kli-
nik- und niedergelassenen Ärz-
ten, so die Sprecherin. »Eine An-
gleichung des Tarifes würde das
Problem sicher minimieren«, sagt
sie.
Landesweit gibt es nach An-

gaben des Gesundheitsministeri-
ums 18 Amtsärzte und 91 Mitar-
beiter im öffentlichen Gesund-
heitsdienst. Viele Stellen sind
demnach aber vakant. Zudem ge-
hen in den kommenden Jahren
zahlreiche Mitarbeiter in Ruhe-
stand. Wie viele Stellen im Land
insgesamt offen sind, konnte das
Ministerium nicht beziffern.

Ein Beispiel ist der Fall von
Medizinerin Martina Pohle, die in
fünf Monaten nach jahrzehnte-
langer Tätigkeit in den Ruhe-
stand. Die 60-Jährige ist Fach-
ärztin für Hygiene und Gesund-
heitsmedizin im Gesundheitsamt
Senftenberg (Oberspreewald-
Lausitz). Sie will aus privaten
Gründen frühzeitig ihren Job im
Öffentlichen Gesundheitsdienst
(ÖGD) beenden, wie sie sagt. Vor
18 Monaten sei ihre Stelle öf-
fentlich ausgeschrieben worden:
ohne Erfolg. »Unser Job scheint
für Bewerber nicht attraktiv ge-
nug zu sein«, meint sie. »Die Leu-
te denken, dass wir den ganzen
Tag nur am Schreibtisch sitzen
und Akten hin und her schie-
ben«, sagt die Vorsitzende des
Landesverbandes der Ärzte im
ÖGD, Astrid Schumann. Sie leitet
seit vier Jahren das Gesund-
heitsamt in Königs Wusterhausen
(Dahme-Spreewald).
Der Alltag sehe alles andere als

langweilig aus, sagt sie. »Erst fah-
re ich zur Raststätte Waldeck und
mache dort einen Hygienecheck,
dann geht es zur Impfsprech-
stunde ins Asylbewerberheim und
anschließend zum Flughafen
Schönefeld, wo ich mit Verant-
wortlichen vor Ort über Ebola-
kontrollen berate«, beschreibt sie
einen Arbeitstag. Zwischendurch
fahre sie ins Amt. Amtsärzte ma-
nagen mehr, als dass sie Kranke
behandeln, wie sie sagt.
»Ärzte, die in Krankenhäusern

angestellt sind, verdienen bis zu
1000 Euro im Monat mehr, weil
für sie ein anderer Tarifvertrag
angewendet wird«, erklärt der
Sprecher des Brandenburger Ge-
sundheitsministeriums, Gabriel
Hesse. Alle Versuche, eine An-
gleichung der Tarife zu errei-
chen, seien bislang gescheitert.
Allerdings könnten die Kommu-
nen eine Zulage zahlen.
Weitere Lösungen werden laut

Hesse gesucht. So seien Praktika
von Medizinstudenten im Be-
reich der Gesundheitsämter mög-
lich. Anfang Juli werde eine Ar-
beitsgruppe der Länder über das
Thema beraten. Um die Kreise
und kreisfreien Städte zu unter-
stützen, stelle das Land von 2015
an über 30 000 Euro für Fort- und
Weiterbildung im Haushalt be-
reit. dpa

»Unser Job scheint
für Bewerber nicht
attraktiv genug zu
sein.«
Martina Pohle, Fachärztin
für Hygiene und Gesund-
heitsmedizin
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Regenbogenfahne vor der
Staatskanzlei
Weimar. Bunter Protest in Wei-
mar: Mit Fahnen und Plakaten ha-
ben am Samstag rund 250 Ho-
mosexuelle beim Christopher
Street Day gegen Diskriminierung
demonstriert. Alle Menschen sei-
en gleichwertig, sie dürften nicht
in Schubladen gesteckt werden,
sagte Veranstalter Matthias Got-
he. Der Christopher Street Day
stand unter dem Eindruck der De-
batte um die Öffnung der Ehe für
homosexuelle Paare. Darüber war
am Freitag im Bundesrat beraten
worden. »Die Abstimmung im
Bundestag muss für alle freigege-
ben werden«, meinte Gothe und
appellierte, den Fraktionszwang
aufzuheben. Die rot-rot-grüne
Landesregierung setzt sich für die
Ehe für alle ein. »Wir haben Jahr-
zehnte auf solch eine Unterstüt-
zung warten müssen«, stellte Got-
he fest. Anlässlich der Parade in
Weimar hatte Ministerpräsident
Bodo Ramelow (LINKE) die Re-
genbogenfahne vor der Staats-
kanzlei und an der Thüringer Lan-
desvertretung in Berlin wehen
lassen. dpa/nd

Auch Saarland will
Bodycams testen
Saarbrücken. Nach Ländern wie
Hessen und Rheinland-Pfalz will
nun auch das Saarland den Ein-
satz von Mini-Videokameras an
Polizeiuniformen testen. Geplant
sei ein Pilotprojekt mit zehn der
sogenannten Bodycams (»Körper-
kameras«), teilte das saarländi-
sche Innenministerium am Sonn-
tag in Saarbrücken mit. »Ange-
sichts der wachsenden Gewalt ge-
gen unsere Polizistinnen und Po-
lizisten wollen wir diese Möglich-
keit testen, mit der in Hessen be-
reits gute Erfahrungen gemacht
wurden«, erklärte Innenminister
Klaus Bouillon (CDU). Die Saar-
Polizei soll unter anderem auslo-
ten, inwieweit die Kameras auf Ba-
sis der Gesetze bei Einsätzen ver-
wendet werden können. dpa/nd

Status für AfD-Abweichler
wird im Juni bestimmt
Erfurt. Bis Ende des Monats soll
über den künftigen Status von drei
ehemaligen AfD-Abgeordneten im
Thüringer Landtag entschieden
werden. Damit befasse sich am 30.
Juni der Ältestenrat des Parla-
ments, sagte Landtagspräsident
Christian Carius. Geprüft werden
soll, ob die drei als Gruppe aner-
kannt werden. Derzeit sitzen sie
als fraktionslose Abgeordnete im
Landtag. Laut Carius sieht die Ge-
schäftsordnung keinen Gruppen-
status vor. Sie besagt lediglich,
dass sich mindestens fünf Parla-
mentarier zu einer Fraktion zu-
sammenschließen können. Über
eine Änderung müsste der Land-
tag abstimmen. dpa/nd

Land stockt Fonds für
Flüchtlingshilfe auf
Magdeburg. Der vor drei Mona-
ten aufgelegte Fonds des Landes
Sachsen-Anhalt zur Förderung
von Nachbarschaftshilfen für
Flüchtlinge wird sehr gut ange-
nommen – und sogar aufgestockt.
Bislang seien 100 Anträge einge-
gangen, teilte das Sozialministe-
rium auf Nachfrage in Magdeburg
mit. 32 Anträge über zusammen
47 000 Euro seien schon bewilligt
worden. Zur Verfügung stehen
derzeit 60 000 Euro Fondsmittel.
»Aufgrund des großen Interesses
soll der Fonds kurzfristig um
40 000 Euro auf 100 000 Euro er-
höht werden«, hieß es weiter. Mit
dem Geld werden Vereine, Initia-
tiven und Einzelpersonen geför-
dert, die Flüchtlingen beim
Deutschlernen unterstützen,
Willkommens- und Begegnungs-
feste ausrichten, Patenschaften
übernehmen oder gemeinsame
sportliche oder kulturelle Aktivi-
täten sowie Ausflüge organisie-
ren. Sie können bis zu 2500 Euro
erhalten. Zuständig ist eine Netz-
werkstelleWillkommenskultur bei
den Freiwilligenagenturen, die
auch über Möglichkeiten des En-
gagements informiert und Inte-
ressierte zusammenbringt. dpa/nd

Wer hat diese Präriehunde gesehen?

Nürnberg. Das Schicksal der verschwundenen
Präriehunde-Kolonie im Nürnberger Tiergar-
ten ist weiter unklar. Auch drei Wochen nach
der Entdeckung des Verlustes gebe es keine Er-
kenntnisse über den Verbleib der verspielten
Nager, sagte der stellvertretende Tiergarten-
direktor HelmutMägdefrau. »Bisher hattenwir
keinen ausreichend großen Bagger zur Verfü-

gung, mit demwir das frühere Gehege der Prä-
riehunde hätten tief genug untersuchen kön-
nen«, sagte er. Der Tiergarten fühle sich da
auch nicht unter Zeitdruck. »Das eilt nicht, weil
es da ja nichts zu entscheiden gibt«, sagte Mäg-
defrau. Ein Ende Mai eingesetzter Kleinbag-
ger war beim Aufgraben des Areals nicht fün-
dig geworden. Mägdefrau hatte daraufhin an-

gekündigt, man wolle das verzweigte Gang-
system mit einem größeren Bagger offenle-
gen. Der nahe Verwandte des Murmeltiers ist
30 bis 35 Zentimeter lang. Die Gänge reichen
bis in eine Tiefe von fünf Metern.
Die zehn Tiere der bei Zoobesuchern be-

liebten Präriehunde-Kolonie waren nach dem
Ende des Winterschlafs im April nicht wieder

im Gehege aufgetaucht. »Was in den vier Mo-
naten Winterschlaf passiert ist, wissen wir
nicht«, hatte Mägdefrau seinerzeit erklärt. Ent-
weder seien sie an einer von Mäusen übertra-
genen Nagerkrankheit gestorben oder Opfer
von Iltissen geworden. Möglich sei auch, dass
ihnen in den Wintermonaten Kälte oder Nässe
zugesetzt haben. dpa/nd Foto: dpa/Marcus Führer

Digitaler Rassismus
Nicht erst seit, aber mit Beginn der Pegida-Proteste verstärkt, entlädt sich der Hass gegen Flüchtlinge im Internet
Die Hemmschwelle Hetze im Inter-
net abzusondern, ist niedrig, auch
in den Online-Kommentaren von
Zeitungen. Um so wichtiger wäre
ein Eingreifen. Doch das passiert
nicht überall. Beispiel »Südkurier«.

Von Holger Reile

Im Februar zogen über 2000 Kons-
tanzerInnen durch die Straßen und
demonstrierten für eine bunte, tole-
rante und offene Stadt. Schon lange
im Vorfeld hatte sich auch der Ge-
meinderat eindeutig gegen Auslän-
derfeindlichkeit und Rassismus posi-
tioniert. Auf den Online-Seiten des
»Südkurier« hingegen, der Tageszei-
tung vor Ort, durften sich durchweg
anonyme Hassprediger lange Zeit
hemmungslos austoben.
Monatelang das gleiche, üble Spiel:

Berichtete der »Südkurier« über die
Situationder Flüchtlinge vorOrt, dann
hagelte es auf den Online-Seiten men-
schenverachtende und fremden-
feindliche Kommentare. Ende Mai, es

ging um die bevorstehende Abschie-
bung zweier Roma-Familien, konnte
man lesen: »Wir hätten sehr viele
Probleme nicht, wenn wir nicht zum
Traumland für viele Ausländer ge-
worden wären. Diese müssen wir jetzt
mit viel Geld ruhig stellen, damit sie
uns in Ruhe lassen«.
Und es kam noch schlimmer: »Die

Kinder sitzen bei uns in der Schule und
verstehen nix. Man bringt denen zu-
dem bei, dass man sich nur frech ge-
nug verhaltenmuss – es findet sich im-
mer ein Dummer, der einen aushält«.
Flüchtlinge wurden fast täglich als
»kosovarische Wirtschaftsreisende«
oder »afrikanische Sozialtouristen«
verunglimpft. »Durch massenhafte
Zuwanderung«, so andere Kommen-
tare, »werden wir kontinuierlich zer-
stört, unsere Werte, unsere Kultur
wird vernichtet.« Wer sich online ge-
gen diese rassistischen Äußerungen
und Hetzparolen verwahrte, wurde
umgehend auf übelste Weise atta-
ckiert und als »Meinungsterrorist« und
»linker Nazi« beschimpft. Die Online-

Redaktion des »Südkurier« schritt
nicht ein und ließ den aggressiven
Mob gewähren.
Die Formulierungen glichen teil-

weise denen, die einem Flugblatt zu

entnehmen waren, das kurz zuvor in
der Stadt verteilt wurde und für des-
sen Inhalt die rechtsradikale Grup-
pierung »Der Dritte Weg« verant-
wortlich zeichnete. Den Deutschen
stünde der »drohende Volkstod« be-

vor, wenn sie weiterhin Flüchtlinge
aufnehmen würden, stand da zu le-
sen. Auf den Flugblättern waren aber
auch die Adressen von Konstanzer
Flüchtlingsunterkünften angegeben,
sicher nicht, um dort Hilfe und Un-
terstützung anzubieten. Anderntags
veröffentlichte die »Südkurier« On-
line-Redaktion eine Zuschrift, in der
behauptet wurde, Roma hätten so-
wieso nichts anderes im Sinn, als »uns
auszurauben«.
Nachdem die linke Internetpubli-

kation »seemoz« ausführlich über die
Hasstiraden berichtete, protestierten
mehrere »Südkurier«-LeserInnen bei
der Redaktion, darunter Kommunal-
politiker und auch Sozialbürgermeis-
ter Andreas Osner, dessen Dezernat
viel mit der Unterbringung und Ver-
sorgung der Flüchtlinge zu tun hat:
»Fremdenfeindliche, rassistische und
diskriminierende Äußerungen in jed-
weder Form verurteilen wir entschie-
den«, so Osner. Noch deutlicher wur-
de Grünen-Stadtrat Normen Küttner:
»Diese verbale Gewalt und Herab-

würdigung der schwächsten und
wehrlosesten Menschen in unserer
Stadt und in unserem Landkreis kotzt
mich an.« Viele Konstanzer be-
schwerten sich in ähnlicher Form und
forderten die Redaktion auf, dem
Treiben auf ihren Online-Seiten un-
verzüglich ein Ende zu setzen.
Schließlich reagierte der »Südku-

rier« und löschte zumindest die übels-
ten Kommentare, die gegen Flücht-
linge gerichtet waren. Andere, wie
beispielsweise massive Werbung für
Pegida: »Feiges, faules deutsches Volk
– steht endlich auf! Es ist Euer Land,
geht auf die Straße!«, ebenfalls unter
Pseudonym verfasst, werden indes
weiterhin veröffentlicht. Dazu auch
ein Link auf »Politically Incorrect«, ei-
ne islamophoben Hetzpostille, die ho-
he Zugriffszahlen aufweist und eine
Scharnierfunktion tief hinein in die
rechtsradikale Szene hat. Alles kein
Ruhmesblatt für eine Tageszeitung,
die regelmäßig mit stolzgeschwellter
Brust auf ihre Auszeichnungen für gu-
ten Lokaljournalismus hinweist.

»Diese verbale Gewalt
und Herabwürdigung
der schwächsten und
wehrlosesten Menschen
in unserer Stadt und in
unserem Landkreis
kotzt mich an.«
Grünen-Stadtrat in Konstanz
Norman Küttner

Biker beim Gottesdienst
Tausende Motorradfahrer trafen sich in Hamburg

Hamburg. Etwa 27 000 Biker haben
am Sonntag den 32. Motorrad-Got-
tesdienst (MOGO) in Hamburg gefei-
ert. Im Hamburger Michel sprach erst-
mals der neue MOGO-Pastor Lars
Lemke zur Biker-Gemeinde. Er war
zuvor von Hamburgs Bischöfin Kirs-
ten Fehrs feierlich in sein Amt einge-
führt worden. Der Gottesdienst, der
per Lautsprecher auf die Straße über-
tragen wurde, stand unter dem Motto
»Trau Dich!«. Anschließend fuhren die
Biker über die A7 nach Kaltenkirchen
zum Abschlussfest.
Bei dem Motto »Trau Dich!« gehe

es nicht um eine Mutprobe oder da-
rum, beim Fahren mehr an seine
Grenzen zu gehen, sagte Lemke in sei-
ner Predigt. Es gehe darum, das Le-
ben mal anders oder neu in den Blick

zu nehmen. Und auch darum, Gott zu
vertrauen. »Und das kann das größte
Abenteuer deines Lebens werden«,
sagte der Theologe.
Die MOGO-Hymne »Fahr nicht

schneller als Dein Schutzengel fliegen
kann« sang wieder die Singer-Song-
writerin und Violinistin Jördis. Der
»MOGO-Engel 2015« ging an Hans-
Nissen Andersen, den langjährigen
Vorstandsvorsitzenden der Evangeli-
schen Darlehnsgenossenschaft, für
seine Verdienste für den MOGO. Die
Finanzierung des nächsten MOGO in
Hamburg sei gesichert, sagte Ander-
sen. Organisiert wird der MOGO
Hamburg unter Leitung von Veran-
staltungschef BerndLohmannundvon
250 ehrenamtlichenHelfern. 2016 soll
er am 12. Juni stattfinden. epd/nd Geparkte Motorräder vor St. Michaelis Foto: dpa/Markus Scholz
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Flüchtlinge verhindern
Selbstanzündung von
Syrer in Dortmund
Dortmund. Ein 40-jähriger Syrer
hat am Freitagnachmittag in Dort-
mund versucht, sich selbst anzu-
zünden. Der Mann habe sich mit
einer brennbaren Flüssigkeit
übergossen und sich anzünden
wollen, teilte die Polizei Dort-
mund mit. Er wurde von den sy-
rischen Demonstranten überwäl-
tigt und fixiert, die dort seit Diens-
tag vor der Außenstelle des Bun-
desamts für Migration und Flücht-
linge campieren. Der Mann selbst
habe nicht zu dem Flüchtlings-
camp gehört, erklärte die Polizei.
Der Syrer blieb den Angaben

zufolge körperlich unversehrt und
wurde zur ärztlichen Behandlung
in ein Krankenhaus gebracht. Der
Dortmunder Polizeipräsident
Gregor Lange, der den Angaben
zufolge Zeuge des Geschehens
war, äußerte sich betroffen. Er ha-
be großes Verständnis für die
Ängste der Demonstranten um ih-
re Familien in Syrien, erklärte
Lange. Seit Dienstag campieren
mehr als 40 syrische Flüchtlinge
vor der Dortmunder Außenstelle
des Bundesamts. Sie fordern eine
schnellere Bearbeitung ihrer Asyl-
anträge, weil sie erst bei einer An-
erkennung ihre Familien aus Sy-
rien zu sich holen können. Die De-
monstranten klagen, dass sie zum
Teil seit fünf oder sechs Monaten
auf die Bearbeitung ihres Antrags
warten. epd/nd

Opposition erhöht bei
Barrierefreiheit Druck
München. Die Opposition fordert
von der Staatsregierung mehr
Tempo undmehr Geld für die Um-
setzung der Barrierefreiheit – und
erhöht im Landtag nun den Druck.
Die Grünen haben ein großes An-
tragspaket ins Parlament einge-
bracht, in dem sie einen politi-
schen und finanziellen »Kraftakt«
der Regierung fordern. Am Don-
nerstag muss sich der Landtag mit
einer großen Anfrage der SPD
hierzu befassen.
Die Opposition beklagt vor al-

lem, dass seit dem Versprechen
von Regierungschef Horst Seeho-
fer (CSU), Bayern bis 2023 barri-
erefrei zu machen, schon viel zu
viel Zeit verloren gegangen sei.
Deshalb müsse »der zügigen Er-
arbeitung eines Gesamtpro-
gramms zur Umsetzung der Bar-
rierefreiheit bis 2023 die oberste
politische Priorität eingeräumt
werden«, heißt es im Hauptan-
trag der Grünen. Es müsse, wie
von Seehofer versprochen, ein
Sonderinvestitionsprogramm
aufgelegt werden, und zwar mit
Sondermitteln »in erheblichem
Umfang«. Trickreich am Antrag
der Grünen: Mit der Forderung
nach einem Sonderinvestitions-
programm greifen sie tatsächlich
ein wörtliches Versprechen See-
hofers und die Argumentation des
Sozial- und des Innenministeri-
ums auf. Die beiden Ressorts wa-
ren damit aber im vergangenen
Jahr am Widerstand des Finanz-
ministeriums gescheitert. dpa/nd

»Härteste Feuerwehrfrau«
kommt aus Lübben
Hannover. Die »Härteste Feuer-
wehrfrau der Welt« kommt aus
Lübben (Dahme-Spreewald): Die
33-jährige Anja Hartmann von der
Freiwilligen Feuerwehr 1863 darf
sich mit dem Titel schmücken. Bei
der Interschutz-Messe in Hanno-
ver konnte sie sich am Samstag un-
ter neun Frauen behaupten. Sie
bewältigte einen Parcours mit ver-
schiedenen Übungen wie Trep-
penhochsteigen in 13:04 Minuten
als Schnellste. Die in der Kran-
kenpflege tätige Frau ist seit ihrer
Kindheit in der Feuerwehr. Vor
demWettkampf trainierte sie nach
Angaben ihres Vereins mindestens
dreimal die Woche. »Härtester
Feuerwehrmann der Welt« wurde
der Tscheche Lukas Novak. Der ur-
sprünglich aus den USA kom-
mende Wettbewerb »Toughest Fi-
refighter Alive« ist eine Kombina-
tion aus Leistungswettkampf,
Sportveranstaltung und Show-
programm. dpa/nd

Kommt das in die Tüte?
Melitta will Arbeitsplätze von Nordrhein-Westfalen nach Polen verlagern
Melitta – der Name steht für Kaffee-
Filtertüten, der Familienbetrieb ist
längst ein weltweit agierendes Un-
ternehmen. Um Lohnkosten zu sen-
ken sollen nun Arbeitsplätze nach
Polen verlegt werden.

Von Birgit Gärtner

Eigentlich war Melitta Bentz nur der
Kaffeesatz lästig. Also werkelte die
praktisch veranlagte
Hausfrau aus Dres-
den ein bisschen
rum, bis ihr
schließlich eine
Kombination aus
Papier und einem
durchlöcherten Mes-
singtopf als probates Mit-
tel erschien, den ungenieß-
baren Satz von der köstlichen
Flüssigkeit zu trennen. Am 20. Juni
1908 wurde diese Erfindung als »Kaf-
feefilter« beim Kaiserlichen Patent-
amt zu Berlin eingetragen, und fortan
im Haushaltswarengeschäft ihre
Mannes Hugo Bentz vertrieben. Das
Papier, das dazu benötigt wurde, be-
zog das Paar aus dem nordrhein-west-
fälischen Düren.
Nun begab es sich, dass die Nach-

frage stieg, in Dresden
nicht so recht ge-
eignete Räumlich-
keiten für größere
Produktionsstätten
zu finden waren, und die
Stadt auch noch die Gewerbe-
steuer kräftig anhob. Auf dem
Weg ins Rheinländische entdeckte
das Paar dann ein leerstehendes Ge-
bäude in Minden. Mit der Stadt wur-
den sie schnell handelseinig: Sie
konnten nicht nur die ehemalige
Schokoladenfabrik erwerben, ihnen
wurden auch noch für fünf Jahre die
Gewerbesteuer erlassen.
1932 übernahmen die Söhne Willy

und Horst Bentz die Firmenleitung.
Horst Bentz begeisterte sich recht bald
für die NSDAP und SS, deren Mit-
glied er 1933 wurde. 1935 wurde er
zum Ratsherrn der Stadt Minden be-
rufen, 1939 Untersturmführer und
1942 Obersturmführer der SS. In den
Jahren 1941, 42 und 43 wurde Me-
litta vom »Amt Schönheit der Arbeit«,
dessen Leiter Nazi-Architekt Albert
Speer war, als »Nationalsozialisti-
scher Musterbetrieb« ausgezeichnet.

Bentz seinerseits dankte es, indem
statt Kaffeefilter Rüstungsgüter pro-
duziert wurden. Nach dem Krieg
konnte Melitta trotzdem alsbald wei-
ter produzieren. Dieser »braune Sud«
in der Geschichte des Unternehmens
wurde Anfang der 1970er Jahre von
Günter Wallraff aufgedeckt.

Zu Melitta gehörten etwa die Saft-
fabrik Granini, das Unternehmen
produziert heute Cilia-Produkte,

Swirl und Toppits, außerdem
Porzellan. In Minden gibt es
eine Melitta-Straße, Me-
litta-Wohnungen, das
Melitta-Bad und den
Melitta-Werksverkauf.
Aus dem ehemaligen

Nazi-Musterbetrieb ist
schon lange ein Schwer-
punktbetrieb der Gewerk-
schaft geworden. Das war
bereits in den 1970er so, als
noch die Gewerkschaft Druck
und Papier (DruPa) zuständig
war, und ist laut ver.di-Sekretär
Ottmar Bügel bis heute so geblie-
ben.
Von den insgesamt etwa 3800 Be-

schäftigten arbeiten etwa 700 im
Mindener Hauptwerk. Um Kosten zu
sparen soll die Produktion der Top-
pits-Linie bis Ende 2017 komplett
nach Polen verlegt werden, in Min-
den bleiben die Abteilungen Wei-
terentwicklung und Forschung. 280
Arbeitsplätze in der Region sind ins-
gesamt bedroht, etwa zwei Drittel
davon in Minden.
Gewerkschafter Bügel wirft der

Konzernleitung vor, bei der geplan-
ten Produktionsverlagerung Gesetze
überschritten und den Wirtschafts-
ausschuss nicht rechtzeitig infor-
miert zu haben. »Melitta ist bei rot
über die Ampel gefahren«, stellt der
Gewerkschaftssekretär das »nd« ge-
genüber bildlich dar. Wie genau die
Reaktion von ver.di auf die Pläne der
Betriebsleitung aussehen werden, ist
derzeit noch nicht klar, da die Ge-
werkschaft erst kürzlich davon
Kenntnis erhielt.

»Melitta ist bei rot über
die Ampel gefahren.«
ver.di-Sekretär Ottmar Bügel

Foto: Fotolia/runzelkorn

CDU in NRW beschließt Grundsatzprogramm
Größter Landesverband will sich als moderne Partei präsentieren

Wie hält es die NRW-CDU mit ho-
mosexuellen Partnerschaften und
mit dem Islam? Ihr erstes eigenes
Grundsatzprogramm gibt jetzt Ant-
worten, lässt aber Interpretations-
spielräume.

Essen. Mit dem ersten Grundsatz-
programm in ihrer Landesgeschichte
will die NRW-CDU zwei Jahre vor der
Landtagswahl modernes Profil zei-
gen. In dem am Samstag in Essen be-
schlossenen Programm bekennt sich
der mit 140 000 Mitgliedern stärkste
CDU-Verband auch zu strittigen Po-
sitionen. Nach über zweijährigen De-
batten an der Parteibasis billigten die

rund 600 Delegierten einstimmig ein
über 100 Seiten starkes politisches
Manifest.
Es definiert unter anderem die

Haltung der NRW-CDU zum Islam
und zu homosexuellen Lebensge-
meinschaften. An ihrem familienpo-
litischen Leitbild der Ehe hält sie fest.
Im Programm heißt es, die NRW-CDU
respektiere und unterstütze aber auch
Lebensweisen wie nichteheliche oder
gleichgeschlechtliche Lebenspart-
nerschaften, die füreinander einste-
hen. Ein Änderungsantrag, der sich
dafür aussprach, »alle Optionen von
Adoption« zu prüfen, kam nicht
durch.

Die Gesellschaft habe sich geän-
dert, sagte Landesparteichef Armin
Laschet. »Wir wollen, dass gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaf-
ten, die institutionell stabilisierte
Verantwortungsbeziehungen sind, in
allen Vorschriften des Rechts keine
Diskriminierung erfahren.«
Zum Islam einigte sich der Par-

teitag auf die Formulierung: »Mus-
lime sind ein Teil unserer Gesell-
schaft.« Dazu hatte es mehrere Än-
derungsanträge gegeben, die unter-
schiedliche Formulierungen anbo-
ten, ob der Islam oder die Muslime
»Teil« oder »Bestandteil« der Ge-
sellschaft sind.

Laschet ging auch kurz auf seine
»Noten-Affäre« um verschwundene
Klausuren ein. Er übte Selbstkritik an
seiner jüngsten Einlassung, er könnte
erklären, warum er mehr Noten ver-
geben habe als Klausuren geschrie-
ben worden seien, mache das aber
nicht. Am Samstag räumte Laschet
ein: »Das war, zugegeben, keine be-
sonders geistreiche Formulierung.« Er
bedaure dies. Als Lehrbeauftragter
der Hochschule RWTH Aachen hatte
Laschet als Lehrbeauftragter in ei-
nem Europa-Seminar Noten aus No-
tizen rekonstruiert, nachdem alle
Klausuren verschwunden waren.
dpa/nd

FDP muss im Stammland punkten
Bei den Landtagswahlen 2016 hoffen die Liberalen im Südwesten auf den Wiedereinzug

Alle liberalen Augen schauen 2016
auf Baden-Württemberg. Scheitert
die FDP in ihrem Stammland an der
Fünf-Prozent-Hürde, könnte es
auch mit dem Wiedereinzug in den
Bundestag mau aussehen.

Balingen. Mit Hans-Ulrich Rülke an
der Spitze will die FDP in Baden-
Württemberg wieder in den Landtag
einziehen und den Liberalen den er-
hofften Rückenwind für die Bundes-
tagswahl 2017 verleihen. Der Lan-
desparteitag in Balingen kürte den 53-
Jährigen am Samstag offiziell zum
Spitzenkandidaten für die Landtags-

wahl im März 2016. Rülke hatte kei-
nen Gegenkandidaten – in der Ab-
stimmung per Handzeichen gab es
zwei Enthaltungen. Rülke rief zur Ab-
wahl von Grün-Rot auf.
Baden-Württemberg ist das

Stammland der Liberalen. Noch nie
hat die FDP hier den Einzug ins Par-
lament verpasst. Jedoch fuhr sie 2011
mit 5,3 Prozent ihr bis dahin schlech-
testes Ergebnis ein. Seitdem sitzt die
FDP mit sieben Abgeordneten in der
Opposition.
Nach dem Ausscheiden aus dem

Bundestag 2013 sehe die FDP jetzt
wieder Licht am Ende des Tunnels,

meinte Rülke. Er nannte den Wie-
dereinzug der Liberalen in die Bür-
gerschaften von Hamburg und Bre-
men. »Aber wir sollten uns auch nicht
zu sicher sein. Und schon gar nicht
dürfen wir unsere Aufgabe mit Hoch-
mut angehen«, mahnte Rülke, der
Vorsitzender der FDP-Landtagsfrakti-
on in Stuttgart ist.
Die Delegierten beschlossen das

Landtagswahlprogramm mit einer
Gegenstimme und zwei Enthaltun-
gen. Darin sprechen sich die Libera-
len für eine Stärkung von Gymnasien,
den Erhalt der Realschulen und den
Abbau der »finanziellen Privilegie-

rung« der Gemeinschaftsschule aus.
Die Delegierten votierten dagegen, die
vom FDP-Bundesparteitag mehrheit-

lich beschlossene Legalisierung von
Cannabis auch im Landtagswahlpro-
gramm zu verankern. dpa/nd

Hans-Ulrich Rülke, FDP-Spitzenkandidat in Baden-Württemberg Foto: dpa/Patrick Seeger

In Thüringen
allein
unterwegs
Stadtführer sind in
kleineren Städten
zunehmend Mangelware

Von Andreas Göbel, Weimar

Weimar. Abseits der Thüringer
Touristenmagnete Erfurt und
Weimar sorgen sich viele Kom-
munen zunehmend um Nach-
wuchs an fähigen Stadtführern.
»Zur letzten Mitgliederversamm-
lung ist deutlich geworden, dass
besonders in den kleineren Städ-
ten die Stadtführer »aussterben«
und sehr wenig qualifiziertes Per-
sonal zur Verfügung steht«, sagte
Friederike Heller vom Verein
Städtetourismus in Thüringen.
Solche Probleme gebe es etwa

in Nordhausen und Sondershau-
sen, aber selbst in Städten wie Ei-
senach werde es immer schwieri-
ger, gute Stadtführer zu finden.Die
genauen Gründe sind unklar. Al-
lerdings ist mit dem Job auch nicht
das große Geld zu verdienen, wie
Heike Bouillardt vom Verein der
Stadtführer in Weimar erläuterte.
Vielmehr arbeiteten sie als Frei-
berufler – mit allen entsprechen-
den Risiken. Oft seien Stadtfüh-
rungen eher eine Leidenschaft, die
nebenberuflich oder von Rentnern
ausgeführt würden.
Die mit Abstand meisten Tou-

ren werden in der Landeshaupt-
stadt angeboten: Rund 162 000
Teilnehmer waren es der Erfurt
Tourismus GmbH zufolge im ver-
gangenen Jahr. Das sind fast dop-
pelt so viele wie beim zweitplat-
zierten Weimar. Danach folgen Ei-
senach, Gotha und Altenburg.
Sondershausen und Suhl sind mit
weniger als 1500 Teilnehmern die
Schlusslichter unter den 19 im
Verein zusammengeschlossenen
Städten. Bei den angebotenen
Sprachen hat die Klassikerstadt die
Nase vorn: In Weimar gibt es ne-
ben den üblichen Führungen in
europäischen Sprachen sogar An-
gebote auf Bengali und Japanisch.
Grundsätzlich steigen die An-

sprüche der Besucher und die
Stadtführer sind gezwungen, bei
den Führungen kreativer zu wer-
den, so die Beobachtung der Tou-
rismusbüros und vieler Stadtfüh-
rer. »Der Trend geht immer mehr
zu erlebnisreichen Stadtführun-
gen. Nicht mehr harte Fakten sind
gefragt, sondern Anekdoten und
erlebbare Wissensvermittlung«,
erklärte Heller. Die teils verklei-
deten Mägde, Nachtwächter, Lu-
thers und Bachs werden so auch
in Zukunft das Bild der Innen-
städte mitprägen. Zudem sind ku-
linarische und vor allem alkoho-
lische Spezialitäten als Teil der
Führungen im Trend.
Grundsätzlich sind in allen grö-

ßeren Städten aber die klassi-
schen Stadtführungen zu Fuß im-
mer noch am meisten gefragt.
»Unterhaltung ist wichtig, aber es
darf nicht nur Klamauk sein«, be-
tonte Bouillardt. »Man darf die
Geschichte nicht vergessen.« Seit
16 Jahren führt sie Touristen
durch die Klassiker-Stadt. Letzt-
lich diktierten aber die Kundendas
Angebot: »Es gibt ständig neue
Nachfragen, der Markt ist hart
umkämpft.« dpa/nd
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Das Werk von Annemirl Bauer erfährt in Berlin und Cottbus eine kunsthistorische Würdigung

Madonna vom Prenzlauer Berg
Von Klaus Hammer

S ie starb, 50-jährig, wenige
Wochen vor dem Fall der
Berliner Mauer und hinter-
ließ noch eine letzte Zeich-

nung: »Biermann sitzt auf der Mauer
und singt von seiner Trauer um Ger-
mania« (Stifte schwarz, Kugelschrei-
ber blau auf Papier, 1989). Der nack-
te Biermann hält darauf eine ebenso
nackte, üppige Frauenfigur im Arm.
Mutet das nicht an wie eine moderne
Paraphrase auf Heinrich Heines
»Denk ich an Deutschland in der
Nacht, bin ich um den Schlaf ge-
bracht«? Sehnsucht, Angst, Aufbe-
gehren, Spott und Ironie kommen
hier zusammen.
So war Annemirl Bauer: Sie

träumte von einer besseren Welt und
sie trat ein für Selbstbestimmung,
Freiheit und Würde des Menschen,
gegen Bevormundung und staatliche
Kontrolle, gegen Entmündigung in
der DDR. Sie protestierte gegen die
Mauer, das Reiseverbot, die Ab-
schiebung Andersdenkender. »Wenn
es um den Kampf der Meinungsfrei-
heit ging und die Rechte der Frauen,
hat keine ihre Stimme so erhobenwie
sie«, bekräftigte die Bürgerrechtlerin
und Malerkollegin Bärbel Bohley, für
die sich Annemirl Bauer einsetzte.
Wo andere geschwiegen haben, da
hat sie geredet. Sie wurde ausge-
grenzt.
Bauer bezeichnete sich – das über

sie verhängte Verdikt ironisch auf-
greifend – als »nichtrepräsentative
Malerin«. Sie war eine ungewöhnli-
che, eigensinnige, unberechenbare,
ungestüme Frau, der jede Norm zu-
wider war. Sie wäre wohl auch nach
der Wende eine unangepasste Künst-
lerin geblieben. Malen war ihre Lei-
denschaft. Ihr Werk umfasst etwa
16 000 Gemälde, Zeichnungen und
Objekte. Sie hat Türen, Fenster-
scheiben, Küchenschränke, Zimmer-
decken, Teppiche, Bücher, Briefe und
Postkarten bemalt, alles, was ihr ge-
rade in die Hände kam.
Erst sehr spät – 2012 – hat die Ma-

lerin und Dissidentin Annemirl Bauer
eine Ausstellung im Mauer-Mahnmal
des Deutschen Bundestages erhalten.
Nunmehr unterziehen die Galerie
Pankow und das Kunstmuseum Die-
selkraftwerk Cottbus ihr Werk in ei-
ner Doppelschau einer kunsthistori-
schen Würdigung.
Die Malerin, Tochter der expres-

siven Realistin Tina Bauer-Pezellen,
war nach einer Ausbildung als Spiel-
zeuggestalterin und einem Studium
an der Hochschule für bildende und
angewandte Kunst in Berlin-Wei-
ßensee bald mit ihren architektur-
bezogenen Wandbildern in öffentli-
chen Gebäuden in Konflikt mit der
Obrigkeit geraten. Das Triptychon
»Der Himmel über Berlin ist unteil-
bar« (Öl auf Holz), 1980 im Auftrag
des Berliner Magistrats entstanden
und von ihr auf der X. Kunstausstel-
lung in Dresden eingereicht, wurde
dort nicht gezeigt. Es befindet sich
im Nachlass der Künstlerin und hat
bis heute keine dauerhafte öffentli-
che Aufstellung gefunden. Frag-
mentarisch sind hier Großstadt- und
Umlandszenen zusammengesetzt,
auf der rechten Seite das kriegszer-
störte Berlin, links Freizeit und Er-
holung in der Umgebung von Berlin,
in der Mitte das pulsierende Berlin –
die Übergänge sind fließend. Das
triptychonal gegliederte Simultan-
bild, das sich nach außen öffnen wie
nach innen schließen lässt, führt dem
Betrachter bedeutsame Geschehnis-
se und Ereignisse sinnbildhaft vor
Augen.
»Das Zeichnerische ist in mir so

verankert, dass ich nur zeichnend
malen kann«, so glaubte sie lange
Zeit. Ohne die Linie hätten die Far-
ben keinen Halt. Doch dann ent-
deckte sie die selbstständige Kraft der
Farbe. Die Farbe wirkt wie das Wort,
für jede Emotion, für jede Nuance des
Gefühls gibt es ein farbliches Gegen-
stück. Zudem führte sie Worte, gan-
ze Sätze durch unterschwellige
Wahlverwandtschaften und magne-

tische Felder zueinander ein. Wenn
man Worte auf dem Papier oder der
Leinwand arrangiert, dann muss man
auch die Malerei erst einmal als ge-
ordnete Flecken auf einer leeren Flä-
che sehen. Ihre Aufgabe war nicht zu
beschreiben, sondern etwas auszu-
drücken. So könnte die Farbe frei wie
die Gedanken werden.
Ohne die französische Moderne

nicht denkbar, ist »Buki« (Gouache,
Collage auf Papier, ohne Jahr) nur
auf dem Kalt-Warm-Kontrast Blau
und Rot aufgebaut und verleiht der
Figur zusammen mit dem grafischen
Schwarz des Fensters eine fesselnde
Gegenwärtigkeit. Aus dem ungestü-
men Pinselduktus ziehen die Figu-
ren ihre starke innere Energie, eine
Kraft, die jedem Farbfleck, jedem
Tupfen, Kritzel und jedem Farbhäk-
chen um sie herum übermittelt wird
und in ihnen gespürt werden kann.
Einerseits möchte Annemirl Bauer
den Betrachter in das Bild förmlich
hineinziehen, andererseits hat sie in
den Bildraum Muster eingelegt, Blu-
men, Köpfe, Bildformeln, Dinge aus
dem unsteten Strom von Botschaf-
ten und Sinnzeichen, die durch das
Atelier einer Malerin fließen. Kunst
schafft sich hier einen eigenen Frei-
raum, ein Paradies, wenn auch nur
als Enklave innerhalb der realen
Welt. Diese Collage-Elemente stellen
die gedankliche »Haut« ihrer Arbei-
ten dar.
»Madonna vom Prenzlauer Berg«

(Öl auf Spiegelrückwand, 1974) heißt
ein Selbstbildnis Mutter mit Kind,
»eingebettet in paradiesische Voll-
kommenheit«, ein Wunsch- und Hoff-

nungsbild. Das »Bildnis einer Herge-
zogenen aus Thüringen« (Öl auf
Hartfaser mit bemaltem Rahmen,
1982) stellt dagegen ein herrschaft-
liches, überlebensgroßes Selbstbild-
nis dar, die Adaption eines Cranach-
Gemäldes der Herzogin Katharina
von Mecklenburg, die während der
Reformationszeit für Aufbruch und
Veränderung stand, eine Unbe-
zähmbare, die zum Verlassen des
Landes gedrängt wurde. Die Paralle-
le zum Leben der Malerin ist keines-
wegs zufällig. In »Begrüßung in Paris
87« (Collage, 1980er Jahre) wiede-
rum hat sie ihr Selbstporträt auf ei-
nen Pariser Stadtplan gezeichnet und
die Seiten mit Reklameausschnitten
beklebt.
»Verbalaggressive im Anpas-

sungszentrum des 20. Jahrhunderts«
(Öl auf Teppich, 1980er Jahre) zeigt
eine sich ihrem Schicksal ergebene
Frau mit gefalteten Händen und ein-
gezogenem Kopf in klaustrophobisch
engem Raum. »Café Flair« (Öl auf
Hartfaser, 1983): Eine junge Frau
sitzt mit aufgestütztem Arm sinnend
am Cafétisch – wovon träumt sie? Die
aufgeblühte Rose in der Vase und der
mit Sehnsuchtsmotiven versehene
Lampenschirm über ihr deuten es an.
»Der nackte Kaiser« (Tempera auf
Packpapier, 1980er Jahre) – ein Ge-
sicht hinter Gittern. Der dazu gehö-
rende Text: »Eingabe ohne persönli-
ches Anliegen ist verfassungswidrig
…« – die Reaktion der Malerin auf ei-
ne Eingabe um eine abgelehnte West-
reise mit Rückkehr.
Dem Bild »Fliegendes Pferd« (Öl

auf Holz, 1982) liegt zwar die schwe-

re, erdgebundene Farbigkeit der
märkischen Landschaft zugrunde.
Doch die Schwerkraft wird durch das
in den Lüften schwebende Pferd
überwunden, den Aufschwung zum
geistigen Abenteuer, den ein nackter
junger Mann durch seinen Absprung
zu eigener Entdeckung einer zu-
künftigen Welt nutzt. »Der Gedanke
eines Buches«, so die Malerin, »kann
dich beflügeln, dich in Träume, Phan-
tasien und Abenteuer führen, die
durch dich einmal zu greifbaren
Wirklichkeiten werden, verwirklichte
Träume«.
Mutter-und-Kind-Darstellungen,

Gruppenbilder, Porträts von Kin-
dern, Freunden und Verwandten,
Selbstporträts, Lebensentwürfe, Per-
sönliches und Politisches, Figuren in
Grenz- und Konfliktsituationen, die
Rolle der Frau im Geschlechterver-
hältnis, Landschaften und Stillleben,
Gewaltphantasien, Situations- und
Protestbilder, Sehnsuchtsorte und
Rückzugsräume, Hoffnungs- und
Traumbilder, Allegorisches und
Symbolisches, der Wechsel zwischen
realen und phantastischen Welten –
variationsreich und vielgestaltig ist
das Werk dieser Malerin.

Annemirl Bauer – Arbeiten auf Papier
und Zeichnungen, Galerie Pankow,
Breite Str. 8, Berlin. Di-Fr 12-20, Sa 14-
20 Uhr, bis 28. Juni.
Annemirl Bauer – Ich möchte kein ge-
fangener Vogel im Käfig sein. Kunstmu-
seum Dieselkraftwerk Cottbus, Am
Amtsteich 15, Di-So 10-18 Uhr, bis 21.
Juni. Ein gemeinsamer Katalog er-
scheint noch.

Annemirl Bauer: »Buki«, o.J., Gouache, Collage auf Papier Foto: © VG Bild-Kunst Bonn 2015

»Politik der Kunst«

Schönheit ist
nicht mehr,
was sie war
Von Ingo Arend

Kunst ist politisch, oder sie ist
gar nicht. Mit dem Motto für

die 7. Berlin-Biennale erlebte Ar-
tur Żmijewski eine ziemliche
Bauchlandung. Die politaktivisti-
sche Gerümpelkammer, die der
Künstlerkurator 2012 in den
Kunst-Werken öffnete, diskredi-
tierte die »politische Kunst« so
wirkungsvoll, wie es keine rechte
Diffamierung vermocht hätte.
Doch wie hätte eine solche Kunst
auszusehen, wenn man sie nicht
auf dem Müllhaufen der Ge-
schichte entsorgen will?
Dass nicht das Politische, son-

dern das Ästhetische politisch ist
– diese, seit einiger Zeit wieder an
Zulauf gewinnende, Gegenposi-
tion hatte der französische Phi-
losoph Jacques Ranciere schon
Mitte der 2000er Jahre ventiliert.
Auf dem Kongress »Politik der
Kunst. Über die Möglichkeiten,
das Ästhetische politisch zu den-
ken«, der von der Akademie der
Künste und dem Goethe-Institut
vergangene Wochenende in Ber-
lin veranstaltet wurde, fand sein
Ansatz freilich nicht viele An-
hänger.
Denn die dem Kunstwerk eig-

nende »Unbestimmtheit«, die für
Ranciere erst den Betrachter zum
politischen Handeln motiviert,
negiert für die Wiener Kunsthis-
torikerin Ines Kleesattel die
»Wahrheit« jeden Werks. Zu be-
stimmt sollte es aber auch nicht
sein. Der linken Intelligenz
schwant nämlich, dass die viel-
beschworene »Relevanz der
Kunst« anders aussehen muss als
in der klassischen Politästhetik.
»Wir steckten in der Sackgasse der
politischen Eindeutigkeit«, resü-
mierte die Filmemacherin und
frisch gewählte Akademiepräsi-
dentin, Jeanine Meerapfel, Jahr-
gang 1943, selbstkritisch die
Kunstproduktion der 70er Jahre.
Die Künstler als »Partisanen der

Sinnlichkeit« den Ausweg aus die-
ser Sackgasse suchen zu lassen,
wie es der Philosoph Christoph
Bermes empfahl, klang vielen zu
militärisch. Zurück zur guten al-
ten »Autonomie der Kunst« geht
es auch nicht. Die Kunstprofesso-
rin Isabelle Graw erinnerte daran,
dass sich dieses Credo als kom-
patibel mit dem »Neuen Geist des
Kapitalismus« erwiesen hat. Selbst
Präsidentin Meerapfel winkte ab:
»Autonomie existiert nicht«, kon-
statierte sie das Netz ihrer Ab-
hängigkeiten – von der Genre-
wahl über dieGeldgeber bis zu den
Mitarbeitern.
Auch der schillernde Begriff

»Schönheit« führt in diverse
Schieflagen. Zur ubiquitären Res-
source des Alltags geworden, ver-
liert sie ihr subversives Potenzial.
Und wie in einen neomystischen
Tonfall zurückfallen kann, wer sie
rehabilitieren will, demonstrierte
der Philosoph Christoph Menke,
als er dem Kunstwerk eine au-
ßerökonomische »Kraft« zubilli-
gen wollte, mit der es »Macht über
uns« habe.
Ob nun das »Gramsci-Monu-

ment«, das der Schweizer Künst-
ler Thomas Hirschhorn 2013 in
New York errichtete, den »Drit-
ten Weg« zwischen dem Edel-
grau des zeitgenössischen Bien-
nale-Seminarismus, Partizipati-
onsfolklore und dem obsolet ge-
wordenen »Schönen« aus Rilkes
Duineser Elegien weisen könnte,
wie es Christoph Bartmann be-
hauptete, der Leiter des dortigen
Goethe-Instituts, war umstritten
in Berlin. Die Diskussion wird
weitergehen. Aber vielleicht lässt
sich Schönheit immer nur dia-
lektisch verstehen. Und es
braucht, um »das Ästhetische po-
litisch zu denken«, einfach einen
neuen Punk.

Händel-Festspiele Halle

Wassermusik

M ehr als 51 000Besucher sind
in diesem Jahr zu den Hän-

del-Festspielen in Halle gekom-
men. Das sei das beste Ergebnis
seit zehn Jahren, teilte die Stif-
tung Händelhaus am Sonntag mit.
In den vergangenen Jahren wur-
den rund 15 Prozent weniger Be-
sucher verbucht. Von den 49 Ver-
kaufsveranstaltungen in den ver-
gangenen 16 Tagen war etwa die
Hälfte ausverkauft. Noch einmal
so viele Konzerte und andere Ak-
tionen konnten die Besucher kos-
tenlos verfolgen. Am Sonntag-
abend sollten die Händel-Fest-
spiele, die 2015 erstmals fünf Ta-
ge länger dauerten, mit einem Ab-
schlusskonzert zu Ende gehen. Der
Komponist Georg Friedrich Hän-
del (1685-1759) ist einer der be-
rühmtesten Söhne der Stadt Hal-
le/Saale. Seit 1922 gibt es die ba-
rocken Festspiele. dpa/nd

Lange Museumsnächte

Abendspaß

Die lange Museumsnacht in
Erfurt und Jena hat Tausen-

de Menschen angelockt. Allein in
der Landeshauptstadt sei das In-
teresse am Freitagabend ähnlich
groß gewesen wie im Vorjahr,
teilten mehrere Museen mit. In
den Vorjahren entschieden sich
etwa 20 000 Menschen für einen
abendlichen Museumsbesuch.
Dieses Mal waren 27 Einrich-

tungen geöffnet, darunter die
Domschatzkammer. In Jena zähl-
ten die Veranstalter rund 2800
Menschen. Besonders viele Men-
schen strömten in das Planetari-
um und in die historische Ma-
schinenschlosserei. Am Samstag
gab es in Weimar und Altenburg
weitere Museumsnächte. dpa/nd

Mosekunds Montag
Von Wolfgang Hübner

Herr Mosekund, der sich über die
Angst mancher Freunde vor zu
viel Überwachung stets amüsier-
te, war stundenlang muttersee-
lenallein durch den Wald gewan-
dert. An einer Wegkreuzung ent-
deckte er eine Orientierungstafel,
darauf einen Pfeil, der ganz of-
fensichtlich auf seinen Stand-
punkt gerichtet war und mit dem
Satz »Sie befinden sich genau
hier!« beschriftet war. Herr Mo-
sekund sah sich um und spürte,
wie ihm der Schweiß ausbrach.
Wahrscheinlich, dachte er, wissen
sie doch mehr, als ich dachte.

Merkels Barockbau

Schlossgäste
Das Gästehaus der Bundesregie-
rung in Meseberg (Brandenburg),
ein denkmalgeschütztes Barock-
schloss, durfte am Samstag, als
Tag der offenen Tür war, aus-
nahmsweise auch mal der Pöbel
besuchen. 1600 Besucher kamen,
wie ein Regierungssprecher mit-
teilte. Gleich am Morgen bildete
sich eine Schlange vor dem Gäs-
tehaus. Die Besucher durften sich
die Räume ansehen, im Barock-
garten flanieren und ihren Un-
tertanenstolz zeigen. Im vergan-
genen Jahr waren 2600 Interes-
sierte gekommen.
Sonst begrüßt dort Bundes-

kanzlerin Angela Merkel (CDU)
Gäste aus der ganzen Welt. In die
märkische Abgeschiedenheit am
Huwenowsee, 70 Kilometer ent-
fernt von Berlin, wurden bereits
Präsidenten der USA, Russlands
oder Polens eingeladen.
Der etwa 150 Einwohner zäh-

lende Ort verdankt dem Schloss
heute seine Bekanntheit. dpa/tbl
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Dem italienischen Autorenkollektiv Wu Ming, bekannt geworden durch den Roman »Q«, ist ein großer Wurf gelungen

Als Tito und Cary Grant einmal über Kleidung redeten
Von Florian Schmid

W as passierte denn eigent-
lich im Jahr 1954, abgese-
hen vom WM-Fußballsieg

der BRD, um den es hier aber über-
haupt nicht geht? Das italienische
Autorenkollektiv Wu Ming zeigt in
seinem genialen Roman »54«, dass
dieses Jahr ein historisch bedeuten-
des war. Denn 1954 verorten die fünf
anonymen Autoren das Ende der un-
mittelbaren Nachkriegsordnung: Ein
Jahr nach Stalins Tod reformierte Ti-
to den jugoslawischen Sozialismus,
Joseph McCarthy jagte wie besessen
Kommunisten, Ho Chi Minh siegte
gegen die französische Kolonialbe-
satzung, es kam zur Indochina-Kon-
ferenz in Genf und ein Jahr später
brach der Vietnam-Krieg aus.
Geschichte ist ein zentrales Thema

in den Büchern von Wu Ming, be-
nannt nach einem chinesischen Wort,
das je nach Betonung »Namenlos«
oder »Fünf Personen« bedeutet. Die
fünf entwickeln in ihren historischen
Romanen aber in Anlehnung an An-
tonio Negris Konzept der Multitude
ein alternatives Geschichtsmodell von
unten, also jenseits der politischen
Ereignisgeschichte – auch wenn die
mitgeliefert und in die Handlung ein-

gewoben wird. Entsprechend erfährt
der Leser in »54« viel darüber, was
die italienischen Partisanen knapp
zehn Jahre nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkriegs taten, welche Zer-
würfnisse es unter italienischen Kom-
munisten gab, welche Rolle das um
diese Zeit entstehende Fernsehen
spielte, wie es um Schmuggel und
Drogenhandel zwischen Bologna,
Neapel undMarseille bestellt war und
welche Wendung Cary Grants Karri-
ere nahm.

Denn der Hollywood-Schauspieler
soll auf dem Höhepunkt des Kalten
Kriegs einem Plan des englischen Ge-
heimdienstes zufolge in einem Film
über Tito mitspielen und als eine Art
Botschafter auch gleich den jugosla-
wischen Staatschef treffen, um so ei-
ne Annäherung des Westens an Ju-
goslawien zu erreichen. Das hat in
Wirklichkeit natürlich nie stattge-
funden. Aber die überaus amüsante
Fiktion um das Treffen Titos, der wie

alle Personen in dem Roman ein gro-
ßer Cary-Grant-Fan ist, mit der
Schauspiellegende ist die erzähleri-
sche Klammer, um die unterschiedli-
chen Fäden des weit ausschweifen-
den Romangeschehens zusammen-
zubinden.
Da gibt es Pierre, einen jungen

Kommunisten aus Bologna, ein be-
gabter Tänzer, liiert mit der schönen
Angela, die mit einem Parteibonzen
verheiratet ist. Pierre reist verdeckt
auf einem Schmugglerschiff nach Ju-
goslawien, um dort seinen Vater auf-
zuspüren, der im Krieg desertierte
und sich auf die Seite der Partisanen
schlug, mittlerweile aber unter Tito
Probleme hat und auf einer einsa-
men Insel haust. Genau dort treffen
sich Cary Grant und Tito und fach-
simpeln über Stilfragen in Sachen
Kleidung.
Auch die historische Figur Lucky

Luciano spielt in »54« eine Rolle. Der
ursprünglich aus Sizilien stammende
und 1946 aus den USA nach Italien
ausgewiesene Mafioso gilt als einer
der Begründer des organisierten Ver-
brechens in den USA. Aber auch Alf-
red Hitchcock hat einen Gastauftritt
neben dem vietnamesischen Kaiser,
der in Cannes im Casino das Geld der
US-Steuerzahler auf den Kopf haut,

und im Hintergrund sind stets der
Kommunistenjäger McCarthy und
seine schmierigen Handlanger vom
FBI zugange. Daneben springt die Er-
zählung aber auch immer wieder zu
Schmugglern in Neapel und alten
kommunistischen Männern in einer
Kneipe in Bologna, die ausführliche
Diskussionen führen über das große
und kleine politische Weltgeschehen
– wie etwa den Staatsstreich in Gua-
temala, die militärischen Konflikte in
Asien oder die Schlägerei mit der Po-
lizei auf der Demonstration am ver-
gangenen Wochenende.
Wu Ming schieben die einzelnen

Erzählebenen auf geniale Weise zu-
sammen. Das liest sich flott, ist un-
gemein spannend geschrieben und ab
und zu muss man schlicht laut auf-
lachen – etwa wenn der KGB ver-
sucht, Cary Grant an einem jugosla-
wischen Strand zu entführen, ihm
ehemalige kommunistische Partisa-
nen aus Italien aber dazwischenfun-
ken, Cary Grant die Haut retten und
hinterher verblüfft feststellen, wen sie
da vor sich haben.
Seit 1999 hat das Wu-Ming-Kol-

lektiv acht Romane veröffentlicht, die
in zahlreiche Sprachen übersetzt
wurden, auf Deutsch war bisher aber
nur ein Titel lieferbar. Der Roman »Q«

über die frühe Neuzeit und radikale
religiöse Strömungen wie die Täufer,
war weltweit erfolgreich. Lange Zeit
wurde die Anonymität der Kollektiv-
mitglieder gut gehütet, mittlerweile
wird darauf verzichtet, auchwenn die
fünf immer noch sehr kamerascheu
sind. Die Autoren sind im Umfeld so-
zialer Bewegungen angesiedelt und
begannen ihre gemeinsame Arbeit in
den 1990er Jahren als politische
Gruppe, die mit den Mitteln der Kom-
munikationsguerilla im kulturellen
und politischen Kontext intervenier-
te, unter anderem warb sie für an-
geblich von Affen gemalte Ölbilder,
die bei der Biennale in Venedig aus-
gestellt werden sollten.
Das Konzept einer Autorschaft

stellen sie grundsätzlich in Frage,
weshalb ihre Romane im Original
auch auf ihrer Homepage kostenlos
heruntergeladen werden können. Der
Verlag Assoziation A plant nun, nach
»54«, das im italienischen Original
bereits 2002 erschien, im Lauf der
nächsten Jahre noch weitere Titel zu
veröffentlichen. Die sollte man sich
keinesfalls entgehen lassen.

Wu Ming: »54«. Roman. Aus dem Italie-
nischen von Klaus-Peter Arnold. Assozi-
ation A. 540 S., geb., 24,80 €.

Auch der Mafioso Lucky
Luciano und Hitchcock
haben Gastauftritte.

Bertolt Brechts »Baal« am Schauspiel Leipzig und von Volker Schlöndorff auf DVD

Der Kühlkammer-Exzess
Von Gunnar Decker

D ieses in Bruchteilen von
Sekunden aufflammende
Licht! Aber das Licht ist
kalt, wie in einem

Schlachthof oder einem Klassenzim-
mer morgens um sieben. Explosio-
nen vonKälte, die den Traumaus dem
Dunkel dorthin zerren, wo er nichts
mehr zählt.
Nuran David Calis hat Brechts

»Baal« für das Schauspielhaus Leip-
zig inszeniert. Er wählte von den drei
möglichen Fassungen die erste von
1918, die das Augsburger Junggenie
gegen Hanns Johsts »Der Einsame.
Ein Menschenuntergang« geschrie-
ben hatte, dessen fader Idealismus ihn
provozierte. Nein, Kunstqualm aller
Art war von Anfang an nicht seine Sa-
che. Darum ist sein Baal der Gegen-
typus zu allem Hochgestimmten
schlechthin. Er frisst, hurt, säuft, be-
leidigt so ziemlich jeden, zieht die
Gosse dem Salon vor und schreibt ne-
benbei gottvolle Gedichte. »Das
Scheusal hat Talent«, so musste selbst
Thomas Mann angesichts des Anti-
bürgers Brecht eingestehen.
Ursprünglich sollte das Stück hei-

ßen: »Baal frisst! Baal tanzt!! Baal
verklärt sich!!!« Das ist immer noch
der Leipziger Fahrplan dieser Abfol-
ge von zwei Dutzend kurzen Szenen
– Schlaglichter aus dem Leben Baals,
der schließlich zum Mörder wird.
Denn Künstler stehen den Verbre-
chern näher als den Bürgern. Sie ha-
ben Hunger auf etwas, das den fau-
len Frieden einer verlogenen Ord-
nung stört.
Nuran David Calis nimmt mit sei-

ner Inszenierung den filmischen Ges-
tus der Textvorlage auf. Szenen-
wechsel im Stakkato-Tempo. Immer
hört es gerade dann abrupt auf, wenn
andere zu umständlichen Erklärun-
gen anhebenwürden. Brechtwill nicht
erklären, nicht überzeugen, auch
nichts beweisen: Er zeigt nur, was ist.
Baal also, das empfindsame Ur-

vieh, bei dem man an Detlev von Li-
liencron denkt (auch er ein großer,
wenn auch heute fast vergessener
Dichter), der von sich sagte, es sei gut,
dass man ihn immer für einen Fett-
warenhändler aus der Provinz hielte,
er ertrüge es nicht, sähe er aus wie
ein Dichter.
Als schlecht gewaschenen Wort-

arbeiter zeigte 1969 auch Volker
Schlöndorff Baal. Schlöndorff hatte
gerade mehrere Kunstfilme hinter
sich gelassen (gute wie misslungene)
und steckte in einer so schweren Kri-
se, dass ihm nur noch einer helfen
konnte: Brechts Baal, der Mut zum
Exzess. Der Clou: Schlöndorff ge-

wann den in notorischen Geld-
schwierigkeiten steckenden ebenfalls
noch sehr jungen Rainer Werner
Fassbinder als Darsteller des Baal.
Fassbinder musste Baal nicht spielen,
er war es. Das aufgedunsene Gesicht
verbarg seine Seele vor den abge-
schmackten Seelenverkäufern um ihn
herum. Und dennoch glühte alles aus
ihm heraus.
Der Film hat etwas offensiv Dilet-

tantisches, Fassbinders halbes Anti-

Theater-Ensemble wurde auf sein
Drängen hin engagiert, er übernahm
mitsamt seinem Kameramann quasi
den Film – und Schlöndorff, so scheint
es, war zu der Zeit ohnehin alles egal.
Wie dieser junge unförmig-unge-

sunde Mensch hier zur Musik von
Klaus Doldinger den erst der zweiten
»Baal«-Fassung vorangestellten
»Choral des großen Baal« singt, da-
bei schweren Schritts durch Felder
wankt, Kippe imMundwinkel und die

speckige Lederjacke offen, das ver-
gisst man, einmal gehört, nie mehr:
»Als im weißen Mutterschoße auf-
wuchs Baal / war der Himmel schon
so groß und weit und fahl / blau und
nackt und ungeheuer wundersam /
wie ihn Baal dann liebte – als Baal
kam.« Nachdem der Film einmal im
Fernsehen gelaufen war, gab es eine
ungeheure Empörung, sogar Mord-
drohungen. Solch »asozialen Typen«
wollte man nicht auch noch von der
Wohnzimmercouch aus zusehen
müssen. Solch Gesindel gehöre ganz
woanders hin!
Warum an dieser Stelle ein

Schlöndorff-Fassbinder-Exkurs? So-
zusagen als Eilmeldung. 1969 wurde
der Film nach einmaliger Ausstrah-
lung sofort verboten – fatalerweise
auf Betreiben von Helene Weigel, die
damit die unselige Verbotstradition
der Brechterben begründete. Im ver-
gangenen Jahr wurde er endlich frei-
gegeben, nun gibt es ihn auch auf
DVD.
Die Leipziger »Baal«-Inszenierung

ist bislang nicht verboten worden, das
muss man angesichts des absurden
Urheberrechtsgebarens der Brecht-
Erben immer extra mitsagen. Ver-
gleiche mit Frank Castorfs ausufern-
dem, Augenzeugen zufolge kongeni-
alen »Baal«-Exzess sind allerdings
nicht mehr möglich, diese Inszenie-
rung darf bekanntlich nicht mehr ge-
zeigt werden. Wo leben wir eigent-
lich? Jeder Dreck hat seinen Markt,
aber Kunst wird mal so aus dem
Handgelenk heraus verboten?
Immerhin ist die Leipziger Insze-

nierung überaus wortgetreu, also un-
angreifbar. Aber dennoch wird hier
Brecht alles andere als museal ze-
lebriert. Nuran David Calis hat einen
glühendheiß-tiefgekühlten Clip-Par-
cours aus »Baal« gemacht, dessen for-
cierte Künstlichkeit so kaum noch zu
steigern ist. Das ist in seiner ästheti-
schen Kompaktheit ein furioser Zu-
griff auf den Stoff.
Erste Szene, erstes Bild: »Soiree«.

Der Dichter Baal inmitten von kunst-
beflissenen Damen und Herren, die
das Untier aus der Unterschicht wie
einen wiederauferstandenen Fran-
çois Villon feiern wollen. Man wird
ihn drucken, auf ihre Kosten selbst-
verständlich, man ist mäzenatisch ge-
stimmt, wird sich sonnen in ihm. Baal
sitzt, schweigt und isst. Die Szenen-
anweisung »Herren und Damen in
großer Toilette« läuft als projizierter
Schriftzug als Video mit und be-
kommt im weißen Kachelfeld (Büh-
ne: Irina Schicketanz) eine völlig neue
kloakige Bedeutung. Diese unauf-
dringlich klugen Mittel, Wahrneh-
mung zu irritieren, prägen Nuran Da-

vid Calis’ Arbeit. Auch wenn in der
Reduktion zwangsläufig einiges an
Nuancen, die keineswegs unwichtig
scheinen, auf der Strecke bleibt. So
gleich am Anfang bei der Lesung von
Soiree-Gedichten,mit denenman den
anwesenden Baal malträtiert. Bei Au-
gust Stramm, dem bedeutenden,
heute leider vergessenen Expressio-
nisten, sagt er noch knapp, aber klar:
»Ausgezeichnet!«, bei einem Dichter
namens Novotny ringt er sich bloß
noch ein trockenes »Ganz hübsch« ab,
was der Beginn des folgenden Eklats
ist. Hier in Leipzig kann man durch
szenische Zusammenziehung den ir-
rigen Eindruck bekommen, Stramm
selbst sei für Baal einer jener Dich-
terlinge, für die er sein Essen nicht
unterbricht.
Da hilft nur, den Text vorher und

hinterher selbst noch einmal zu le-
sen! Baal, der von sich sagt, man ha-
be ihn so lange geprügelt, dass er jetzt
eine Hornhaut habe, wird von Se-
bastian Tessenow gespielt, der eine
eher konventionelle Ausstrahlung
besitzt, was anfangs irritiert, weil es
eigene Erwartungen vom Anti-Bür-
ger enttäuscht, aber dann, wenn man
sich auf die subtile Spielweise Tesse-
nows einlässt, doch unerwartete Fa-
cetten an der Figur entdecken lässt.
Denn hier wird Baal vor einem Kli-
scheebild des Urviehs bewahrt, das er
doch eher in den Augen derer ist, die
ihn ohnehin missachten.
Beachtlich, wie konsequent die

Gruppenszenen choreographiert
wurden. Die Leute sind eben immer
eine potenzielleMeute,man sollte sie,
wenn man sie schon nicht wie Hans
Neuenfels in seiner Bayreuther »Lo-
hengrin«-Inszenierung als Ratten-
chor zeigen will, doch als eine ge-
fährliche Verklumpung ansehen, die
merkwürdige Verrenkungen betreibt.
Wenzel Banneyer als Baals Gegen-
spieler Ekart, in eine Goldfolie ver-
packt, treibt das Spiel um Worte bis
in die Körper hinein.
Sie stehen dann, die Welt tut es

schließlich auch, auf dem Kopf oder
gehen im Krebsgang (akrobatische
Spielmarken: Lisa Mies als Sophie,
Ulrich Brandhoff als Johannes). Eine
bizarre Revue zieht hier im 120-Mi-
nuten-Format an uns vorbei, durch-
aus »ausgezeichnet«, wie Baal über
August Stramm bemerkt. Die von
Brecht angekündigte »Apotheose« –
also höhere Rechtfertigung – Baals ist
dabei allerdings in eine so unwirkli-
che Szenerie verlegt, dass man sich
mit Erich Kästner unwillkürlich fragt:
Und wo steckt das Positive? Weiß der
Teufel wo.

Nächste Vorstellung: 18.6.

Forcierte Künstlichkeit, Kälte und Reduktion: Brechts »Baal« in Leipzig Foto: Rolf Arnold

Künstler vs. Ministerin

Geldfluss

M ehr als 2000 israelische
Künstler haben eine Petiti-

on gegen die neue Kulturministe-
rin Miri Regev unterzeichnet, we-
gen »antidemokratischer Schrit-
te«. Regev gehört zum rechten
Rand der konservativen Regie-
rungspartei Likud. Sie hatte mit
Kürzungen der Budgets von Kul-
tureinrichtungen gedroht, sollten
diese Israel in schlechtem Licht
darstellen. Die Likud-Partei wur-
de im März stärkste Kraft im Par-
lament. Ministerpräsident Benja-
min Netanjahu bildete danach ei-
ne rechts-religiöse Koalition.
»Ich entscheide die Kriterien,

ich kann entscheiden, wohin das
Geld geht, etwa dass alles Geld nur
in die Peripherie und nach Judäa
und Samaria (Westjordanland)
geht«, sagte Regev nach Medien-
berichten bei einem Treffen mit
Künstlern. Die Großstädte Tel
Aviv, Jerusalem und Haifa gelten
eigentlich als wichtigste Kultur-
zentren des Landes.
Regev hatte auch damit ge-

droht, öffentliche Gelder für das
Elmina-Theater in Jaffa im Süden
von Tel Aviv zu kürzen. Der ara-
bische Leiter des Theaters, Nor-
man Issa, hatte sich zuvor gewei-
gert, ein Stück in einer Siedlung
im Westjordanland aufzuführen.
dpa/nd

Grass’ letztes Buch

Rührstück

F ür den Germanisten Heinrich
Detering ist »Vonne Endlich-

kait« – das letzte, noch nicht er-
schienene Grass-Werk – »ein Buch
aus einem Guss«. »Das weit gefä-
cherte Grundthema ist der Aus-
blick auf das eigene Sterben, was
sehr deutlich und sehr unver-
blümt zum Thema gemacht wird«,
sagte Detering (55), der auch Prä-
sident der Deutschen Akademie
für Sprache und Dichtung ist, der
Deutschen Presse-Agentur. »Es hat
mich menschlich angerührt, die-
ses Buch zu lesen.« Günter Grass
stellte das Buch wenige Tage vor
seinem Tod fertig. Der Literatur-
nobelpreisträger starb am 13. Ap-
ril im Alter von 87 Jahren in Lü-
beck an den Folgen einer Infekti-
on. Detering las vorab das Buch
und stellte es am Sonntag in Göt-
tingen zu Ehren von Günter Grass
vor. Dabei las erstmals öffentlich
auch die Schauspielerin Helene
Grass (40), die Tochter des
Schriftstellers, aus dem Werk vor.
Grass gebe keine Antworten auf
die letzten Fragen, gehe aber »so
ernst und genau mit ihnen um,
dass sein Buch vielleicht auch ein
bisschen helfen könnte, mit der ei-
genen Sterblichkeit ins Reine zu
kommen«. dpa/nd

»Fucking Berlin« als Film

Gleitcreme

M it ihrem autobiografischen
Buch »Fucking Berlin« sorg-

te die Studentin Sonia Rossi für
Schlagzeilen. Die »Beschreibun-
gen des Alltags der jungen Stu-
dentin berichten von Gleitcreme
und Kartoffelsuppe« sowie »von
wenig Zärtlichkeit, viel Trieb und
noch mehr Gewalt«, hechelte das
Boulevardnachrichtenportal
»Spiegel online« vor einigen Jah-
ren. Jetzt wird das Bekenntnis ei-
ner jungen Frau, die sich ihr Stu-
dium mit Prostitution finanzierte,
verfilmt. Hauptdarstellerin des
Films ist die aus der RTL-Serie
»Unter uns« bekannte Schauspie-
lerin Svenja Jung. Als einer ihrer
Arbeitskollegen im Bordell steht
außerdem das aus Eisenach stam-
mende Model Paul Boche als
Transvestit vor der Kamera. Boche
lebt mittlerweile in New York und
Berlin. Neben seiner Arbeit auf
den Laufstegen der Welt tritt er
auch in Filmen auf. Kommenden
Donnerstag stellt der Regisseur
sein Kinoprojekt und die Darstel-
ler in Berlin vor – in einem Bor-
dell am Kurfürstendamm. dpa/nd
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  5.30  Morgenmagazin
  9.00  Tagesschau
  9.05  Rote Rosen
  9.55  Sturm der Liebe
 10.45  Um Himmels Willen
 11.35  Papageien, Palmen & Co.
 12.00  Tagesschau
 12.15  ARD-Buffet
 13.00  Mittagsmagazin
 14.00  Tagesschau
 14.10  Rote Rosen
 15.00  Tagesschau
 15.10  Sturm der Liebe
 16.00  Tagesschau
 16.10  Elefant, Tiger und Co.
 17.00  Tagesschau
 17.15  Brisant
 18.00  Gefragt – Gejagt
 18.50  Großstadtrevier
 19.45  Wissen vor acht – Zukunft
 19.50  Wetter vor acht
 19.55  Börse vor acht
 20.00  Tagesschau
 20.15  Lebensmittel-Check mit Tim 

Mälzer (1/2) Wie gut ist unsere 
Wurst? Dokumentationsreihe

 21.00  Hart aber fair
 22.15  Tagesthemen Mit Wetter
 22.45  Die Story im Ersten Die Gut-

achterrepublik – Wenn Recht-
sprechung privatisiert wird

 23.30  Duell auf hoher See 
  0.15  Nachtmagazin
  0.35  Tatort Wer Wind erntet,  

sät Sturm · TV-Kriminalfilm,  
D 2015 · Mit Sabine Postel

5.20 Space Night 6.00 Rote Rosen 6.50 Sturm 
der Liebe 7.40 Tele-Gym 7.55 Panoramabilder / 
Bergwetter 8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus 
für wilde Tiere 9.40 Unter unserem Himmel 10.25 
Wir in Bayern 11.40 Schuhbecks 12.10 In aller 
Freundschaft 12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 
Bergauf, bergab 14.15 Abenteuer Namib 15.05 
Polizeiinspektion 1 15.30 Wir in Bayern 16.45 
Rundschau 17.00 Traumpfade 18.00 Abendschau 
18.45 Rundschau 19.00 Querbeet 19.45 Dahoam 
is Dahoam 20.15 Jetzt mal ehrlich 21.00 Lebens-
linien 21.45 Rundschau-Magazin 22.00 Faszina-
tion Wissen 22.30 Do Not Track 23.00 Nachtlinie 
23.30 Rundschau-Nacht 23.40 LeseZeichen 0.10 
Dahoam is Dahoam · Heiße Leitung 

  5.30  Morgenmagazin
  9.00  heute
  9.05  Volle Kanne – Service täglich
 10.30  Die Rosenheim-Cops
 11.15  SOKO Wismar
 12.00  heute
 12.10  drehscheibe
 13.00  Mittagsmagazin
 14.00  heute – in Deutschland
 14.15  Die Küchenschlacht
 15.00  heute
 15.05  Bares für Rares
 16.00  heute – in Europa
 16.10  SOKO Kitzbühel
 17.00  heute
 17.10  hallo deutschland
 17.45  Leute heute
 18.05  SOKO 5113
 19.00  heute
 19.20  Wetter
 19.25  WISO
 20.15  Vater Mutter Mörder  

Drama, D 2011
 21.45  Fußball  

Weltmeisterschaft der Frauen  
Vorrunde, Gruppe B: Thailand – 
Deutschland. Anschließend 
Zusammenfassung des Spiels: 
Elfenbeinküste – Norwegen  
Live aus Winnipeg (CDN)

  0.15  heute
  0.20  Match 64  

Der Tag des WM-Finales 2014
  1.20  Fußball WM der Frauen   

China – Neuseeland oder  
Niederlande – Kanada · Live 

  5.10  Königin Elisabeth  
Wettbewerb 2013

  5.55  Zwischen Himmel und Erde
  6.50  ARTE Reportage
  7.40  Chinas mythische Berge
  8.25  X:enius
  8.55  Schlaganfall – Jede Minute 

zählt Dokumentation
  9.45  Geheimnisse eines langen 

Lebens
 10.45  Reisen für Genießer
 11.40  Australien, eine Zeitreise
 12.25  360° Geo Reportage
 13.20  ARTE Journal
 13.40  Zwischen Himmel und Erde
 14.10  Coogans großer Bluff (Wh.)  

Actionthriller, USA 1968 
 15.40  Zwischen Himmel und Erde
 16.10  Griechenland –  

Nikos' rollender Laden
 17.00  X:enius
 17.30  Strafsache Luther
 18.25  Eine Sommerreise durch  

den Kaukasus
 19.10  ARTE Journal
 19.30  Im Bann der Jahreszeiten 

(1/5) Dokumentationsreihe
 20.15  Das verlorene Wochenende 

Psychodrama, USA 1945 
 21.55  Oslo, 31. August  

Drama, N 2011 · Mit A. D. Lie
 23.25  Die Plage   

Dokumentarfilm, E/F/D 2013
  0.45  Lord of War – Händler des 

Todes (Wh.) · Drama, USA 
2005 · Mit Nicolas Cage

  6.20  Kulturzeit
  7.00  nano
  7.30  Alpenpanorama
  9.00  ZIB
  9.05  Kulturzeit
  9.45  nano
 10.15  Bettina und Bommes
 12.15  sonntags
 12.45  Schätze der Welt –  

Erbe der Menschheit
 13.00  ZIB
 13.15  Mount Everest, Cerro Torre, 

Makalu
 14.05  Unterwegs
 14.50  Kopenhagen, da will ich hin!
 15.20  Über Stock und Stein
 17.45  ZDF-History
 18.30  nano
 19.00  heute
 19.20  Kulturzeit
 20.00  Tagesschau
 20.15  Netz Natur Die Naturreportage 

aus der Schweiz · Schildkrö-
ten – der Charme des Alters

 21.05  Sonam Ri – Der Gipfel des 
Glücks

 22.00  ZIB 2
 22.25  Terra X 

Geheimakte Sophienschatz
 23.10  Kunst und Verbrechen (3/4) 

Göttin auf Abwegen
 23.50  Reporter Die Liebe in den Zei-

ten von Ebola – Stephan Müller 
zu Besuch in Sierra Leone

  0.15  10vor10 (VPS 21.50)
  0.45  Willkommen Österreich

  5.25  Einfach genial
  5.50  Unterwegs in Sachsen
  6.20  LexiTV – Wissen für alle
  7.20  Rote Rosen
  8.10  Sturm der Liebe
  9.00  Brisant
  9.45  Kripo live
 10.10  Seehund, Puma & Co.
 11.00  MDR um elf
 11.50  In aller Freundschaft
 12.35  Das Superweib (Wh.)  

Komödie, D 1996
 14.00  MDR um zwei
 15.00  LexiTV – Wissen für alle
 16.00  MDR um vier
 17.45  MDR aktuell
 18.05  Wetter für 3
 18.10  Brisant
 18.54  Unser Sandmännchen
 19.00  Regional
 19.30  MDR aktuell
 19.50  Mach dich ran!
 20.15  Polizeiruf 110 Zerstörte Träu-

me · TV-Kriminalfilm, D 2001
 21.45  MDR aktuell
 22.05  Fakt ist ...!
 22.50  Morden im Norden 

Zahr und Zimmermann
 23.40  Ex Liebeskomödie, I/F 2009  

Mit Claudio Bisio u.a.
  1.15  Kino Royal Das Filmmagazin
  1.30  artour Das Kulturmagazin
  2.00  Fakt ist ...!
  2.45  Günther Jauch
  3.45  Flusslandschaften in Mittel-

deutschland Dokureihe

  7.45  Die Schulstunde als Talkshow
  8.00  Brandenburg aktuell
  8.30  Abendschau
  9.00  Jenseits des Regenbogens 

(Wh.) · Romanze, D 2001
 10.30  ARD-Buffet
 11.15  Rote Rosen
 12.05  Sturm der Liebe
 12.55  Landschleicher
 13.00  rbb aktuell
 13.05  Schloss Einstein
 13.30  In aller Freundschaft
 14.15  Planet Wissen
 15.15  Zu Fuß durch die Karpaten
 16.00  rbb aktuell
 16.05  Die 30 tollsten Schlagerstars 

der Sechziger (VPS 16.04)
 16.50  kurz vor 5 (VPS 16.54)
 17.00  rbb aktuell
 17.05  Wolf, Bär & Co.
 17.55  Unser Sandmännchen
 18.00  rbb um 6
 18.27  rbb wetter
 18.30  ZiBB
 19.27  rbb wetter
 19.30  Abendschau
 19.30  Regional
 20.00  Tagesschau
 20.15  Tatort Der Lippenstiftmörder 

TV-Kriminalfilm, D 2006 
 21.45  rbb aktuell
 22.15  Ozon unterwegs Leise, sauber, 

grün – Visionen für Berlin
 22.45  Polizeiruf 110 Die Abrechnung 

TV-Kriminalfilm, DDR 1977
  0.05  Graf Yoster gibt sich die Ehre

  7.20  Rote Rosen
  8.10  Sturm der Liebe
  9.00  Nordmagazin
  9.30  Hamburg Journal
 10.00  Schleswig-Holstein Magazin
 10.30  Regional
 11.00  Hallo Niedersachsen
 11.30  Seen auf dem Dach der Welt
 12.15  In aller Freundschaft
 13.05  Einfach genial
 13.30  Eisenbahn-Romantik
 14.00  NDR//aktuell
 14.15  Bilderbuch Deutschland
 15.00  NDR//aktuell
 15.15  Die Balearischen Inseln
 16.00  NDR//aktuell
 16.10  Mein Nachmittag
 17.10  Seehund, Puma & Co.
 18.00  Regional
 18.15  Die Nordreportage
 18.45  DAS!
 19.30  Regional
 20.00  Tagesschau
 20.15  Markt U.a.: Wie gut bewerten 

Ärzteportale?
 21.00  plietsch. U.a.: Einfach fit –  

die wichtigsten Fakten 
 21.45  NDR//aktuell
 22.00  45 Min
 22.45  Kulturjournal  

U.a.: „Um Leben und Tod”: die 
spannende Autobiografie des 
Hirnchirurgen Henry Marsh 

 23.15  Nowhere Boy  
Drama, GB/CDN 2009

  0.45  Günther Jauch

11.55 Pinguin, Löwe & Co. 12.45 WDR 
aktuell 13.00 Servicezeit Reportage 
13.30 In aller Freundschaft 14.15 
Windstärke 8 15.00 Planet Wissen 
16.00 WDR aktuell 16.15 daheim & 
unterwegs 18.00 Lokalzeit 18.05 Hier 
und heute 18.20 Servicezeit 18.50 
Aktuelle Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 
Tagesschau 20.15 Daten her! Was du 
im Netz wert bist ... 21.00 markt 21.45 
WDR aktuell 22.00 die story 22.45 
Windstärke 8 – Das Auswandererschiff 
1855 (1/6) 23.30 Wolfgang Bosbach – 
„Jede Jeck es anders – Leben und leben 
lassen” 0.30 Kabarett & Co. 1.00 Do-
mian 2.00 Lokalzeit aus Köln. Magazin

16.00 SWR Landesschau aktuell 16.05 
Kaffee oder Tee 17.00 SWR Landes-
schau aktuell 17.05 Kaffee oder Tee 
(VPS 16.05) 18.00 SWR Landesschau 
aktuell 18.12 Baden-Württemberg 
Wetter 18.15 Mensch, Leute! 18.45 
SWR Landesschau Baden-Württemberg 
19.30 SWR Landesschau aktuell 20.00 
Tagesschau 20.15 Ganz der Papa. Ko-
mödie, D 2012 21.45 SWR Landes-
schau aktuell 22.00 Sag die Wahrheit 
22.30 Meister des Alltags 22.55 Meis-
ter des Alltags (VPS 22.30) 23.25 Die 
Besten im Südwesten 23.55 Schlauber-
ger – Quizzen, was Spaß macht! 0.25 
Dings vom Dach · Rateshow

6.45 Troja ist überall – Der Siegeszug 
der Archäologie (3/3) 7.30 Die USA in 
einem Zug (1/2) 8.15 Die USA in einem 
Zug (2/2) 9.00 Vor Ort 9.10 Bon(n)Jour 
Berlin 9.30 Günther Jauch 10.35 Aug-
stein und Blome 10.45 Thema 12.00 
Vor Ort 12.45 Thema 14.00 Vor Ort 
14.45 Thema 16.00 Das Milliarden-
spiel 16.45 Wohnen darf kein Luxus sein 
17.30 Vor Ort 18.00 Frankfurt – Koba-
ne 18.30 Die USA in einem Zug 20.00 
Tagesschau 20.15 Kielings wildes 
Deutschland 21.45 Roms Rache 22.15 
Unter den Linden 23.00 Der Tag 0.00 
Unter den Linden 0.45 Kielings wildes 
Deutschland (1/2) Dokumentation

12.25 Die Sendung mit der Maus. 
Magazin 12.55 Die fantastische Welt 
von Gumball 13.20 Piets irre Pleiten 
13.40 Die Pfefferkörner 14.10 Schloss 
Einstein – Erfurt 15.00 H2O – Plötzlich 
Meerjungfrau 15.25 Horseland, die 
Pferderanch 15.50 Lenas Ranch 16.15 
logo! 16.20 Garfield 16.50 Geronimo 
Stilton 17.15 Der kleine Nick 17.40 
Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 Doo-
zers 18.40 Wolkenkinder 18.50 Unser 
Sandmännchen 19.00 Peter Pan – Neue 
Abenteuer 19.25 Wissen macht Ah! 
19.50 logo! 20.00 Ki.Ka Live 20.10 
Das Surfcamp 20.35 Alien Surfgirls · 
Pferdegeflüster. Pferdegeflüster  

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der Gerech-
tigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 Anwälte im 
Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 17.30 
Schicksale – und plötzlich ist alles anders 18.00 In 
Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 19.00 New-
topia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 Detective 
Laura Diamond · Laura und die persönliche Krise 
21.15 The Mentalist · Die Pokerrunde 22.15 Cast-
le · In geheimer Mission 23.15 Navy CIS · Auftrag 
in Neapel 0.10 Criminal Minds · Rote Anemonen 
1.10 Detective Laura Diamond · Laura und die 
persönliche Krise 1.55 The Mentalist

5.00 Steven liebt Kino – Spezial 5.20 Aliens in 
America 6.15 Superman Returns (Wh.). Action-
film, USA 2006 9.00 „Jurassic World” – Das große 
ProSieben TV-Special zum Film 9.10 Unstoppa-
ble – Außer Kontrolle (Wh.). Actionthriller, USA 
2010 11.00 Mike & Molly 11.50 Two and a Half 
Men 13.45 2 Broke Girls 14.10 The Big Bang The-
ory 15.35 How I Met Your Mother 17.00 taff 18.00 
Newstime 18.10 Die Simpsons 19.05 Galileo 
20.15 The Big Bang Theory · Der Mann, der seine 
Omi liebte / Football für Nerds / Der Gitarrist auf 
der Couch / Das Suppentattoo / Die Racheformel / 
Das Gorilla-Projekt 23.15 Are You There, Chelsea? 
· Glaubenssache 23.45 Are You There, Chelsea? · 
Streuner 0.15 The Big Bang Theory 

5.05 Informationen am Morgen 9.05 Kalender-
blatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag für Tag 10.10 
Kontrovers 11.35 Umwelt und Verbraucher 12.10 
Informationen am Mittag 13.35 Wirtschaft am 
Mittag 14.10 Deutschland heute 14.35 Campus 
und Karriere 15.05 Corso – Kultur nach 3 16.10 
Büchermarkt 16.35 Forschung aktuell 17.05 Wirt-
schaft und Gesellschaft 17.35 Kultur heute 18.10 
Informationen am Abend 18.40 Hintergrund 19.05 
Kommentar 19.15 Andruck 20.10 Musikszene 
21.05 Musik-Panorama · Jetzige Zeit und Vergan-
gene Zeit. Solowerke und Konzerte für Cembalo von 
Alessandro Scarlatti bis Steve Reich 22.50 Sport 
aktuell 23.10 Das war der Tag 23.57 National- und 
Europahymne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

12.10 Utta Danella: Mit dir die Sterne sehen (Wh.). 
Liebesdrama, D 2008 13.40 Plötzlich Millionär. 
Komödie, D 2008 15.10 Das Glück dieser Erde · 
Durchkreuzte Pläne 16.00 hessenschau kompakt 
16.05 hallo hessen 16.45 hessenschau kompakt 
17.00 hallo hessen 17.50 hessenschau kompakt 
18.00 Maintower 18.20 Brisant 18.50 Service: 
Zuhause 19.15 Alle Wetter! 19.30 hessenschau 
20.00 Tagesschau 20.15 Um Himmels Willen · 
Wettlauf mit der Zeit 21.00 Krauses Geheimnis. 
Komödie, D 2014 22.30 hessenschau kompakt 
22.45 Privatdetektiv Frank Kross (VPS 22.44) · 
Gefüllte Pralinen 23.10 Der Staatsanwalt hat das 
Wort (VPS 22.45) · Aus Angst · TV-Kriminalfilm, 
DDR 1976 0.15 Wolffs Revier (VPS 23.50)

5.10 Verdachtsfälle 6.00 Guten Morgen Deutsch-
land 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 9.00 Unter 
uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die Trovatos – De-
tektive decken auf 11.00 Die Trovatos – Detektive 
decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 Verdachtsfälle 
17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter uns 18.00 Ex-
plosiv – Das Magazin 18.30 Exclusiv – Das Star-
Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 Wetter 19.05 
Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, schlechte 
Zeiten 20.15 Wer wird Millionär? 21.15 Der 
Restauranttester (1/4) · „Glathes Grill” in Lübeck 
22.15 Extra – Das RTL Magazin 23.30 30 Minuten 
Deutschland · Die Reiseprofis – Wo Urlaub echter 
Stress ist (1/2) 0.00 RTL Nachtjournal 0.27 RTL 
Nachtjournal – Das Wetter 0.30 10 vor 11 

5.00 Medical Detectives – Geheimnisse der Ge-
richtsmedizin 5.50 Hilf mir doch! 6.55 Verklag 
mich doch! 8.50 Verklag mich doch! 9.50 Hilf mir 
doch! 10.55 vox nachrichten 11.00 Mein himm-
lisches Hotel 12.00 Shopping Queen 13.00 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 14.00 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, woh-
nen 19.00 Das perfekte Dinner – Wunschmenü 
20.00 Prominent! 20.15 Arrow · Nanda Parbat 
21.15 Resurrection – Die unheimliche Wiederkehr 
· Schlaflos 22.15 Resurrection – Die unheimliche 
Wiederkehr · Heimkehr 23.10 Bates Motel · Bruder 
Caleb 0.00 vox nachrichten 0.20 CSI: NY

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literaturma-
gazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am Vor-
mittag 12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am Mit-
tag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · Das 
Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten für 
Kinder 15.05 Kakadu · Infotag 15.30 Tonart · Das 
Musikmagazin am Nachmittag 17.07 Studio 9 · 
Kultur und Politik am Abend 18.30 Weltzeit · U.a.: 
Black Mecca – Atlanta im US-Bundesstaat Georgia 
19.07 Zeitfragen · Politik und Soziales 20.03 In 
Concert · 9. Jazzdor Strasbourg-Berlin. Julia-Hüls-
mann-Trio invite Alexandra Grimal 21.30 „Rotes 
Gold” · Kriminalhörspiel nach dem Roman von Tom 
Hillenbrand 22.30 Studio 9 kompakt 23.05 Fazit 
0.05 Neue Musik 1.05 Tonart · Jazz 
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Auflösung von Sonntag

Freitags Woche

Mutanten
und
Grillfleisch
Von Jan Freitag

V on Emanzipation sind Me-
dien oft weiter entfernt als
die ARD-Primetime vom
Staatsauftrag. »Dass nur ein

Bruchteil der Führungspositionen in
Rundfunkanstalten und Verlags-
häusern von Frauen besetzt« sei,
nennt daher nicht nur Anne Will ei-
nen »katastrophalenMissstand«. Und
der ändert sich auch nicht, wenn sie
2016 befördert wird: Nach Günther
Jauchs Ausstieg kehrt Anne Will auf
jenen Sendeplatz zurück, den der
Talkstümper dem Talkprofi vor fünf
Jahren klaute. Im Ersten müssen
Frauen das Revier halt räumen, so-
bald ein Alpharüde hineinpinkelt.
Davor sind Alphaweibchen im

Grunde nur gefeit, wenn sie durchs
Studio wackeln wie Barbara Schö-
neberger. Man stelle sich ihren Hu-
mor mal im Leib eines Mauerblüm-
chens vor – über einen Mitter-
nachtssendeplatz käme sie nie hi-
naus. So aber schafft es die Blondine
bei Gruner + Jahr zum Magazin na-
mens »Barbara«. Klingt nach »Bri-
gitte«, soll aber, so der Verlag, »eine
Frauenzeitschrift neuen Typs« sein.
Vermutlich mit Rubriken wie Sty-
ling, Beauty, Celebs, Gossip, Wei-
berzeug eben, nur klüger verpackt als
sonst üblich.
Männerzeug, nur cooler verpackt

als sonst, dürfte das Magazin »Cow-
boy & Dandy« auf dem Pro 7-Able-
gerMAXX sein. AbDonnerstag, 22.30
Uhr, zeigen zwei eitle Typen in fünf
Teilen, warum angesichts solcher XY-
Mutanten, die selbst schick gekleidet
nur an Titten, PS und Grillfleisch
denken, die Evolution Frauen hof-
fentlich bald zur Selbstbefruchtung
ermutigt. So viel Testosteron ist im
Grunde nur mit Substanzen erträg-

lich, die Arte ab diesem Montag mit
dem Schwerpunkt »Drogen –
Lust & Last« bedenkt. Toll auch, weil
er Schwarz-Weiß-Denken ins Bier-
zelt delegiert, wo es sich ab 1,3 Pro-
mille saftig über kriminelle Kiffer
herziehen lässt. Arte trennt da nicht
zwischen legalem und illegalem
Rauschgift.
Das Angebot der Verkäufer von

Drogen jeglicher Art ist übrigens oft
verantwortlich für das, womit sich
eine Dokusoap auf Sixx beschäftigt:
»Horror Tattoos«. Vier Profis korri-
gieren ab Mittwoch (20.15 Uhr) Tä-
towierungen, die dank »Drogen,
Dummheit, Schnapsideen« entstan-
den sind. Der Achtteiler gewährt da-
bei nicht nur einen Blick auf kom-
merzielle Zielgruppen, er ist auch

ohne den Genuss bewusstseinsver-
ändernder Substanzen unterhalt-
sam. Bei vollem Verstand genießbar
sind auch folgende Debüts: »Shut Up,
Crime!« um einen schüchternen
Koch, der sich am Dienstag (0.05
Uhr, Tele 5) als Superheld mit gro-
ßem Spielwitz seines Nebenbuhlers
entledigt, und die deutsche Komödie
»Love Steaks« (Freitag, 21.45 Uhr,
EinsFestival), die der Liebe zweier
Mitarbeiter eines Wellnesshotels mit
Laiendarstellern Wahrhaftigkeit ver-
leiht. Und kurz darauf folgt ein oft
unterschätztes Format: Kurzfilme.
Fünf davon zeigt Arte ebenfalls am
Freitag um 23.55 Uhr im Rahmen des
Animationsfestivals Annecy. Und
versprochen: Jeder davon ist hoch
dosiertes Entertainment.

Jan Freitag schaut in die
kommende Fernsehwoche.
Weitere Beiträge auf
dasND.de/freitagswoche

Feuchtgebiete mal anders: Clemens (Franz Rogowski) sorgt in »Love Steaks« (Freitag, EinsFestival) für Ordnung und
Sauberkeit im Wellnessbereich. Foto: SWR/NDR/Friederike Hohmuth

Die Regierung kürzt beim Filmförderfonds

Dann gehen wir
eben nach London!
Von Katharina Dockhorn

V on der Bundesregierung
kommen verheerende Sig-
nale zur Filmförderung, die

dem Filmstandort Deutschland
schaden. CDU/CSU und SPD strei-
ten um zehn Millionen Euro. Um
diese Summe wurde der Deutsche
Filmförderfonds (DFFF) 2015 ge-
kürzt. Wirtschaftsminister Sigmar
Gabriel (SPD) versprach das Geld
aus seinem Etat – und wurde im
Haushaltsausschuss gestoppt. Eine
Entscheidung auf Kosten von Tau-
senden Arbeitsplätzen.
Film ist in Europa ein Hochrisi-

kogeschäft, ohne staatliche För-
dergelder entstehen selbst in Frank-
reich oder Großbritannien keine
Komödien oder Thriller. Deutsch-
land hat ein mehrgliedriges Sys-
tem. Die kulturelle Förderung von
Bund und Ländern wird von wirt-
schaftlichen Förderinstitutionen in
den Bundesländern flankiert. Die
Filmförderanstalt FFA unterstützt
Produktion und Verleih durch Geld
aus der Branche. 2007 wurde der
DFFF mit einem Etat von 60 Milli-
onen Euro eingerichtet. Er soll Pro-
duzenten den Dreh erleichtern und
ausländische Filmemacher ins Land
locken.
Ohne einen Zuschuss von 20 Pro-

zent der Herstellungskosten hätte
Michael Haneke seinen Film »Das
weiße Band« nicht in Brandenburg
gedreht und Görlitz wäre nicht zu ei-
nem international geschätzten Film-
Ort geworden. Man mag über die
Qualität von Filmen wie »Speed Ra-
cer« streiten, wirtschaftlich lohnen
sie sich. Knapp30MillionenEuro aus
dem DFFF flossen 2014 in interna-
tionale Koproduktionen. Für deren
Dreh wurden hierzulande 170 Mil-
lionen Euro ausgegeben. An Steu-
ern und Abgaben floss ein Vielfa-
ches der Fördersumme zurück.

Der Bund der Steuerzahler aber
kritisierte 2014 die Förderung für
den deutsch-amerikanischen Film
»Monuments Men«, der die Ge-
schichte einer US-Abteilung zum
Schutz von Kunstgütern in Deutsch-
land während des Zweiten Welt-
kriegs erzählt, als Verschwendung.
Das zeigte Wirkung. Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) plante, den Etat des DFFF
2015 auf 30 Millionen Euro zu hal-
bieren. Den Kahlschlag konnte sei-
ne Parteifreundin, Kulturstaatsmi-
nisterin Monika Grütters, verhin-
dern. Beide einigten sich auf einen
Etat von 50 Millionen Euro.
Für das laufende Jahr soll der Etat

ausgeschöpft sein – das Gerücht ver-
düsterte am Donnerstag die Stim-
mung der Branche. Kommen alle für
dieses Jahr geplanten Projekte zur
Drehreife, reichen die 50 Millionen
Euro nicht. Die Lücke wollte Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar Gab-
riel schließen. Zehn Millionen aus
seinem Haushalt wollte er in die-
sem Jahr »umschichten«. Der Koali-
tionspartner blockierte dieses Vor-
haben.Obdie Summeab2016 fließt,
ist ungewiss.
Grütters und Gabriel teilen mit,

weiter an einer Lösung arbeiten zu
wollen, die über kurzfristiges Flick-
werk hinausgeht. Benötigt wird ei-
ne Kombilösung. Der DFFF aus dem
Etat der Kulturstaatsministerin
bleibt in seiner jetzigen Form er-
halten, jeder Produzent erhält 20
Prozent des Budgets bis zu einer
Grenze von vier Millionen Euro. Je-
denweiterenCent bekommt er dann
aus dem Bundeswirtschaftsminis-
terium – ohne Beschränkung auf
zehn Millionen Euro im Jahr. Nur
so kann Deutschland im Wettbe-
werb mit Filmstandorten wie Lon-
don bestehen. Die britische Regie-
rung bietet 25 Prozent auf das ge-
samte Budget.
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Schule der Bewegung
Lebensraum, Büro, soziales Zentrum: Der Kampf der Refugees um die Berliner Gerhart-Hauptmann-Schule
Eine leer stehende Schule in Berlin
Kreuzberg ist zum Zentrum einer
einzigartigen Protestbewegung von
Geflüchteten gegen die Asylgeset-
ze in Deutschland geworden.

Von Carolin Wiedemann

»Natürlich kochen wir nicht über
Feuer«, Younis Aboubakar lacht.
Aber eigentlich findet er es über-
haupt nicht zum Lachen, dass Sascha
Langenbach, der Sprecher des Be-
zirksamts Friedrichshain-Kreuzberg,
behauptet, die Bewohnerinnen und
Bewohner der Gerhart-Hauptmann-
Schule würden über offenem Feuer
kochen. Younis ist einer der 24 Ge-
flüchteten, die geklagt hatten, als die
Berliner Politikerinnen und Politiker
sie erneut aus der Schule werfen
wollten – mit Erfolg.
Er ist damit einer der letzten, die

noch in der Schule in der Ohlauer
Straße wohnen dürfen, die genau wie
der Oranienplatz bis zum Frühjahr
2014 Zentrum des Protests von Hun-
derten Geflüchteten in Deutschland
war – und ihr Zuhause. Doch auch die
letzten 24 Bewohnerinnen und Be-
wohner der Schule will das Bezirks-
amt loswerden. Deshalb behauptet es,
das Sicherheitsrisiko sei zu hoch, und
führt zur Illustration die Feuerstelle
an. »Aber wir haben doch einen Elekt-
roherd«, sagt Younis. Das wüssten die
Politiker nur nicht, sie hätten ja auch
keinen Kontakt mehr gesucht zu den
24 Bewohner. Younis schüttelt den
Kopf: Er will nicht raus aus der Schu-
le, das wäre die Kapitulation.
Ähnlich wie der Oranienplatz in

Kreuzberg, Berlin, war die unweit ge-
legene, leer stehende Schule seit 2012
zum Zentrum einer einzigartigen Pro-
testbewegung von Geflüchteten ge-
gen die Asylgesetze in Deutschland
geworden. Von hier aus kämpften sie
gegen die Unterbringung in Heimen,
gegen Abschiebungen, gegen das Ar-
beitsverbot und die Residenzpflicht
und gewannen immer mehr Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter, die aus ganz
Deutschland anreisten.
Zwischenzeitlich lebten in der

Schule umdie 300Menschen aus dem
Sudan, aus Libyen, Kenia und Ru-
mänien – Menschen, die sich über ih-
re jeweiligen Herkunftsländer hin-
weg gemeinsam organisierten. Mit
der Aneignung dieses Gebäudes hat-
ten sie sich einen Ort geschaffen in ei-
nem Land, das ihnen keinen Lebens-
raum bietet. Wie zuvor schon der
Oranienplatz, wurde auch die Schule
zum Symbol dafür, dass jene Men-
schen, die in die deutsche Pampa ge-
sperrt werden, in Lager, an denen
höchstens mal ein paar Nazis vor-
beikommen, dass sie in die Innen-
städte gelangen, sich gemeinsam
Raum und Gehör verschaffen und das
Gesetz, das sie entrechtet, brechen
können.

»Wohlwollende« Prüfung
der Asylanträge? Wer’s glaubt!
2014 entschied der Senat, dass es nun
reiche mit den Protesten. Entgegen
voriger Versprechen ließ er im April
zunächst das Camp am Oranienplatz
»friedlich« räumen. Dafür hatte er die
Gruppe der dort campierenden Akti-
vistinnen und Aktivisten gespalten
und einigen zugesichert, endlich nor-
mal leben zu dürfen. Doch wie sich
schnell zeigte, waren die Befürch-
tungen derjenigen, die zum politi-
schen Kern der Bewegung gehörten,
berechtigt: Das Angebot von Berlins
Integrationssenatorin Dilek Kolat
(SPD) – Unterkunft plus »wohlwol-
lende Prüfung« der einzelnen Anträ-
ge – bedeutete schließlich nur: er-
neut in überfüllte Mehrbettzimmer
gesperrt werden, weiter keine Ar-
beitserlaubnis, Warten auf die wahr-
scheinliche Abschiebung.
Entgegen der Vereinbarung er-

hielt letztlich keiner der über 500 Ge-
flüchteten vom Oranienplatz einen
Aufenthaltsstatus. Ende letzten Jah-
res wurden sie aus den Unterkünften
geworfen, die der Senat ihnen als Al-
ternative zum Camp am Oranien-
platz angeboten hatte – ohne Vor-
warnung, ohne Hinweise auf weitere
Übernachtungsmöglichkeiten und
ohne versprochene »Hostelgutschei-
ne«. Als sollte die Obdachlosigkeit sie
auf die den meisten nun drohende
Abschiebung vorbereiten.
Danach war klar: Die Schule dürf-

ten sie nicht auch noch verlieren –

auch wenn das Einigungspapier mit
dem Senat vorsah, dass die Bewoh-
ner die Schule verlassen, damit das
Haus zu einem Flüchtlingszentrum
mit Wohnheim umgebaut werden
kann.
Es war Juli 2014, als der Senat die

Räumung ankündigte und Younis ent-
schied, gemeinsam mit anderen Be-
wohner auf das Dach zu steigen und
dort so lange zu verharren, bis der Se-
nat von seinen Plänen abweichen
würde. Falls er dies nicht tun würde,
würde er vom Dach springen. »Ich
hatte keine Angst, schließlich habe ich
für mein Recht gekämpft«, sagt er
heute im Café Kotti, das zwischen der
Schule und dem Oranienplatz liegt
und zum neuen Treffpunkt für viele
der Geflüchteten wurde.
Nach neun Tagen, die Younis und

andere auf dem Dach der Schule ver-
bracht hatten, lenkte der Senat ein –
jedoch nur, um im Herbst erneut ei-
ne Zwangsräumung durch die Polizei
anzukündigen. Dagegen legten 24
Bewohner, die mittlerweile normal in
der Schule weiterlebten, Wider-
spruch ein, Younis war einer davon.
Und vor Gericht bekamen sie Recht.

Der Senat versucht, die Bewegung
zu spalten
Doch auch wenn es nur noch 24 sind
– dass sie immer noch in der Schule
sind, ist für Younis ein Symbol. Sein
Kampf steht auch dafür, dass der Se-
nat es nicht geschafft hat, die Bewe-
gung zu spalten. Der Mann aus dem
Tschad gehört zu den sogenannten
Lampedusa-Flüchtlingen, deren Sta-
tus der Senat nutzte – so der Vorwurf
der Aktivisten –, um zwei Gruppen
von Geflüchteten gegeneinander
auszuspielen: diejenigen, denen wie
Younis bereits in Italien Asyl gewährt
wurde und die daher keine Abschie-
bung in die Herkunftsländer mehr
fürchten müssen, und diejenigen, die
noch nirgends in Europa registriert
sind und in Deutschland ihren ersten
Asylantrag stellen, diejenigen, die den
Kern der Bewegung ausmachten.
Younis droht zwar nicht die Ab-
schiebung zurück in den Tschad, aber

die zurück nach Sizilien, wo ein Le-
ben auf der Straße ohne irgendwel-
che Unterstützung, ohne Arbeit, aber
mit der Garantie auf rassistische An-
feindungen oder Übergriffe auf ihn
wartet.
»Wir kämpfen wieder vereint«, er-

zählt Napuli Görlich (die früher Na-
puli Langa hieß), eine der Wortfüh-
rerinnen vom Oranienplatz. »Die
rassistische Migrationspolitik Euro-
pas und Deutschlands betrifft uns al-

le.« Younis, Napuli und viele andere
der Aktivisten, die auf dem Orani-
enplatz und in der Schule gewohnt
hatten, haben in den letzten Mona-
ten vor allem gegen die gerade ge-
plante Asylrechtsreform mobilisiert.
Die sieht eine Bleiberechtsregelung
für einen Teil der Asylbewerberin-
nen und Asylbewerber vor, während
die Mehrheit schneller als bisher mit
Inhaftierung, Arbeitsverboten und
Einreisesperren zu rechnen hat. Mig-
rationsforscherinnen und -forscher
vom Netzwerk kritische Migrations-
und Grenzregimeforschung (kritnet)
bezeichnen den Entwurf als Inhaf-
tierungs- und Abschreckungspro-
gramm.
Unterstützt wurden die Proteste

gegen das Gesetz auch von Gewerk-
schaften, Schülerinitiativen, von Wis-
senschaftlern und Künstlern – undwie
es aussieht, hat die SPD den Termin
zur Verabschiedung des Gesetzes nun
erst einmal auf unbestimmte Zeit ver-
tagt. »Die Politiker dachten, wenn die
Zelte weg sind, hätten sie ihre Ruhe.
Falsch! Der Oranienplatz, das ist eine
Bewegung – und die lässt sich nicht

einfach wegräumen«, sagt Napuli.
»Wir werden keine Ruhe geben, bis
unsere Forderungen erfüllt sind.«

Planungen für ein autonomes
Flüchtlingszentrum
Im April und Mai haben die Refugee-
Aktivisten aus Berlin auf einer Bus-
tour weiteren Kontakt mit Flücht-
lingsorganisationen im ganzen Land
gesucht, mit antirassistischen Grup-
pen und Refugees-Welcome-Initiati-
ven. Vor allem haben sie auf der Bus-
tour Flüchtlingsheime besucht, um
vor Ort zu diskutieren und die Men-
schen zu ermutigen, das Netzwerk zu
erweitern. Younis zeigt auf seiner Ka-
mera Fotos und Videos, er hat alles
gefilmt. Napuli ist zu sehen, wie sie
vor einer Gruppe von Menschen
spricht. »Oranienplatz ist überall!«,
ruft sie, und die Leute klatschen.
In Berlin haben die Aktivisten

mittlerweile ein Büro, von dem aus
sie gemeinsame Aktionen koordinie-
ren. In der Schule geht das nicht
mehr. Die 24 Bewohnern, die gegen
den erneuten Räumungsversuch im
Herbst geklagt hatten, haben nun ei-
nen Ausweis, den sie bei den Wach-
posten vorzeigen müssen, um das Ge-
lände zu betreten.
»Der Bezirk verschwendet so viel

Geld dafür«, ärgert sich Turgay Ulu.
Er war von Anfang an an den Pro-
testen beteiligt und hat nach der Räu-
mung des Oranienplatzes ebenfalls in
der Schule gewohnt. Die darf er jetzt
nicht mehr betreten, dafür zahlt der
Bezirk über 1000 Euro am Tag an die
Security-Firma. »Auch für die Pro-
zesskosten von über 10 000 Euro
musste der Bezirk aufkommen, weil
wir schließlich gewonnen haben. Mit
diesem ganzen Geld hätte der Senat
schon längst den Plan eines interna-
tionalen Flüchtlingszentrums mit
Wohnheim umsetzen können. Es ist
doch Unsinn, dass das nicht geht, so-
lange noch 24 Leute in einem klei-
nen Teil der Schule wohnen«, em-
pört sich Turgay. So blockiere der Se-
nat jede Entwicklung. Außerdem
bringe die Schule so selbst den 24 Be-
wohnern kaum etwas, die darin ja

nicht einmal Besuch haben dürfen,
und erst recht bringe sie der Bewe-
gung nichts.
Da in den Augen der Aktivisten

kein Verlass auf das Vorhaben des Be-
zirks ist, wollen sie die Sache nun
selbst in die Hand nehmen – und die
Schule kaufen. »Wir werden darin ein
autonomes Kulturzentrum errich-
ten«, erklärt Turgay. »Gemeinsam
Theater und Musik machen, vonei-
nander lernen.« Berliner Kulturein-
richtungen wie das Gorki- oder das
Grips-Theater haben Interesse an ei-
ner Zusammenarbeit und wollen
beim Aufbau helfen. »Aber bei der
Frage, ob sie sich an einem Kauf be-
teiligen würden, zögern die Thea-
terleute«, sagt Turgay.
Vielleicht fürchten sie, es könnte

ihnen so ergehen wie Amelie Deu-
flhardt, der Intendantin von Kam-
pnagel in Hamburg. Gegen sie ermit-
telt die Staatsanwaltschaft wegen des
Kunstprojekts »ecoFavela Lampedusa
Nord«, das als Unterkunft für fünf Ge-
flüchtete diente. Doch Deuflhardt, die
sich davon nicht einschüchtern lässt,
könnte auch Vorbild sein für die Ber-
liner Theatermacher.
Turgay, Napuli und Younis haben

gemeinsam mit anderen Oranien-
platz-Aktivisten ein Konzept für ihr
Kulturzentrum geschrieben, das sie
aktuell noch diskutieren. »Der Bezirk
setzt alles daran, ein autonomes
Flüchtlingszentrum zu verhindern
aus Angst, so ein Zentrum könnte an-
deren Geflüchteten Mut machen, sie
inspirieren und mobilisieren. Genau
das wird passieren«, grinst Turgay.
Younis will sich gern anstecken

lassen von Napuli und Turgay, die
nicht aufgeben wollen, von ihrer Ent-
schlossenheit, ihrem Elan. Aber er ist
müde. Er erzählt, bei den Treffen zur
Diskussion des Schulkonzepts seien
immer weniger Leute gekommen.
»Wir sind alle so erschöpft und ent-
mutigt.« Der Senat hat ihnen Obdach
undHoffnung geraubt. Und jetzt zieht
er vor das Oberverwaltungsgericht,
um die Schule ganz zurückzuhaben
und damit auch die letzten Reste des
Protests zu beseitigen.

Auf dem Dach der besetzten Gerhart-Hauptmann-Schule in Berlin-Kreuzberg Foto: Imago/Markus Heine

»Der Bezirk setzt alles
daran, ein autonomes
Flüchtlingszentrum zu
verhindern aus Angst,
so ein Zentrum könnte
anderen Geflüchteten
Mut machen.«
Turgay Ulu, Bewohner

analyse & kritik
Carolin Wiedemann ist freie Autorin.
Ihr hier dokumentierter Text
erscheint in der neuen Ausgabe von
»analyse & kritik«. Die Zeitung für
linke Debatte und Praxis ist aus dem
1971 gegründeten »Arbeiterkampf«
hervorgegangen, der 20 Jahre das
wichtigste Blatt des Kommunisti-
schen Bundes war – der sich 1991
auflöste. Die Zeitung blieb, und ge-
hört heute zu den wichtigsten
Monatszeitungen der Linken – mit
Beiträgen aus marxistischer, femi-
nistischer, linksradikaler oder auch
reformerischer Sicht. In der Selbst-
beschreibung heißt es: »Unsere
kritische Solidarität gilt den sozialen
Bewegungen und den Linken, die an
dem Versuch der Gesellschaftsver-
änderung festhalten: sei es in anti-
faschistischen und antirassistischen
Gruppen, in der Anti-AKW-Bewe-
gung, in Betrieben und Gewerk-
schaften oder in Erwerbslosen-
Initiativen.«
Die aktuelle Nummer widmet sich

unter anderem der Krise in Grie-
chenland, stellt rebellische Kommu-
nen in Spanien vor und zeigt, was es
an kollektiver Mobilisierung in Mali
angesichts der toten Flüchtlinge im
Mittelmeer gibt.
Mehr Infos über die neue »analy-

se & kritik« und zur Zeitung über-
haupt gibt es unter www.akweb.de
Zurzeit läuft dort eine Aboaktion:
Wer bis 30. September ein Jahresabo
abschließt, bekommt zusätzlich zur
Aboprämie eine Mare-Libero-Som-
mertasche von ak geschenkt. nd



Wirtschaft – Soziales – Umwelt 17
*

uneues deutschland Montag, 15. Juni 2015

NACHRICHTEN

Weiterer Gesetzentwurf
zur Sterbehilfe
Berlin. In der Sterbehilfedebatte
hat eine weitere fraktionsüber-
greifendeAbgeordnetengruppe im
Bundestag einen Gesetzentwurf
erarbeitet. Dieser definiert einem
Bericht der »Welt am Sonntag«
zufolge Bedingungen, unter de-
nen Ärzte Beihilfe zum Suizid für
unheilbar erkrankte Patienten
leisten dürfen. Die Gruppe um
Bundestags-Vizepräsident Peter
Hintze (CDU) und die SPD-Poli-
tiker Karl Lauterbach, Burkhard
Lischka und Carola Reimann will
den Entwurf am Mittwoch der Öf-
fentlichkeit vorstellen. Insgesamt
liegen damit im Parlament vier
Positionen zum Umgang mit Ster-
behilfeorganisationen vor. Die
Gruppe um Hintze und Lauter-
bach will laut »Welt am Sonntag«
mit ihrem Entwurf Rechtssicher-
heit für Ärzte und Patienten schaf-
fen und die Selbstbestimmung
unheilbar erkrankter Patienten
stärken. Überdies hoffen sie dem
Bericht zufolge, durch die Rege-
lungen für eine ärztliche Suizid-
beihilfe in aussichtslosen Fällen
den Zulauf zu Sterbehilfevereinen
zu beenden. epd/nd

Goldman Sachs setzt auf
Turbo-Wertpapierhandel
New York. Goldman Sachs voll-
zieht offenbar eine Wende beim
umstrittenen Thema Hochfre-
quenzhandel. Die US-Investment-
bank plane, kräftig in Personal und
Technologie zu investieren, um in
diesem Geschäftsfeld anzugreifen,
berichtete der Finanzdienst
Bloomberg am Freitag. Dabei hat-
te die Firma noch 2014 eine schär-
fereRegulierung gefordert. Nun sei
sie dabei, Software aufzurüsten
und einen auf High-Tech-Han-
delssysteme spezialisierten Top-
manager vom Rivalen Morgan
Stanley abzuwerben. In den
nächsten Monaten solle das Team
weiter ausgebaut werden. Eine
Sprecherin wollte sich nicht äu-
ßern. dpa/nd

S&P senkt Ausblick für
Großbritannien
London. Die Ratingagentur Stan-
dard & Poor's (S&P) hat Großbri-
tannien wegen des geplanten Re-
ferendums über den Verbleib des
Landes in der EU mit einer He-
rabstufung der Kreditwürdigkeit
gedroht. Der Ausblick für die der-
zeitige Topbonität AAA wurde auf
»negativ« gesenkt, wie die Ra-
tingagentur am Freitag mitteilte.
Die von der Regierung angekün-
digte Volksbefragung im Jahr 2017
lasse vermuten, dass »wirtschafts-
politische Entscheidungen stärker
von parteipolitischen Erwägungen
beeinflusst werden als wir ange-
nommen hatten«. AFP/nd

Deutsche-Bank-Chef Jain
verzichtet auf Abfindung
Berlin. Der scheidende Co-Chef der
Deutschen Bank, Anshu Jain, hat
sich einem Bericht zufolge groß-
zügig gegenüber seinem ehemali-
gen Arbeitgeber gezeigt und auf
eine Abfindung von mindestens
zwölf Millionen Euro verzichtet. Er
wolle die Bank nicht finanziell be-
lasten, habe Jain seinen Verzicht
begründet, berichtete die »Bild am
Sonntag« unter Berufung auf Un-
ternehmenskreise. Jain soll zudem
nach seinem Abschied Ende Juni
gut ein halbes Jahr lang umsonst
für den Konzern arbeiten und in
dieser Zeit seinen Nachfolger John
Cryan als Berater zur Verfügung
stehen. Die Bank kommentierte die
Berichte zunächst nicht. AFP/nd

»Frankenschock«
fordert Tausende Jobs
Bern. Der Schweizer Arbeitsmarkt
leidet unter den Folgen des »Fran-
kenschocks«. Der Arbeitgeber-
verband gehe für die nächsten
sechs bis neun Monate von einem
Verlust von 30 000 Jobs aus, wenn
der Kurs zum Euro bei 1,05 Fran-
ken bleibe, sagte Arbeitgeber-Prä-
sident Valentin Vogt der »NZZ am
Sonntag«. In vielen Firmen seien
die Bestellungen um 10 bis 15 Pro-
zent eingebrochen. dpa/nd

Der Flirt mit links ist vorbei
Mehrheit der Schweizer entschied sich am Sonntag gegen eine reformierte Erbschaftsteuer
Kapitalismuskritik war den Schwei-
zern nur kurzzeitig sympathisch.
Linke Vorschläge haben bei Volks-
abstimmungen keine Chance mehr.
Nun hat es auch die moderate Erb-
schaftssteuer getroffen.

Von Steffen Klatt, Zürich

Das Ergebnis war deutlich: 71 Pro-
zent der Stimmberechtigten und alle
Kantone lehnten am Sonntag den Vor-
schlag einer bundesweiten Erb-
schaftssteuer ab. Am höchstenwar der
Ja-Stimmenanteil noch in Basel-Stadt,
wo 41 Prozent der Stimmenden den
Vorschlag annahmen. Besonders hoch
war die Ablehnung ausgerechnet in
den französischsprachigen Kantonen
der Westschweiz, die sonst oft linken
Vorschlägen zustimmen.
Dabei war die Vorlage moderat:

Besteuert werden sollten nur Erb-
schaften über zwei Millionen Franken
(1,9 Millionen Euro) und auch nur zu
einem Steuersatz von 20 Prozent –
wenig im Vergleich zu anderen west-
lichen Ländern wie Deutschland, die
30 Prozent verlangen. Zusätzlich be-
troffen wären zudem nur die direkten
Nachkommen der Erblasser – für die
anderen gelten schon heute kantona-
le Erbschaftssteuern. Zudem deuteten
die Initiatoren an, dass sie im Gegen-
zug einer großzügigen Befreiung von
Betriebsvermögen kleiner und mitt-
lerer Unternehmen zustimmen wür-
den. Die Einnahmen aus der refor-
mierten Steuer sollten zudem für das
Rentensystem der Schweiz verwendet
werden, die sogenannte AHV – ein
völlig unumstrittenes Sozialwerk.
Die Initiatoren um die Sozialde-

mokratische Partei, die Grünen und
die Gewerkschaften holten sich sogar
internationale Prominenz zur Unter-
stützung. Thomas Piketty, Pariser
Wirtschaftsprofessor und intellektu-
eller Vorkämpfer gegen Ungleichheit,
unterstützte im Namen der Steuerge-
rechtigkeit den Schweizer Vorschlag.

»Es gibt denn auch keinen Grund, dass
jemand, der 100 000 oder 500 000
Schweizer Franken verdient, viel
Steuern zahlt, während jemand, der
fünf oder zehnMillionenFranken erbt,
überhaupt nichts zahlt«, sagte er in ei-
nem Interview für den Gewerk-
schaftsbund.
Doch gegen die finanzkräftige

Kampagne der Wirtschaftsverbände
und der bürgerlichen Parteien – sie
sollen zehn Millionen Franken zur
Verfügung gehabt haben – kamen die
Initiatoren nicht an. Ihre Argumente
beherrschten die Medien ebenso wie
die Plakatwände. Sie stellten den Vor-
schlag als zusätzliche Belastung ge-
rade für kleinere Unternehmen in ei-
ner Zeit dar, in der der harte Franken
die Geschäfte belastet. Die neue Steu-
er würde die Standortqualität und die

internationale Wettbewerbsfähigkeit
der Schweiz beschädigen, sagte etwa
Heinz Karrer, Präsident des Wirt-
schaftsdachverbandes Economiesuis-
se. Entsprechend begrüßte der Ver-
band am Sonntag das klare Ergebnis:
»Die Schweizerinnen und Schweizer
haben sich nicht von einer Scheinlö-
sung für die AHV täuschen lassen.«
Die Niederlage der Linken war ab-

sehbar gewesen. Der kurze Flirt der
Schweiz mit den Kapitalismuskri-
tikern ist vorbei, der Ärger über ver-
antwortungslose Banken und über-
zogene Managerlöhne verflogen.
Noch vor anderthalb Jahren war die
»Abzockerinitiative« angenommen
worden, welche den Lohnexzessen in
den Chefetagen Einhalt gebieten soll-
te. Doch seither haben es die Linken
schwer. So wurden Vorschläge für

längere Ferien ebenso abgelehnt wie
eine Begrenzung der höchsten Löhne
auf das Zwölffache der niedrigsten.
Inzwischen muss die Linke sogar

damit rechnen, dass der rechte Flügel
der Bürgerlichen – die rechtspopulis-
tische Schweizerische Volkspartei
(SVP) und die rechtsliberalen Frei-
sinnigen (FDP) – bei den Wahlen im
Oktober die Führung im Parlament
übernehmen. Dabei geht es nicht nur
um Sitze im Parlament. In der nächs-
ten Legislaturperiode wird die künf-
tige Energiepolitik ebenso festgezurrt
wie die Sanierung des Rentensys-
tems. SVP und FDP streben nach ei-
nem Sieg im Oktober auch den Aus-
stieg aus dem Atomausstieg an. Das
Abstimmungsergebnis der letzten
Volksabstimmung vor den Wahlen
dürfte ihnen Hoffnung machen.

Die Volksinitiative ist gescheitert – direkte Nachkommen können auch künftig steuerfrei erben. Foto: Imago/Christian Ohde

Konto für alle
soll schneller
kommen
Koalition: Banken drohen
Bußgelder bei Weigerung

Berlin. Voraussichtlich schon An-
fang 2016 sollen auch Flüchtlinge
oder Obdachlose das Recht auf ein
Bankkonto haben. Ein entspre-
chendes Gesetz könne wohl deut-
lich vor Ablauf einer Frist durch
die zugrundeliegende EU-Richtli-
nie in Kraft treten, sagte ein Spre-
cher des Bundesfinanzministeri-
ums am Samstag. Er bestätigte da-
mit einen Bericht der »Süddeut-
schen Zeitung«.
Von dem neuen Gesetz sollen

geduldete Flüchtlinge oder Men-
schen ohne festen Wohnsitz pro-
fitieren. Sie haben bisher Schwie-
rigkeiten, ein Konto zu bekom-
men, um darüber etwa eine Miet-
wohnung zu bezahlen.
Weigern sich Banken künftig,

ein Konto zu eröffnen, müssen sie
den Plänen zufolge mit Konse-
quenzen rechnen. Die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) soll Banken an-
weisen können, die Betroffenen als
Kunden anzunehmen. Zur Durch-
setzung soll auch ein Bußgeld ver-
hängt werden können.
Die sogenannte EU-Zahlungs-

kontenrichtlinie sieht vor, dass in-
nerhalb der EU der Zugang zu ei-
nem Konto diskriminierungsfrei
sein muss. Eigentlich wäre für die
Umsetzung bis September 2016
Zeit. Nun solle ein Referentenent-
wurf bereits in diesem September
das Kabinett passieren.
Das Finanzministerium hatte

laut dem Zeitungsbericht zuletzt
Banken gerügt, die sich geweigert
hatten, Asylsuchende mit Aufent-
haltsgestattung als Kunden zu ak-
zeptieren. Die Kreditinstitute hat-
ten sich auf das Geldwäschegesetz
berufen – zu Unrecht, so das Mi-
nisterium. dpa/nd
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Armenhaus Ruhrgebiet
Konferenz suchte nach linken Perspektiven für die einstige Montanregion

Wie kann man verhindern, dass das
Ruhrgebiet tief indieArmut rutscht?
Darüber debattierte die LINKE am
Samstag mit Experten und Bür-
gern. Dass den Reichen genommen
werden muss, war Konsens.

Von Marcus Meier

Die Linkspartei hatte durchaus Pro-
mis aufgefahren: aus den eigenen Rei-
hen, aus Gewerkschaften, Wissen-
schaft undVerbänden. Das Themawar
ein brennendes: Wie kann die Ar-
mutsspirale im Ruhrgebiet, dem Ar-
menhaus des Westens, gestoppt wer-
den? Doch nur 200 Menschen fanden
am Freitagabend ihren Weg in Bo-
chums Jahrhunderthaus. In der Ana-
lyse waren sich die LINKE-Politiker
Sahra Wagenknecht, Oskar Lafon-
taine und die lokale Bundestagsab-
geordnete Sevim Dagdelen im We-
sentlichen einig mit dem Armutsex-
perten Christoph Butterwegge, dem
lokalen Gewerkschaftschef Jochen
Marquardt, Joachim Rock vom Pari-
tätischen und Rainer Einenkel, dem
Ex-Betriebsratschef des Ende 2014
geschlossenen Bochumer Opel-Werks.
Es drohe die Verelendung einer

ganzen Region, so Dagdelen. Jedes
vierte Kind sei »mit arm«, prekäre Be-
schäftigung nehme ebenso zu wie sich
Langzeitarbeitslosigkeit verfestige,
analysierte Marquardt. Die meisten
Städte seien hoch verschuldet, Spar-
pakete wirkten krisenverschärfend.
Einenkel ergänzte, dass Werksschlie-
ßungenwie bei Opel Jobabbau bei Zu-
lieferern nach sich zögen. Steuerzah-
lungen sänken ebenso wie die Kauf-
kraft. Jugendliche bekämen weder
Ausbildung noch Perspektive. Ein-
enkel sprach von »einer Spirale nach
unten, mit einem Werk beginnend.«
Armut, so Butterwegge, werde ent-

weder nicht wahr- oder nicht ernst-
genommen. Das sei »gewollt«, denn
sie habe einen disziplinierenden Ef-
fekt auf die Arbeiter. Er sprach von der
»Tendenz zu neuem Feudalismus«,
flankiert durch ein »rigides Armuts-

regime« in Folge der Hartz-Reformen.
Lafontaine schwärmte von der einst
blühenden Montanindustrie. Die SPD
lasse zu, dass die Region verarme.
Die Menschen würden Merkel nur

abwählen, wenn es eine realistische
linke Regierungsoption gebe, betonte
Wagenknecht. Doch SPD und Grüne
gäben keinen Anlass zur Hoffnung.
Deswegen blieben viele den Wahlen
fern. Die Agenda 2010 sei die Wurzel
allen Übels – dabei habe es sich um
die »Umsetzung der Forderungen von
Banken und Konzernen« gehandelt.
Gedemütigte Arbeitslose, erpressbare
Beschäftigte und geschwächte Ge-
werkschaften seien die Folge.
Marquardt rief die Basis auf, die

Politik der Gewerkschaften nach links
zu rücken und auf betrieblicher wie
gesellschaftlicher Ebene Veränderun-
gen durchzusetzen. Gewerkschaften
und politische Linke müssten sich
weiter annähern – mit dem Ziel einer
Umverteilung von oben nach unten.
Für Ex-Betriebsrat Einenkel gibt es
keinen Königsweg. »Aber Solidarität
ist wichtig, sie gibt Kraft«.
Butterwege forderte außerparla-

mentarischen Druck durch Wohl-

fahrtsverbände, Nichtregierungsor-
ganisationen, Kirchen und Gewerk-
schaften. Es brauche einen Mindest-
lohn ohne Ausnahmen, eine Ganz-
tagsbetreuung für Kinder, Gemein-
schaftsschulen sowie eine armutsfeste
Grundsicherung. Wagenknecht for-
derte ein Verbot von Leiharbeit und
Massenentlassungen, mehr Besteue-
rung von Reichen, Erben und Spit-
zenverdienern. Firmen sollten in aller
Regel in Mitarbeitereigentum über-
gehen.
Das Schlusswort hatte Lafontaine.

Der Ex-SPD- und Ex-LINKE-Chef for-
derte das Recht auf Generalstreik, die
Wiedereinführung einer Vermögens-
steuer und einen Länderfinanzaus-
gleich, von dem das Ruhrgebiet pro-
fitiere. »Es liegt ein steiniger Weg vor
uns«, rief er und erzählte eine Anek-
dote aus seiner Zeit als Bundesfi-
nanzminister und »gefährlichster
Mann Europas« Ende der 1990er. Da-
mals habe er die Finanzmärkte regu-
lieren wollen. Doch sein US-Kollege
Lawrence Summers habe erwidert,
das sei nicht realistisch. Schließlich
habe die Wall Street den Wahlkampf
des US-Präsidenten finanziert.

Leere Häuser in Duisburg Bruckhausen AFP/Patrick Stollarz

Hat Colt sein Pulver
verschossen?
Dem Waffenhersteller droht die Insolvenz

Der legendäre US-Waffenprodu-
zent Colt steht vor der Pleite. Bis
Sonntag musste das Unterneh-
men fast elf Millionen Dollar auf-
bringen, um das zu verhindern.

Von John Dyer, Boston

US-Präsident Barack Obama hat mit
seinen Bemühungen um strengere
Kontrollgesetze der Waffenindustrie
einen wahren Boom beschert. Waf-
fenliebhaber fürchteten Verbote und
Restriktionen und stürmten die Ge-
schäfte. Die Verkäufe von Handfeu-
erwaffen stiegen laut FBI-Unterla-
gen vom Amtsantritt 2009 und März
2015 um 17 Prozent. Fast alle Her-
steller profitierten. Nur der legen-
däre Colt nicht. Die Firma Colt De-
fense steht vor dem Bankrott.
Der erste Colt von 1836 wurde so

berühmt, dass der Name häufig an-
stelle der Bezeichnung Revolver ver-
wendet wird. In Westernfilmen wird
nur der Colt gezogen. Der Ruhmhilft
der Firma, die in Hartford im US-
Bundesstaat Connecticut ansässig
ist, allerdings nicht. Vor knapp 170
Jahren hatte hier Samuel Colt die
Schusswaffe mit der drehbaren Mu-
nitionstrommel erfunden. Im Mai
2015 konnte das Unternehmen 10,9
Millionen Dollar (9,68 Millionen
Euro) nicht begleichen. Sonntag
(nach Redaktionsschluss, d. Red.)
war der letzte Zahlungstermin.
Colt hat 250 Millionen an zur Be-

zahlung anstehenden Schuldver-
schreibungen und 102 Millionen
Dollar andere Schulden angehäuft.
Ende 2014 gab die Firma Gewinne
vor Steuern von 23 Millionen Dollar
an. Die Anteilseigner weigerten sich
bisher, Geld nachzuschießen. Sie
könnten abwarten, bis andere Her-
steller die Marke übernehmen, um
ihre Verluste zu minimieren.
Colts schwierige Situation sei ei-

ne Geschichte von schlechtem Ma-

nagement und schlechter Planung,
sagt Cameron Hopkins, Experte für
die Waffenindustrie und Herausge-
ber eines Waffenmagazins. Colt war
in vergangenen Jahrzehnten als Mi-
litärausrüster übermäßig von Be-
stellungen des Verteidigungsminis-
teriums abhängig. Die gingen nach
Ende des Kalten Krieges zurück. Als
die Leute aus Sorge vor strengeren
Kontrollen wie wild Waffen kauf-
ten, verschlief man bei Colt die Ver-
kaufschance im zivilen Bereich.
Smith&Wesson, Sturm Ruger und
der größte US-Waffenhersteller, die
North Carolina Freedom Group, ha-
ben dagegen ihre Einnahmen ver-
doppelt oder verdreifacht.
Für den Verkaufsrückgang bei

Colt machen Kritiker den ehemali-
gen Fondsmanager Donald Zilkha
verantwortlich, der Colt Defense
1994 gekauft hat. Zilkha holte Ron
Stewart als Geschäftsführer. Der
verärgerte die traditionelle Kund-
schaft. So wollte er Smart Guns ein-
führen, die über ein aufwendiges
System verhindern, dass ein ande-
rer als der registrierte Besitzer mit
der Pistole schoss. Auch äußerte sich
Stewart öffentlich positiv über die
Einführung von Bundeswaffen-
scheinen. Verfechter des Rechts auf
freien Waffenbesitz waren verär-
gert. 1998 musste Stewart gehen.
Mit Beginn des »Kriegs gegen den

Terror« zogen die Verkäufe wieder
an. Aber beim Militär gab es Rück-
schläge: Anstelle der bekannten M
16-Sturmgewehre kaufte die US-Ar-
mee belgische FN-Gewehre. Und
viele Polizeidienststellen bevorzu-
gen die österreichische Glock, die
leichter ist als die Colt-Pistolen und
mehr Munition aufnehmen kann.
Hinzu kam, dass Zilkha und andere
Finanziers Kasse machen wollten
und Millionen Dollar aus der Firma
nahmen. Damit ist seit Sonntag so
oder so Schluss.
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Die deutschen Hockey-Männer
haben das Halbfinale beim Olym-
pia-Qualifikationsturnier in Bue-
nos Aires gewonnen und sich da-
mit als erste deutsche Mannschaft
für die Sommerspiele 2016 in Rio
de Janeiro qualifiziert. Das Team
von Bundestrainer Markus Weise
schlug die Niederlande in einem
spannenden Duell mit 2:1 (0:0)
und trifft nun im Finale am Sonn-
tag (n. Red.-Schluss) erneut auf
den Gastgeber. Die Tore für den
Europameister erzielten Florian
Fuchs und Oskar Deecke.

Joseph S. Blatter, FIFA-Präsident,
denkt anscheinend an einen Rück-
tritt vom Rücktritt: Nach Infor-
mationen der Zeitung »Schweiz am
Sonntag« überlegt der 79-jährige
Schweizer ernsthaft, dochnicht auf
einem außerordentlichen Kon-
gress des Weltverbandes (voraus-
sichtlich am 16. Dezember in Zü-
rich) zurückzutreten. Angeblich
wollen Blatter-treue Verbände aus
Asien und Afrika den Mann aus
dem Wallis zu einem Umdenken
bewegen.

Nach dem Hakenkreuz-Skandal
während des EM-Qualifikations-
spiels in Split gegen Italien ent-
schuldigte sich der kroatische Fuß-
ball-Verband: »Wir entschuldigen
uns bei allen TV-Zuschauern, un-
seren Gästen aus Italien und den
Spielern beider Mannschaften für
das Nazi-Symbol auf dem Rasen.«

Die Berlin Volleys haben einen
Transfer-Coup gelandet. Sie ver-
pflichteten den französischen Na-
tionalspieler Nicolas Le Goff vom
Club Montpellier UC. Der 23-Jäh-
rige erhält einen Vertrag über zwei
Jahre. Der Mittelblocker ersetzt
den Niederländer Rob Bontje.

Die Weltmeister Patrick Hausding
und Sascha Klein haben ihre Re-
kordserie bei der Heim-EM im
Wasserspringen ausgebaut. Die
Deutschen triumphierte am
Schlusstag der Titelkämpfe in Ros-
tock im Turm-Synchronspringen
mit 458,10 Punkten und sicherte
sich den achten EM-Titel in Folge.
Seit ihrem Premierensieg 2008
sind Hausding/Klein in ihrer Pa-
radedisziplin in Europa unge-
schlagen.

Die U20-Nationalmannschaft
Deutschlands hat bei der Fußball-
Weltmeisterschaft in Neuseeland
das Halbfinale verpasst. Gegen
Mali unterlag sie in der Runde der
letzten Acht 3:4 im Elfmeter-
schießen. Nach der regulären
Spielzeit und Verlängerung hatte
es 1:1 (1:1, 1:0) gestanden.
Agenturen/nd

Fußball-EM-Qualifikation:

Gruppe A
Kasachstan - Türkei 0:1 (0:0)
Island - Tschechien 2:1 (0:0)
Lettland - Niederlande 0:2 (0:0)
Gruppe B
Andorra - Zypern 1:3 (1:2)
Bosnien-Herzeg. - Israel 3:1 (2:1)
Wales - Belgien 1:0 (1:0)
Gruppe D
Polen - Georgien 4:0 (0:0)
Irland - Schottland 1:1 (1:0)
Gibraltar - Deutschland 0:7 (0:1)
Gruppe F
Finnland - Ungarn 0:1 (0:0)
Färöer - Griechenland 2:1 (1:0)
Nordirland - Rumänien 0:0
Gruppe H
Kroatien - Italien 1:1 (1:1)
Malta - Bulgarien 0:1 (0:0)
Norwegen - Aserbaidschan 0:0
Gruppe I
Armenien - Portugal 2:3 (1:1)
Dänemark - Serbien 2:0 (1:0)

TV-Tipp

14.00 - 20.00 Eurosport: Tennis:
Gerry Weber Open: 1. Runde.
14.00 - 20.30 Sport1: Europa-
spiele Baku u. a. Tischtennis, Vol-
leyball und Turnen. 21.45 - 00.15
ZDF: Fußball: Frauen-Weltmeis-
terschaft, Vorrunde, Gruppe B:
Thailand - Deutschland. Anschlie-
ßend Zusammenfassung Elfen-
beinküste - Norwegen. 01.15 -
03.30 Eurosport: Gruppe A, 3.
Spieltag: Niederlande - Kanada.
01.20 - 03.30 ZDF: Vorrunde,
GruppeA: China -Neuseeland oder
Niederlande - Kanada.

Frauen als Kickeravantgarde
In Thailand ist der Frauenfußball erfolgreicher als der ihrer männlichen Kollegen
Eine enorme Leidenschaft und rüh-
rige Unterstützungwirdwohl kaum
nützen: Für Thailands Frauen-Na-
tionalmannschaft dürften Gegner
wie Deutschland augenscheinlich
eine Nummer zu groß sein.

Von Frank Hellmann, Winnipeg

Es war bislang noch nicht genau aus-
zumachen, wo eigentlich bei dieser
Frauen-WM die begeisterungsfä-
higsten Unterstützer von Thailands
Fußballerinnen saßen. Jene in Ka-
nada lebenden 500 Landsleute drau-
ßen im Lansdowne Stadium, die sich
vom Rand der Gegentribüne die Keh-
len heiser schrien? Oder jenes Dut-
zend mitgereister Reporter drinnen
im Media Centre, die hinter den Glas-
scheiben kreischten, wenn ein histo-
rischer WM-Treffer gefallen war? Am
liebsten wäre wohl manch Bericht-
erstatter gleich mit auf Ehrenrunde
gegangen, als die Spielerinnen nach
dem 3:2 gegen die Elfenbeinküste in
Ottawa noch ein Selfie nach dem an-
deren schossen.
Ganz egal, wie amMontag (22 Uhr

MESZ/live ARD) in Winnipeg das Du-
ell gegen Deutschland ausgeht – mit
diesem ersten Sieg ist die Mission des

asiatischen Novizen bereits erfüllt.
»Das sind jetzt alles Heldinnen in der
Heimat«, berichtete Thitipoon Rung-
piti vom thailändischen Fernsehen.
Ein Delegationsmitglied zeigte zum
Beleg noch ein Porträt der Königsfa-
milie, die angeblich nun bald die
zweifache Torschützin Orathai Sri-
manee empfangenwill. Dannwird die
Nummer 13 gewiss noch einmal er-
zählen, dass sie sich ihre erstaunlich
gute Technik einst beim Futsal an-
geeignet hat. So geben die Frauen
dem thailändischen Fußball gerade
eine Art Identität, zumal die Männer
noch nie bei einer WM mitspielen
durften.
Indes dürfte der Südostasien-

Meister im weiblichen Segment nur
wenig Mittel kennen, um vor dem Eu-
ropameister ein Stoppschild aufzu-
stellen. Das weiß auch Nationaltrai-
nerin Nuengrutai Srathongvian: »Wir
treffen auf das beste Team der Welt.
Das ist eine Ehre für uns.« Die stu-
dierte Fußballlehrerin flüstert bei öf-
fentlichen Auftritten mehr als dass sie
spricht. Und die 45-Jährige zeigt ge-
waltigen Stolz darauf, dass ihr Team
gegen den Weltranglistenersten an-
treten darf. Ihr Versprechen: »Wir
werden unser Bestes geben.« Ihre

Vorgabe: »Kämpfen bis zum Ende.«
Srathongvian, im Februar 2014 als

erste Frau auf diesem Posten instal-
liert, ist eine, die sich ständig wei-
terentwickeln will. Und daher zieht
im Hintergrund jemand die Fäden,
der sich mit den internationalen An-
forderungen im Frauenfußball noch
besser auskennt: Hope Powell. Die
frühere englische Nationaltrainerin
hilft auf FIFA-Initiative in Thailand
mit.
Natürlich können auch die besten

Tipps der mit nach Kanada gereisten
Mentorin wenig daran ändern, dass
dieses Team in jeder Hinsicht eine
Nummer zu klein ist: Die Startelf von
Thailand misst im Schnitt gerade ein-
mal 1,60 Meter – Doppeltorschützin
Srimannee, die am Freitag ihren 27.
Geburtstag feierte, ist gar nur 1,51
Meter groß. Deutschlands Amazonen
bringen es im Durchschnitt auf 1,71
Meter.
Vor allem in Sachen Raumauftei-

lung und Defensivverhalten offen-
bart der asiatische Vertreter, der das
fünfte und letzte Ticket seiner Kon-
föderation nach einem frenetisch ge-
feierten 2:1 gegen Vietnam ergatter-
te, ausgesprochen starken Nachho-
lebedarf. Im Grunde agiert Thailand

– in der Weltranglisten auf Rang 29 –
dank seiner technischen Qualitäten
etwa auf dem Level eines mittelmä-
ßigen Frauen-Bundesligisten. Dafür
spricht auch ein kürzlich absolviertes
Testspiel gegen die SGS Essen (2:1).
Aber soll Thailand deswegen bei ei-
ner WM nicht mitspielen dürfen? Tat-
jana Haenni, die FIFA-Beauftragte für
die Frauenwettbewerbe, hat sich ihre
Meinung bereits gebildet: »Allein
durch die Qualifikation hat sich in
Thailand schon sehr viel bewegt. Und
jetzt können sie daheim sagen: Wol-
len wir besser werden, brauchen wir
mehr Unterstützung.« Davon jeden-
falls gibt es zumindest in Kanada
schon reichlich.
Auch nach dem Sieg des Südost-

asien-Meisters gegen die Elfenbein-
küste träumt niemand von einem Sieg
gegen den zweimaligen Welt- und
achtmaligen Europameister. Den-
noch wird die Bundestrainerin Silvia
Neid den Gegner ernst nehmen um
keine Kompromisse einzugehen, wie
das 10:0 zum Start gegen die Afrika-
nerinnen eindrucksvoll dokumen-
tierte. »Wir wollen Gruppen-Erster
werden«, sagte Neid. Aber auch nach
einer Niederlage werden die Thai-
länderinnen wieder Selfies machen.

Handballerinnen vor einem Scherbenhaufen
Deutscher Handballbund fürchtet negative Auswirkungen im Vorfeld der Heim-WM in zwei Jahren

Zwei Niederlagen gegen Russland
haben das sportliche Aus der deut-
schen Handball-Frauen für die WM
undOlympia besiegelt. Nur die Aus-
sicht auf die ungeliebte Wildcard
hält die Hoffnungen am Leben.

Von Martin Kloth, Astrachan

Astrachan - Weltmeisterschaft passé,
Olympia adé: Zwei Jahre vor der
Heim-WM stehen die deutschen
Handball-Frauen vor einem Scher-
benhaufen. »Fakt ist: Wir haben eine
WM im eigenen Land 2017 – dafür ist
das schädlich. Das tut uns richtig weh
für die Vermarktung der Frauen«, sag-
te Bob Hanning, Vizepräsident des
Deutschen Handballbundes (DHB).
Durch die 26:27 (10:13)-Niederlage
im Playoff-Rückspiel am Samstag in
Astrachan gegen Russland hatte die
deutsche Mannschaft sechs Tage nach
der 20:22-Heimschlappe die Teil-
nahme an der WM vom 5. bis 20. De-
zember in Dänemark verspielt.
Doch nicht nur das: Auch die Olym-

pischen Spiele 2016 in Rio de Janeiro
finden ohne die deutsche Mannschaft
statt. Denn in Dänemark werden die
Plätze für die Olympiaqualifikations-
turniere vergeben. Rettung aus dem

Dilemma kann nur noch die eigent-
lich unerwünschte Wildcard bringen,
die schon den Männern aus der Pat-
sche geholfen hat.
»DieWildcard bei denMännern hat

geholfen, weil ein Konzept dahinter-
stand. Wenn wir bei den Frauen das
gleiche vorweisen können, dann wür-
den wir eineWildcard beantragen. Ich
finde, eine Wildcard muss sich loh-
nen und man muss sie sich dahinge-
hend verdienen, dass ein Konzept da-
hinter stehen muss«, sagte Hanning,
der zugleich aber betonte, über das
Prozedere nicht Bescheid zu wissen.
Als die deutschen Männer bei der

WM in Katar Platz sieben und damit
ihre Olympia-Chance einspielten, be-
schloss der Weltverband IHF die Ver-
gabe von zwei Freiplätzen für das
kommende Frauenturnier. Diese wur-
den Südamerika entzogen, das we-
gen des WM-Titels von Brasilien sechs
Startplätze gehabt hätte. Als Argu-
ment diente die mangelnde sportliche
Qualität der Nummern fünf und sechs
auf dem Kontinent.
Die mögliche Hintertür zur WM

spielte in Astrachan allerdings keine
Rolle. Geknickt, traurig und desillu-
sioniert trat der deutsche Tross die
Heimreise an. »Wir sind niederge-

schlagen«, sagte Spielführerin Clara
Woltering. Das angestrebte »Wunder
von der Wolga« blieb nur ein Wunsch.
»Trotz unseres eigenen starken Auf-
tritts haben wir zu viele Fehler ge-
macht«, analysierte die Torfrau.
Bis zum 16:16 (41.) lief die deut-

sche Auswahl fortwährend einem
Rückstand hinterher, versäumte es
aber anschließend, selbst in Führung
zu gehen und so die Russinnen aus der
Bahn zu werfen. »Letztlich haben wir
ein paar Fehler mehr als Russland ge-
macht. Und es ist uns nicht gelungen,
Russland Mitte der zweiten Halbzeit
mit einer eigenen Führung unter
Druck zu setzen«, sagte Bundestrai-
ner Jakob Vestergaard.
So ist ein gutes halbes Jahr nach

dem kläglichen Platz zehn bei der Eu-
ropameisterschaft auch die Auf-
bruchstimmung durch den Bundes-
trainerwechsel von Heine Jensen hin
zu Vestergaard verpufft. Unmittelba-
re Konsequenzen für den Dänen wird
dies aber nicht haben. »Ihmwird nicht
der Kopf abgerissen. Er ist ja nun ge-
rade erst da«, sagte Bob Hanning und
gab schon mal die Richtung vor: »Das
gilt es jetzt in Ruhe aufzuarbeiten:
Trainer, Sportdirektor, Delegations-
leitung.« dpa/ndTrainer Jakob Vestergaard – geknickt, traurig, desillusioniert Foto: dpa/Hendrik Schmidt

Nachfeilen ist
angesagt
Gute Ausgangsposition
nach dem 7:0 gegen Fuß-
balllehrling Gibraltar

Von Arne Richter, Faro

Nach dem Sieben-Tore-Pack ge-
gen Gibraltar konnte es manchem
Nationalspieler gar nicht schnell
genugRichtungUrlaub gehen. »Ich
bin froh, dass das Jahr jetzt vorbei
ist«, sagte der am Oberschenkel
leicht angeschlagene Mario Götze.
Vorher hatte Bundestrainer Joa-
chim Löw nach einer viel zu lässig
heruntergespielten ersten Halbzeit
aber noch deutliche Worte an sei-
ne fußballmüden Weltmeister
richten müssen. »Was wir an
Chancen ausgelassen haben, war
schon ein bisschen an der Grenze
zur Arroganz. Ich habe gesagt: Ich
will auf jeden Fall noch einige To-
re sehen«, berichtete der DFB-
Chefcoach von seiner Kabinenan-
sprache.
Der finale Saisonwunsch wurde

ihm erfüllt. Nach den Treffern von
André Schürrle, Max Kruse, Ilkay
Gündogan und Karim Bellarabi
stand am Ende eines merkwürdig
gestarteten Fußball-Abends der
zweithöchste Sieg der Ära Löw.
»Wir hatten nicht die Souveränität
wie in den Jahren zuvor. Wir ken-
nen unsere Probleme und werden
sie nach der Pause angehen. Die
Mannschaft wird in die Spur kom-
men, weil sie ein großes Potenzial
hat.«, versprach Löw.
Die Ausgangslage in der Quali-

fikationsgruppe D ist so schlecht
nicht für den Weltmeister. Durch
den klaren Sieg gegen den teil-
weise frechen Außenseiter vom
Affenfelsen ist der Sprung auf Platz
zwei geglückt, der schon zur di-
rekten Qualifikation für Frank-
reich reicht. Spitzenreiter Polen
hat mit dem 4:0-Sieg durch einen
Blitz-Hattrick von Robert Lewan-
dowski nur einen Zähler Vor-
sprung. Mit einem Sieg am 4. Sep-
tember in Frankfurt wäre die Ta-
bellenführung erobert. Dann
könnten die Reisen nach Schott-
land und Irland entspannt ange-
gangen werden. Beide nahmen
sich durch ihr 1:1 am Samstag ge-
genseitig Punkte weg.
Löw musste sich am Ende des

Tages noch zu einem Thema weit
abseits des Fußballs äußern. Mit-
ten im Spiel hatte eine TV-Kamera
beobachtet wie der Nationaltrai-
ner mit einer Nagelfeile Manikür-
reparaturen tätigte. Die Beauty-
Einlage auf der Trainerbank woll-
te er aber nicht als Respektlosig-
keit gegenüber dem Gegner ver-
standen wissen: »Das sollte nicht
despektierlich sein. Aber der Na-
gel war eingerissen«, sagte Joa-
chim Löw. dpa/nd

Thailands Torhüterin Waraporn Boonsin wird im Spiel gegen Deutschlands Balltreterinnen kaum über Beschäftigungslosigkeit klagen können. Foto: dpa/Chris Roussakis
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Glück

Stolz
betrach-

tet Frank
Stäbler in sei-

nem »histori-
schen Moment« die

ganz besondere Me-
daille. »Ich bin erleichtert,
glücklich, meine Gefühle
habe ich gar nicht so rich-
tig im Griff«, so der 25-jäh-
rige Ringer nach dem dritten
Platz. Als erster deutscher
Athlet sicherte er sich damit
Edelmetall in Baku.

Friedensengel
Lady Gaga, bei den Europaspielen
als Friedensengel inszeniert, wurde
mehrere Tage in einem Hotel ver-
steckt, um als Überraschungsgast
John Lennons »Imagine« zu singen.
Eine Darbietung vor den Augen des
aserbaidshanischen Staatschefs Il-
ham Aliyev, die bei Kritikern der Re-
gierung in Baku ein ungutes Gefühl
zurückließ. Vor sechs Jahren saß der
Weltstar bereits an einemFlügel und
intonierte das Lied vom Traum ei-
nes Lebens in Frieden – bei einem
Dinner einer Menschenrechtsorga-
nisation. Agenturen/nd
Fotos: dpa/R. Ghement, S. Suki, AFP/A. Davidson

Premierengold
Jolanda Neff, die Mountainbikerin
aus der Schweiz, ist die Premieren-
siegerin. Sie hat die erste Goldme-
daille in der Geschichte der Euro-
paspiele gewonnen. Bei der aller-
ersten Entscheidung im Rahmen der
Premierenveranstaltung des Sport-
großereignisses in der aserbaidsha-
nischen Hauptstadt Baku verwies die
22 Jahre alte Gesamtweltcupsiege-
rin des vergangenen Jahres ihre
Schweizer Teamkollegin Kathrin
Stirnemann sowie die Polin Maja
Wloszczowska auf die weiteren Po-
destplätze. Deutsche Mountainbiker
sind in Baku nicht am Start.

Kaukasische Kämpfer
25 Athleten aus Armenien starten in Baku, bei ihren Auftritten im Feindesland wird die Stimmung schnell hitzig
Seit mehr als zwei Jahrzehnten
herrscht zwischen Aserbaidsha-
nern und Armeniern wegen des Na-
gorny-Karabach-Konflikts offene
Feindschaft. Die Sportler versu-
chen, es professionell zu meistern.

Von Jirka Grahl, Baku

Was für eine schöne Geste: Als letz-
ter Flammenträger hatte Ilham Zaki-
yev das Feuer bei der poesievollen Er-
öffnungsfeier ins Olympiastadion von
Baku tragen dürfen – ein blinder Ju-
doka. Said Guliyev, ein junger Taek-
wondokämpfer, führte Zakiyev an der
Hand ins Stadion, das in den Lan-
desfarben blau, rot und grün er-
strahlte. 85 Millionen Euro hat die gi-
gantische Eröffnungsshow mit aller-
lei Feuerwerk, Lady-Gaga-Überra-
schungsauftritt und reichlich Bezü-
gen auf Aserbaidshans Dichterfürs-
ten Nizami und Füzuli gekostet, fast
zweieinhalb mal soviel wie die Olym-
piaeröffnung in London 2012. Den-
noch rührte vor allem der blinde Za-
kiyev mit der Flamme die Herzen der
Zuschauer.
Sein Auftritt hatte indes auch ei-

nen politischen Subtext. Ilham Zaki-
yev ist Kriegsveteran. 1999 diente er
als Soldat im Füzuli-Rayon in der Puf-
ferzone zu Nagorny Karabach, als ei-
ne armenische Kugel ihm den Kopf
durchschlug. Der damals 19-Jährige
aus Sumgait verlor sein Augenlicht,
aber nicht den Lebensmut: Er mach-
te als Judoka bei den Paralympi-
schen Athleten weiter und gewann
2004 in Athen und 2008 in Peking
Gold bei den Spielen. Sein Fackellauf
in Baku war nicht nur ein Statement
für den Paralympischen Sport, son-
dern auch ein Verweis auf die größte
Verwundung Aserbaidshans: Den
Verlust Nagorny-Karabachs 1992.
Mehr als 20 000 Menschen sind im

Krieg um die einst autonome Region
der Aserbaidshanischen Sozialisti-
schen Sowjetrepublik bis 1994 getö-
tet worden, Hunderte bei Pogromen,
die auf beiden Seiten geschahen. Die
selbst ernannte Republik Bergkara-
bach ist bis heute nirgendwo aner-
kannt, der Krieg zwischen deren
Schutzmacht Armenien und Aser-
baidshan gilt als »eingefrorenen«. Der
Spielegastgeber beklagt »20 Prozent
anerkannt aserbaidshanischen Terri-
toriums unter armenischer Okkupa-
tion« und fast eine Million Binnen-
flüchtlinge. Täglich fallen auch heute
noch Schüsse an der Grenze, beide
Seiten beklagen immer wieder Tote
und bezichtigen einander, den Waf-
fenstillstand nicht einzuhalten. Zwei
Völker, die Jahrhunderte gut zusam-
men lebten, sind sich spinnefeind ge-
worden.
Dass die Stimmung hitzig ist, gab

es am Sonnabend in der Heydar-Ali-
yev-Arena zu beobachten: Die erste
Medaillenentscheidung im Ringen
überhaupt war der Kampf um Bron-
ze in der Gewichtsklasse bis 59 Kilo
griechisch-römisch. In Rot: Roman
Amoyan (Armenien), in Blau: Elman
Mukhtarov (Aserbaidshan). Schon
beim Einmarsch gab es reichlich
Buhrufe für den Armenier, und auf
der Matte wurde in den sechs Kampf-
minuten jeder Punkt, den Mukht-
arov bei seinem 9:1-Sieg holte, fre-
netisch bejubelt. Als sich der Arme-
nier, der trotz gebrochenen Hand-
gelenks angetreten war, auch noch
eine Platzwunde am Kopf zuzog,
pfiffen ihn die Zuschauer bei jeder
Behandlungspause aus. Und beim
Schlusssignal feierten die 6000 Fans

ihren Landsmann Elman Mukhtarov
mit Jubelschreien und stehenden
Ovationen.
Gegenüber den Reportern zeigten

sich beide Kämpfer nach dem Kampf
versöhnlich: »Wir sind Sportler und
kämpfen regelmäßig gegeneinan-
der«, sagte Sieger Mukhtarov, und
Verlierer Amoyan haderte vor allem
mit seiner verletzten Hand und nicht
mit der hitzigen Stimmung in der
Halle, die er in betont gemessenem

Schritt verließ. In Amoyans Heimat
Armenien werden nur jene Wett-
kämpfe übertragen, an denen Ar-
menier teilnehmen, 25 sind nach Ba-
ku gekommen, zwei Frauen darun-
ter, begleitet von 54 Funktionären.
Die umjubelte Eröffnungsfeier

hingegen gab es im armenischen
Fernsehen nicht zu sehen. Die Zu-
schauer des westlichen Nachbarlan-
des verpassten den Einmarsch von
sieben immerhin winkenden Arme-
niern, allerdings allesamt Funktio-
näre. Nicht ein Sportler aus Armeni-
en war zum Einmarsch der 50 Nati-
onen gekommen, und der Chef des
armenischen NOK blieb der Veran-

staltung gleich ganzundgar fern. »Die
Athleten, die schon hier waren, konn-
ten wegen der bevorstehenden Wett-
kämpfe nicht dabei sein«, so begrün-
det es Karen Giloyan, Pressechef der

armenischen Mannschaft. »Alle an-
deren kommen erst später hier an.«
Giloyan sagt, die Anwesenheit der

armenischen Mannschaft zeige doch,
dass Sport friedensstiftend sein kön-

ne, so wie es in der Olympischen
Charta stehe: »Wir Armenier haben
einen Schritt getan.«
Bei diesen ersten Europaspielen ist

es so, dass sich die armenischen Rin-
ger, Schützen, Judoka, Sambokämp-
fer und Boxer so kurz wie möglich in
Aserbaidshan aufhalten. Niemand
verlasse das olympische Dorf, wie
Pressechef Giloyan sagt: »Aus Si-
cherheitsgründen ist das richtig so.«
Zum Schutz der Armenier seien spe-
ziell Wachschützer abgestellt, inso-
fern fühlten sich alle Athleten sicher,
sagt Giloyan. Auch im Dorf sei »alles
in Ordnung«.
Der 45-Jährige war schon sieben

Mal bei Olympischen Spielen, übli-
cherweise ist er als Fernsehreporter
für das erste armenische Programm
im Einsatz. Fürs Ringen hat er eine
besondere Leidenschaft, die Sportart,
die 2014 beinahe aus dem olympi-
schen Programm gefallen wäre, spielt
in allen Kaukasusnationen eine wich-
tige Rolle, in Georgien, Armenien und
Aserbaidshan ebenso wie in den rus-
sischen Teilrepubliken Dagestan und
Tschetschenien.
Warum Ringen hier so beliebt ist?

»Die Liebe zum Ringen zeigt den
kämpferischen Charakter der Kau-
kasier«, sagt Giloyan. Es sei sogar
wissenschaftlich erwiesen, dass Kau-
kasier in ihrer Konstitution für
Kampfsportarten besonders geeignet
seien und nicht etwa für Marathon-
läufe. Die Niederlage des Ringers
Amoyan empfindet der Sprecher des
Nationalen Olympischen Komitees
Armeniens dennoch nicht als etwas
besonders Hervorhebenswertes: »Es
ist einfach nur ein Ringkampf. Es
zeigt eben nicht, welches Land das
stärkere ist.«

»Die Liebe zum Ringen
zeigt den
kämpferischen
Charakter
der Kaukasier.«
Karen Giloyan,
Sprecher des Nationalen
Olympischen Komitees
von Armenien

6000 Zuschauer tobten: Roman Amoyan aus Armenien (unten) im Kampf um Bronze gegen Elman Mukhtarov aus Aserbaidshan. Foto: dpa/Sergey Dolzhenko

Ilham Zakiyev (links) wird von Said Guliyev ins Stadion geführt. Foto: AFP/Jack Guez

BAKU STORIES

Fragen Sie mich!
Jirka Grahl berichtet für »nd«
von den Europaspielen

Bakus Personennahverkehr erlebt
derzeit eine Art Idealzustand:
Weil noch mehr Busse als üblich
fahren und die Taktung der U-
Bahn für die Spiele deutlich er-
höht wurde, reibt sich mancher
Einheimische die Augen, wie viele
freie Sitzplätze in der ansonsten
meist überfüllten Metro leer blei-
ben. »Tagsüber im Sitzen von der
Station Azadliq-Prospekt bis Ni-
zami? Das gibst sonst nie!« er-
zählt mir ein Mitdreißiger, er
brüllt fast, weil der unklimati-
sierte Zug russischer Bauart mit
offenen Fenstern durch die er-
hitzten Tunnel der aserbaidsha-
nischen Hauptstadt rattert.Er
würde sich als Mann sonst so-
wieso nicht hinsetzen, entnehme
ich den Schreien in mein Ohr:
»Hier ist es üblich, dass die Män-
ner für Frauen aufstehen. Nicht
nur für ältere, sondern für alle!«
An jedem U-Bahn-Ausgang im

Stadtzentrum steht junge
freundliche Menschen, die Gästen
helfen sollen, sich in der Stadt
zurecht zu finden. Sie tragen T-
Shirts und Luftballons, auf denen
»Ask me!« steht – »Fragen Sie
mich!« Die Gastfreundschaft Ba-
kus ist allerorts überwältigend,
umso schwerer fällt ins Gewicht,
dass sich anscheinend kaum aus-
ländische Touristen auf die weite
Reise nach Baku begeben haben.
Noch nicht ein einziges Mal

habe ich einen Touristen bei ei-
nem der Helfer gesehen. Einsam
und verlassen stehen die bemit-
leidenswerten jungen Menschen
in der Hitze und halten ihre Bal-
lons fest: Fragen Sie mich!
Heute morgen mühte ich mich,

wenigstens einen Bruchteil der
abwesenden Europäer zu erset-
zen. Als ich an meiner Metrostati-
on »28. Mai« in Richtung Ringer-
Arena einsteige, stelle ich der »Ask
me!«-Bakuerin in der Vorhalle des
U-Bahnhofs erfundene Fragen.
Schließlich gibt es Sehenswürdig-
keiten, die ich vielleicht noch be-
suchen könnte: Wo gehts zum
Teppichmuseum, wo zur Kristall-
halle? Ich bekomme einen U-
Bahn-Plan geschenkt und die We-
ge in allen Details beschrieben
und will glauben, dass sie sich
über die Abwechslung freut. Im
Gegenzug muss ich mit Antworten
dienen: Wo ich herkomme? Wie
es mir gefällt? Wieso ich sogar
russisch kann? Ich strenge mich
an. Als ich mich verabschiede, ha-
be ich deutlich mehr Fragen be-
antwortet als die nette Gastgebe-
rin. Gutgelaunt gehts zur Arbeit.

Foto: nd/Jirka Grahl
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Bangkok bewölkt 37°
Buenos Aires wolkig 15°
Chicago Gewitter 28°
Delhi wolkig 42°
Dubai sonnig 40°
Havanna Gewitter 36°
Hongkong wolkig 34°
Johannesburg sonnig 19°
Kairo sonnig 35°
Kapstadt Regen 14°
Las Palmas wolkig 28°
Los Angeles sonnig 29°
Mexico City Schauer 23°
Miami wolkig 32°
Moskau Gewitter 27°
Nairobi Schauer 26°
New York Schauer 26°
Peking sonnig 35°
Rio de Janeiro Schauer 31°
San Francisco heiter 20°
Seoul bewölkt 28°
Singapur wolkig 32°
Sydney wolkig 18°
Tel Aviv heiter 30°
Tokio heiter 30°
Toronto bewölkt 22°
Vancouver wolkig 27°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:42 Uhr SA
21:31 Uhr SU

04:16 Uhr MA
20:02 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute versteckt sich die Sonne hin und wieder hinter Wolken. Dabei
sind bis 19 Grad zu erwarten, und der Wind weht mäßig aus nordwest-
lichen Richtungen. In der Nacht kühlt es bis auf 9 Grad ab. Dazu fun-
keln die Sterne, und Wolken sucht man vergeblich.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
Erkältungsgefahr
Migräne
Niedriger Blutdruck

Gräser
Linde
Spitzwegerich
Sauerampfer
Roggen

des 24h-Tages

Dienstag

9

17

DonnerstagMittwoch

8

22

13

17

15
23

min
max

13
23

10
19

10
17

11
19

Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

9
18

22

3000 Meter
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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Sudoku Nr. 5 (standard)
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Sudoku Nr. 6 (standard)
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Sudoku Nr. 7 (standard)

5 4 2

1

8

4

5

8 1

2 3

3

9

1

9

4 8

5 6

1 3

9

4 7

6

Sudoku Nr. 8 (standard)
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LOTTO

Lotto am Samstag
1 - 4 - 5 - 18 - 26 - 43
Superzahl: 0

Spiel 77
5 9 2 4 6 0 5

Super 6
3 9 3 8 4 9 Angaben ohne Gewähr

Rustikal-quietschiges auf Tournee
Japanische Teenieband Babymetal verbindet harte Musik mit untypisch Lieblichem
Kann sich dunkles Metal mit hel-
lem Pop vertragen? Japans Teenie-
band Babymetal stellt dies auf die
Probe – mit Erfolg. Die erste Fusion
aus Rustikalem und Quietischigen
ist auf Welttournee.

Von Felix Lill, Tokio

Glaubt man dem Klischee, müsste das
Mitglied einer Metalband ungefähr
aussehen wie sein typischer Fan: lan-
ge Haare, bedrucktes Shirt, bewusst
rustikales Auftreten, immer ein Bier in
Reichweite. Sobald die Musik dann
röhrt und dröhnt, springt der Liebha-
ber alles an, was ihm vor den Latz
kommt. Wer nachher ohne blaue Fle-
cken nach Hause geht, hat was falsch
verstanden. Denn ohne ein bisschen
Krawall sind die schnellen, harten und
lauten Gitarrenrhythmen eigentlich
nicht denkbar. Eigentlich, bisher.
Aber seit einiger Zeit mischt sich et-

was untypisch Liebliches in die Szene
der harten Kerle. Zuerst könnte es als
Persiflage auf alles verstanden wer-
den, was Gruppen wie Black Sabbath
und Slayer einst populär machten,
tatsächlich aber ist es als wahre In-
novation gemeint: Es geht um drei
schmächtige Japanerinnen, die so
niedlich aussehen, dass man sich da-
vor fürchtet, die Musik zu laut aufzu-
drehen. Die Mädchen, genannt Su-
Metal, YuiMetal, und MoaMetal, sind
zwischen 15 und 17 Jahre alt, ihre Rö-
cke tragen sie kurz, die Stimmen
schlagen fast so hoch an wie die der
Königin der Nacht aus Mozarts Zau-
berflöte. Den stilbewussten Metalfan
würde das alles wohl nicht interes-
sieren – wenn sich die Gruppe nicht
den Namen »Babymetal« verpasst hät-
te. Die Mädchen verkaufen sich als
Metalband und haben bereits Millio-
nenFansweltweit.Genauer gesagt: sie
sehen sich als Erfinderinnen des »ka-

waii metal«, wollen zwei Strömungen
zusammenbringen, die bis dato nicht
zufällig in gegensätzliche Richtungen
geflossen sind. Einerseits benutzen sie
Elemente des Metal, also Lärm, Ge-
schwindigkeit, scheinbare Kontrolllo-
sigkeit. Die Mädchen treten in
schwarzroten Outfits auf, kreischen
auch mal, hüpfen bei Gitarren- und
Schlagzeuglärm auf der Bühne ge-
geneinander. Dann aber klingt es wie
lauterer Quietschpop, nicht nur we-
gen ihres mädchenhaften Auftretens
und des perfekt synchronisierten In-
strumentals. Eines der bekanntesten
Lieder, »ijime, dame, zettai«, heißt
übersetzt so viel wie: »Mobbing geht
wirklich gar nicht!«. Der Titel, »ii ne«,
bedeutet: »Ach, wie schön«. Es sind ty-
pische Themen des in Japan domi-
nanten J-Pop, den unzählige Gruppen
spielen und der Sorgen von Teen-
agern behandelt – ohne Fluchen, Jäh-
zorn oder dunkle Parallelwelten.
Vielleicht mag es daran liegen, dass

ausländische Fans die Texte nicht ver-
stehen. Jedenfalls hat das Konzept
auch jenseits Japans Erfolg. In Lon-
don war die Show mit 5000 Zu-
schauern ausverkauft. Auf ihrer Welt-
tournee traten sie u. a. in Mexiko-
Stadt, Toronto und Chicago, in Mün-
chen, Gelsenkirchen und Zürich auf.
Im August stehen sie in Frankfurt am
Main und Berlin auf der Bühne. Die
Anhänger sind keineswegs nur Pop-
fans, Babymetal sind mittlerweile ei-
ne Größe der Metalgemeinde. Maga-
zine reißen sich um Interviews, auf
Festivals jubeln ihnen die Klischee-
fans von Black Sabbath oder Slipknot
entgegen.
Dabei haben die Mädchen mit der

Metalattitüde wenig gemein. Im In-
terview gibt die 15-jährige YuiMetal
zu: »Als ich zum ersten Mal sah, wie
die ganzen großen Männer gegenei-
nander springen und Crowdsurfing

machen, hatte ich ein bisschen Angst.«
Su-Metal, die Leadsängerin, sagt zu
ihrem privatenMusikgeschmack: »Am
liebsten höre ich Ariana Grande.« Tee-
niepop also. Fragen zu Zigaretten-
oder Bierkonsum sind tabu. Gespro-
chen werden darf über die Schuluni-
form, die sie tagsüber tragen, wenn sie
normale Mädchen sind. »Auf dem
Schulweg erkennen uns die Leute, auf
der Straße meistens nicht«, sagt Moa-
Metal, die Jüngste. In den Bandkos-
tümen sei das Gegenteil der Fall. Ihre
Fans seien oft Schüler, aber auch jun-
ge Erwachsene.
Knapp fünf Jahre verbringen die

Mädchen nun im Geschäft, haben es
in Japan mehrmals an die Spitze der
Hitliste gebracht, spielen vor 20 000
Zuschauern in den größten Arenen
Tokios. Unter den Gästen sollen schon
dieHerren vonMetallica und derGuns
N‘ Roses-Gitarrist Slash gewesen sein.
Mit der Londoner Metalband Dra-
gonforce entstand zuletzt eine ge-
meinsame CD, während Babymetal
auch schon als Vorband für die Pop-
diva Lady Gaga aufgetreten sind. Bei
diesem Spagat verwundert es nicht
mehr, dass die Fachpresse das Ganze
als Sensation begreift.
Im japanischen Kontext ergibt die

ganze Idee einer niedlichen Metal-
banddurchaus Sinn. Seit sich das Land
vor rund 150 Jahren nach einer zuvor
200 Jahre langen Isolationspolitik ge-
genüber dem Welthandel öffnete,
entstanden immer wieder verblüf-
fende Innovationen durch Inspiration
aus dem Ausland. Toyota hat gerade
ein Wasserstoffauto auf den Markt ge-
bracht, die genauesten Kameras ka-
men jahrzehntelang von Nikon oder
Canon, die leistungsfähigsten Laptops
von Sony. Die Destillerien Nikka und
Yamazaki sind für ihren feinen Whis-
ky berühmt. Die grundsätzliche Er-
findung kam selten aus Japan, sensa-

tionelle Weiterentwicklungen aber
immer wieder.
Auf ähnliche Weise wäre kein Eu-

ropäer oder Nordamerikaner auf das
Genre »kawaii metal« gekommen. In
Japan liegt dies fast auf der Hand. Die
Werbebranche überflutet die Jugend
mit Quietschstimmen und Schul-
mädchenkostümen. Ein Junge, der ei-
nem Mädchen sagt, sie sei »kawaii«,
süß, hat bei ihr gleich bessere Karten.
Japans Popkultur, inklusive der Rie-
senindustrie aus Mangacomics und
Zeichentrick, ist ohne Knopfaugen, die
Farbe Rosa und mädchenhafte Grin-
segesichter kaum vorstellbar. Gleich-
zeitig haben bekannte Rock- und Me-
talbands auch in Japan viele Fans, die
sich nicht unbedingt vom Mainstream
abgrenzen wollen. Unkonventionel-
len Ideen gegenüber ist man in Japan
ohnehin aufgeschlossen.
Immer wieder hat sich dieWelt von

Japans Erfindungslust anstecken las-
sen. Su-Metal, YuiMetal und Moa-
Metal sind längst infiziert. »Bei den
Probenübenwir, gleichzeitig cool, süß
und rau zu sein.Manchmal ist das echt
schwierig«, sagt YuiMetal und ki-
chert. »Aber es bringt richtig Spaß.«
Ob die Teenager auch sonst Blut ge-
leckt haben, sich mal in einen klassi-
schen Metalfan verknallen könnten?
Manager Key Kobayashi, der sich Ko-
bametal nennt, sitzt neben den Mäd-
chen und hat ein wachsames Auge da-
rauf, welcher Eindruck entstehen
könnte. Baldmahnt er,manmöge zum
Ende kommen. Nach einer guten Vier-
telstunde sind die vereinbarten 20 Mi-
nuten rum, mehr Zeit gebe es nicht,
für einige Fragen schon gar nicht.
Klingt am Ende doch weniger nach
Anarchie, mehr nach Popbusiness.

Am 27. August gibt die Band Babymetal
ihr erstes Berlin-Konzert. Sie spielt um
20 Uhr im »Huxleys« in Neukölln.

Babymetal bei ihrem Konzert im Olympiapark in München Foto: imago/Stefan M Prager

NACHRICHTEN

Nach sexuellen Übergriffen auf
Kinder in einer katholischen Kita
in Mainz könnten mehr als 100
Kinder, Familienmitglieder und
Erzieherinnen befragt werden. Der
stellvertretende Leiter der Staats-
anwaltschaft Mainz, Gerd
Deutschler, sagte am Samstag:
»Grundsätzlich kommen alle dort
betreuten Kinder zur Anhörung in
Betracht, sofern sie nicht zu stark
traumatisiert sind.« Keines der 55
Kinder werde zur Aussage ge-
zwungen. In der Kita »Mariä Kö-
nigin« soll es nach Angaben des
Bistums Mainz unter Berufung auf
Eltern schwere sexuelle Übergrif-
fe, Erpressung und Gewalt gege-
ben haben. Die Diözese kündigte
allen sieben Mitarbeitern fristlos
und warf ihnen vor, die Auf-
sichtspflicht verletzt zu haben.

Ein ausgerissener Zirkuselefant
hat am Samstag in einer Stadt im
Odenwald einen Spaziergänger
getötet. Der 65-Jährige aus Bu-
chenwurde am frühenMorgen von
dem 34 Jahre alten Afrikanischen
Elefanten angegriffen. Der Mann
war sofort tot. Wie das Tier aus
dem Zelt entwich, war zunächst
unklar. Die Polizei schloss Fremd-
verschulden nicht aus. Fraglich
bleibt auch, warum das Tier in Ra-
ge geriet. Die Tierschutzorganisa-
tion Peta berichtet, das Tier sei
schon mehrfach ausgerastet und
habe mehrere Menschen verletzt.

In der Türkei hat eine Mutter ihre
17-jährige Tochter erschossen,
weil diese schwanger war. Die Tat
ereignete sich in der zentralana-
tolischen Stadt Nigde, wie die Zei-
tung »Hurriyet« am Samstag be-
richtete. Die Mutter habe während
eines Besuchs bei Nachbarn von
der Schwangerschaft ihrer Toch-
ter erfahren, sei dann wütend nach
Hause gegangen, um eine Pistole
zu holen und fünf Schüsse auf die
Tochter, die im dritten Monat
schwanger war, abzufeuern. Die
Tochter erlag auf demWeg zur Kli-
nik ihren Verletzungen. Die Mut-
ter erlitt nach ihrer Festnahme ei-
nen Nervenzusammenbruch und
wurde in ein Krankenhaus einge-
liefert.

Nach monatelangem Schweigen
ist die Sonde »Philae« auf dem Ko-
meten Tschuri wieder zum Leben
erwacht. Die Sonde habe in der
Nacht zum Sonntag ein Signal ge-
sendet, sagte der Direktor der
französischen Weltraumbehörde
CNES, Jean-Yves Le Gall, der
Nachrichtenagentur AFP. Die Wis-
senschaftler hätten zwei Minuten
ein Signal registrieren können und
40 Sekunden lang Daten erhalten.
Die Sonde war seit Mitte Novem-
ber verstummt, zudem hatten die
Forscher ihren genauen Standort
verloren. Agenturen/nd

Zootiere
fliehen nach
Sturm
Heftige Unwetter in
Georgien und Deutschland

Tbilissi. Bei Überschwemmungen
nach heftigem Regen sind in der
georgischen Hauptstadt Tbilissi
mindestens acht Menschen ums
Leben gekommen. Der Zoo wurde
in der Nacht zum Sonntag zu wei-
ten Teilen zerstört, wie örtliche
Medien berichteten. Zahlreiche
Tiere, darunter sechs Tiger, acht
Bären und sechs Löwen, brachen
aus ihren Gehegen aus und streun-
ten durch die Stadt. Aus Sicher-
heitsgründen erschossen Polizis-
ten und Spezialkräfte mehrere
Tiere. Bei einem Kinderkranken-
haus erlegten sie dem TV-Sender
Rustawi 2 zufolge sechs Wölfe.
Auch Wohnviertel wurden

überflutet. Mehrere Menschen
wurden von den Wassermassen
mitgerissen. Präsident Georgi
Margwelaschwili sprach den An-
gehörigen der Toten sein Beileid
aus. Alles werde rasch wieder auf-
gebaut, versprach er. Regierungs-
chef Irakli Garibaschwili sagte, die
Überschwemmungen hätten »gro-
ßen Schaden« angerichtet. Der Zi-
vilschutz der Südkaukasusrepub-
lik richtete einen Krisenstab ein.
Das Innenministerium riet den
Menschen in Tbilissi, vorerst in ih-
ren Wohnungen zu bleiben.
Heftige Unwetter haben am

Wochenende auch in vielen Teilen
Deutschlands gewütet. Am Frei-
tagabend gab es Gewitter im Wes-
ten, am Samstag wurde dann auch
die Mitte und der Norden des Lan-
des von Unwettern erfasst. Am
Niederrhein verletzte ein Blitz-

schlag sechs Menschen in einem
Zeltlager. In Nordrhein-Westfalen,
Hessen und Rheinland-Pfalz über-
fluteten die Wassermassen viele
Keller. Dagegen machte Hitze mit
Werten über 30 Grad Hunderten
Besuchern eines Rockfestivals in
Österreich zu schaffen. 880 er-
schöpfte Fans mussten seit dem
Start des Festivals »Nova Rock« am
Freitag betreut, 44 von ihnen vo-
rübergehend ins Krankenhaus ge-
bracht werden, teilte das Rote
Kreuz mit. Agenturen/nd

Ungewohntes Bild: Nilpferd auf
nasser Straße Foto: dpa Beso Gulashvili
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Zeitung
mal ganz
anders
Über 2500 Leser waren am
Wochenende zu Gast bei ndLive
Kein Pressefest ohne Attraktion.
War im vorigen Jahr der mit klei-
nen und großen nd-Devotiona-
lien bestückte Paternoster im Fo-
yer des Redaktions- und Ver-
lagsgebäudes am Franz-Meh-
ring-Platz 1 in Berlin-Friedrichs-
hain ein besonderer Anzie-
hungspunkt, erledigte das zum
diesjährigen ndLive der riesen-
große und pink-leuchtende Klas-
siker mit E-Gitarre vorm Haus.
Der ließ die gut 2500 Besucher
schon von Weitem ahnen, was
den ganzen Samstag auf sie zu-
kommen würde: ein bisschen
Marx, viel Musik und natürlich
ganz viel Meinungsstreit.
Ob über den »Griechischen

Frühling«, oder »Was von der
Wende bleibt« diskutiert wurde,
oder ob Gregor Gysi, Friedrich
Schorlemmer oder Angela Mar-
quardt Einblicke in ihr Innerstes
über gerade erschienene Bücher
gaben – das Interesse war meist
so groß, dass die Plätze nicht
reichten und ob der Schwüle mit-
unter die Luft ziemlich dünn wur-
de. Aber das war schnell verges-
sen, wenn die Debatten aus Mün-
zenbergsaal, Salon der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung oder vom Lese-
keller im Innenhof ihre lebhafte
Fortsetzung fanden. So sie das
wirklich konnten, denn das musi-
kalische Programm–das schon am
Freitagabend mit einem Wenzel-
Konzert und dem Auftritt von Lau-
taro begonnen hatte – konnte sich
sehen und vor allem hören lassen.
Es versteht sich beinahe schon

von selbst, dass viele Pressefest-
besucher die Gelegenheit nutz-
ten, um hinter die Kulissen der
Print- wie Online-Redaktion zu
schauen, im Archiv zu stöbern

und mit den Machern der Zei-
tung zu diskutieren. Fest steht, es
wurde munter Blattkritik betrie-
ben – auchmanchmal gelobt. Und
es gab wiederum viele Anregun-
gen, wie »neues deutschland« in
seiner papiernen und elektroni-
schen Form noch besser an den
Mann oder die Frau gebracht
werden kann.
Denn ohne treue Leser ist eine

Zeitung nichts. Das übrigens be-
wies nicht zuletzt der abendliche
Programmpunkt »Best of Leser-
brief«, der erstmals stattfand und
für sehr viel Frohsinn bei Lesern
und Insidern sorgte – und ga-
rantiert eine Fortsetzung bei spä-
teren Pressefesten finden wird.
Dass Marx schließlich am spä-

ten Nachmittag während eines
kurzen Unwetters die Luft aus-
ging, wird der alte Mann mit sei-
nem ausgeprägten Sinn für Dia-
lektik schon ganz richtig ver-
standen haben. Denn erstens war
das Publikum längst im anre-
genden Diskurs in seinem Sinne
– und zweitens soll und will Karl
Marx die nd-Mannschaft schließ-
lich auch fürderhin begleiten.
Durch anregende Beiträge so-
wieso. Aber zum Beispiel auch
beim nächsten ndLive 2016,
wenn »neues deutschland« sein
70-jähriges Bestehen feiern kann.
Spätestens dann also gibt es ein
Wiedersehen. Bis dahin können
die Leser ihr »nd«, wie immer, per
Zeitung oder Internet begleiten.
Oder eben einen Leserbrief
schreiben. Vielleicht leisten sie so
ihren ganz eigenen Beitrag für ein
lustiges, debattenreiches oder
nachdenkliches neues Pressefest
im kommenden Jahr. nd
Foto: nd/Grit Gernhardt
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nd-Praktikanten und
-Auszubildende waren
Reporter bei »ndLive«.
Hier das Team der
Berichterstatter:

Anja Märtin (36) studierte
Kommunikationsdesign & Me-
dien und ist Volontärin in der
Bildredaktion des »nd«

Josephine Schulz (25) studiert
Politikwissenschaft und war
Praktikantin im Inlandsressort

Isabel Wolf (20) ist seit einem
Jahr Auszubildende im »nd«
und wird Medienkauffrau

Jérôme Lombard (21) studiert
jüdische Studien und Politik und
war Praktikant im Berlin-Ressort

Mareike Heiss (21) ist seit ei-
nem Jahr beim »nd« Auszubil-
dende und wird Medienkauffrau

Für Schlagzeilen sorgen SYRIZA und die europäische Krisenpolitik seit fünf Monaten. Mit welchen Problemen sich die
neue griechische Regierung herumschlagen muss, war Thema einer Gesprächsrunde mit Giorgos Chondros und Jorgo Chat-
zimarkakis, die von nd-Redakteurin Katja Herzberg moderiert wurde. Foto: nd/Ulli Winkler

Griechischer Sommer
Diskussionsrunde zum Thema Griechenland erhitzte die Gemüter. Von Jérôme Lombard

Heiß her ging es am vergangenen Sams-
tag im Münzenbergsaal, dem größten
Saal im alt-ehrwürdigen »nd«-Gebäude.
Das lag zum einen natürlich an den hoch-
sommerlichen Temperaturen. Und zum
anderen am Thema der Diskussionsrun-
de: Griechenland, SYRIZA und die euro-
päische Krisenpolitik.
Über kaum eine andere Problematik

wurde in Europa in den zurückliegenden
Wochen so viel berichtet, diskutiert und
gestritten, wie über die Verhandlungen
des hoch verschuldeten Griechenland mit
den Gläubigerinstitutionen von EU-Kom-
mission, Europäischer Zentralbank und
Internationalem Währungsfonds (IWF).
Während am Samstag in Brüssel die ge-
fühlt tausendste Verhandlungsrunde über
eine Neuauflage des Ende Juni auslau-
fenden Kreditprogramms hinter ver-
schlossenen Türen stattfand, wurde im
»nd« offen analysiert und debattiert.
Was hat sich seit dem Machtantritt der

linksgeführten Regierung im Land ge-
tan? Wie ist der Stand der Dinge? Wie
muss es weitergehen in Europa? Zur Po-
diumsdiskussion geladen waren Giorgos
Chondros, Mitbegründer und Mitglied im
Vorstand der linkssozialistischen Regie-
rungspartei SYRIZA und Jorgo Chatzi-
markakis, ehemaliger Ehrenbotschafter
der griechischen Regierung in Brüssel und
bis 2014 FDP-Mitglied. Moderiert wurde
die Runde von nd-Redakteurin Katja
Herzberg.

»Der ökonomische Krieg gegen die lin-
ke Regierung von Ministerpräsident Ale-
xis Tsipras geht in die heiße Phase. Mer-
kel, Schäuble und Co. wollen um jeden
Preis verhindern, dass das alternative
Programm von SYRIZA Früchte trägt«, er-
öffnete Chondros sein Eingangsstate-
mentmit leichtemWiener Akzent. Der 57-
Jährige mit der roten Hornbrille ist Dip-
lom-Ethnologe und hat in der österrei-
chischen Hauptstadt studiert. Der grie-
chischen Regierung gehe es weiterhin vor
allem darum, das Land aus der Krise zu
führen und von der Abwärtsspirale der
Rezession auf einen Pfad des Wachstums
zu führen. »SYRIZA wird keinen Abkom-
men zustimmen, die nicht wirtschaftlich
tragfähig und politisch vertretbar sind«,
so Chondros unter großem Applaus des
Publikums.
Er sei in vielem einer Meinung mit sei-

nem Vorredner, antwortete Chatzimar-
kakis. Ein Raunen ging durch den Saal,
als der 49-jährige deutsch-griechische
Politiker dies sagte. Ein einstiges FDP-
Mitglied ist mit einem Sozialisten einer
Meinung? »IchwarMitglied der FDP«, be-
tonte Chatzimarkakis, als er die Ver-
wunderung des Publikums bemerkte.
»Vor allem wegen der Unterstützung der
radikalen Austeritätspolitik habe ich mich
von den Liberalen abgewandt.« Chatzi-
markakis forderte sodann einen Schul-
denschnitt für Griechenland, ohne den
das Land niemals wieder auf die Beine

kommen werde. Ein »Grexit«, also der
Austritt Griechenlands aus der Euro-Zo-
ne und die Rückkehr zur Drachme, wer-
de von Vielen inzwischen ernsthaft als
Option erwogen. »Das ist brandgefähr-
lich und hätte gravierende Folgen für die
gesamte EU«, warnte Chatzimarkakis.
Er übte auch Kritik an der griechi-

schen Linksregierung: »Das Theater, was
den Europäern in den letzten Wochen
vorgespielt wurde, ist erbärmlich. Wir
brauchen jetzt einen echten Kompro-
miss«, forderte der Politiker angesichts
der bereist über vier Monate andauern-
den Verhandlungen. Dabei fordern die
Gläubigerinstitutionen konkrete, auf ihre
Vorstellungen abgestimmte Reformpläne
mit neuen Sozialkürzungen, Tsipras und
sein Finanzminister Yanis Varoufakis
stellen Ideen in inzwischen mehr als 40-
seitigen Papieren vor, dennoch verliefen
die Gespräche bisher ergebnislos. Und
dies obwohl Griechenland Zugeständ-
nisse machte. Das gab auch Giorgos
Chondros zu. Er forderte, dass es keine
in Stein gemeißelten Dogmen geben dür-
fe und verwies darauf, dass die griechi-
sche Regierung beim Thema Privatisie-
rungen ihren Gläubigern entgegen ge-
kommen ist. Jetzt müsse sich auch Euro-
pa bewegen. Damit meint er nicht nur die
Politik, sondern alle Menschen. Es brau-
che Druck von unten, etwa durch die am
nächsten Samstag anstehende Solidari-
tätsdemonstration in Berlin.
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Mit neuen Liedern ganz der Alte. Seit fast 40 Jahren steht Hans-Eckardt Wenzel auf der Bühne, am Freitagabend vor dicht ge-
drängtem Publikum bei ndLive: Er ist Autor, Sänger, Schauspieler und Regisseur. Von der Goldenen Amiga bis zum Kabarett-
preis heimste er Auszeichnungen ein für ungewöhnliche Texte, mitreißende Musik und Gänsehautgesang. Fotos: nd/Ulli Winkler

Ahoi, ahoi – Konzerte vorbei
Liebeslied, Brass, Punk oder Crossover berauschten Musikfans. Von Isabel Wolf

Sonnenschein flutet den Innenhof des
Bürogebäudes am Franz-Mehring-Platz 1.
Eine leichte Brise weht unter den türkis-
farbenen Schirmen, in deren Schatten es
sich aushalten lässt. Mediterrane Melo-
dien erklingen. Einige Zuhörer schließen
die Augen. Vielleicht glauben sie, am
Meer zu sitzen – nicht zwischen vier grau-
en Betonwänden. Den Hauch von Meer
bringt die griechische Band »Artio Trio«
mit in die Großstadt. Jolanda Damalidou
singt mit majestätischer Stimme, Panos
Voulgais spielt Gitarre und Christo Gag-
ralis zupft die Bouzouki. Die drei sind ge-
bürtige Griechen, die ihre spezielle Volx-
musik »Rembetiko« schon im Blut haben.
»Rembetiko« entstand im vergangenen
Jahrhundert als Kneipenmusik der teil-
weise emigrierten Griechen mit türki-
schen und arabischen Einflüssen. In den
50er und 60er Jahren verarbeiteten die
Griechen ihre Not nach dem Zweiten
Weltkrieg und dem Bürgerkrieg; sie the-
matisieren die Auswanderungswellen
nach Europa und Übersee. In den 70er
Jahren beginnen die Lieder politisch zu
werden, besingen Freiheit und Revoluti-
on, setzen sich mit Folter, Mord und Exil
während der Militärdiktatur auseinan-
der.
Auch die Wurzeln der Bandmitglieder

sind weit verstreut. Die Sängerin Jolanda
kommt aus Athen, ihre Vorfahren lebten
jedoch in Istanbul, das einst Konstanti-
nopel hieß. Im Laufe der Zeit entwickel-

ten sie ihre ganz eigenen Melodien. Die
Texte handeln vom Leben in der Emig-
ration, der Sehnsucht nach Freiheit oder
der letzten Nacht in der Kneipe. Auch Ge-
dichte werden vertont.
Seicht wie der Wind in der Mittags-

hitze wehen melancholische, gefühlvolle
Klänge über den Hof, oft ein wenig
schwermütig. Arabische und türkische
Einflüsse in den Volxliedern sind nicht zu
überhören. Herrlich sanft streicheln sie
die Seele der Pressefestbesucher. Man
spürt förmlich, dass die Künstler schon
fast ihr ganzes Leben lang musizieren.
Gemeinsam als »Artio Trio« treten sie al-
lerdings erst seit zwei Jahren auf, spielen
auf Hochzeiten, Privatveranstaltungen, in
Kneipen oder auf öffentlichen Veranstal-
tungen wie dieser, die nicht nur ein poli-
tisches Fest ist, sondern auch ein musi-
kalisches.
Über 500 begeisterte, tanzende und

mitsingende ndLive-Besucher hatten be-
reits am Freitag Abend bei großartigen
Auftritten von Lautaro & Freunden sowie
Wenzel & Band gefeiert. »Halte dich von
den Siegern fern«, »Immer fehlt was«, »Ich
hab mein Vaterland so gerne« oder »Viva
la Poesia« von Wenzels neuester Platte
hatten es zwar schwer, Wort für Wort bis
in die letzte Ecke des Hofes getragen zu
werden, aber es waren so viele Fans des
59-Jährigen da, die mitsangen oder mit-
tanzten, dass man das verschmerzen
konnte. Wer den Akkordeonvirtuosen

noch nicht kannte, wurde an diesem
Abend garantiert sein Fan. Aber leider
ging mit einem mächtigen »Ahoi, ahoi«
auch dieses Konzert vorbei.
Neue Bewunderer haben sicher auch

Thomas Putensen & Band gewonnen,
Musiker aus Mecklenburg-Vorpommern,
die in keine Schublade passen. Machen
Jazz, Blues, Swing, Volkslied oder Cover-
versionen, bei denen man den Original-
interpreten vergisst – auch, wenn er Man-
fred Krug oder Gilbert Bécaud heißt. Die
Lust dieser temperamentvollen Nordlich-
ter sprang dann auch prompt von der Büh-
ne auf die Zuhörer über.
Am Sonnabend Nachmittag erklingen

dann noch einmal die traditionellen grie-
chischen Melodien und geben etwas von
ihrer Eleganz an die Umgebung ab. Plötz-
lich ist sie wieder da, die Meeresbrise zwi-
schen den grauenWänden, plötzlich drän-
gen wunderbare Landschaften in die Er-
innerung, die großartige Stimme der Sän-
gerin trägt einen weit weg. Man kann den
Lauschenden die Entspannung, die durch
die Musik verbreitet wird, direkt ansehen.
Der Band gelingt es, sie in ihren Bann zu
ziehen. Beim nächsten Lied beginnt das
Publikum ausgelassen zu klatschen. Diese
Volxmusik verbindet. Jeder im Innenhof
scheint angesteckt zu sein von ihrer Le-
bendigkeit. Die Hitze spielt lediglich eine
Nebenrolle, vier Betonwände scheinen
weniger grau, während man dem Zupfen
der Bouzouki lauscht.

Die Sogenannte Anarchistische
Musikwirtschaft packt das rus-
sische Volkslied »Katjuscha« und
den Stones-Hit »Paint it black« in
einen Titel. Respektlos mixen sie
das Mädchen unter Apfelbäu-
men mit dem depressiven Mann,
der alles schwarz sieht. Edgar
Lend, Radiomacher aus Pots-
dam, ist begeistert von diesem
Crossover, der Perfektion aller
Musiker, ihrer Interaktion mit
den Zuhörern, dem Gesang der
Solisten. Er will sie in seine Sen-
dung »Musik jenseits von gut und
Böse« einladen. Kommt jeden
Montag Abend im Freien Radio
und im Internet.

Bei Rot4Front tanzten am Sonn-
abend abend nicht nur Kinder,
obwohl die Jungs auf der Bühne
anfangs ein wenig abgeklärt he-
rüberkamen. Yuriy Gurzhy – seit
den Gründungstagen der Gruppe
vor über zehn Jahren dabei, ver-
steht den Namen der Zeitung, auf
deren Fest er spielt, so: »neues
deutschland – das bin ich. Ich
komme aus der Emigrantski-Pa-
rallelwelt mitten in Berlin«. Um
den Ukrainer scharen sich Musi-
ker aus Ungarn, Deutschland,
Australien. Sie spielen von Pop
über Dancehall bis Klezmer alles
und man kann dabei seine Füße
einfach nicht stillhalten.

Das Artio Trio aus Griechenland
begeisterte mit Volxmusik und
Leidenschaft.
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nd-Volontärin Anja
Märtin war von
Freitagabend bis
Samstagabend mit
der Kamera unter-
wegs, um für all die
Leser, die diesmal
nicht dabei sein
konnten, die
Stimmung bei ndLive
2015 einzufangen.
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Von wegen, Linke können nicht
feiern. Am Freitagabend und am
Samstag herrschte vor, nach und
zwischen den – zugegeben zu-
meist ernsten – Gesprächsrun-
den am Berliner Franz-Mehring-
Platz ausgesprochen entspannte
Stimmung. Ob beim Musik hö-
ren (5) beim Kinderfest (6) oder
beim Blick von hoch droben aus
dem Großraumbüro der Redak-
tion (10), beim Essen und/oder
Trinken (3 und 8), beim Son-
nenbaden (1) oder beim Ge-
genfotografieren (7) – die Be-
sucher aller Altersgruppen wa-
ren guter Laune. Selbst während
der kurzen aber kräftigen Re-
genpausen und bis in die späten
Abendstunden hielten viele es
aus. Dass das »nd«-Pressefest so-
gar als Date etwas taugen kann,
wurde allerdings erstmals öf-
fentlich, wenn auch nicht die
Namen des Paares (9), das nur
so viel verriet, sich vor neuen
Jahren bei ndLive kennenge-
lernt zu haben.

7

8

9 10
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Kein Platz war mehr zu finden, als Gregor Gysi und Friedrich Schorlemmer das Podium bestiegen. »Was bleiben wird –
über Herkunft und Zukunft«, war denn auch ein Titel, mit dem die beiden unter der Gesprächsführung von dem ehemaligen
nd-Feulletonchef Hans-Dieter Schütt trefflich parlieren konnten. Foto: nd/Ulli Winkler

Als nächstes ist die Bibel dran
»Was bleibt?« Gregor Gysi und Friedrich Schorlemmer diskutierten. Von Josephine Schulz

Gregor Gysi nennt Friedrich Schorlemmer
eine »durch und durch ehrliche Natur«.
Und Schorlemmer diskutiert so gerne mit
Gysi, weil dieser immer kritisch aber nie-
mals zynisch sei. Ein Streitgespräch ist das
nicht. Vielmehr eine anekdotische Reise in
die Vergangenheit zweier Männer, die viel
erlebt und viel zu sagen haben. Dem In-
teresse der Gäste tut die fehlende Rei-
bung keinen Abbruch. Der Münzbergsaal
ist am Samstagnachmittag trotz schwüler
Hitze brechend voll. Und langweilig wird
auch ein kumpelhafter Kaffeekranz mit
Gysi und Schorlemmer nicht.
In der DDR repräsentierten die beiden

Männer zwei unterschiedliche Pole im
System. Der eine hatte darin seinen Platz,
als Rechtsanwalt und Sohn eines Kultur-
ministers. Der andere stand als Pfarrer und
Initiator der Bewegung »Schwerter zu
Pflugscharen« in Daueropposition. Das
System, in dem sich die Männer gegen-
überstanden, ist Geschichte. Heute haben
sich Erfahrungen angeglichen. Dauer-Op-
position kennen nun beide zur Genüge.
Und auch die Frage, was von dem ver-
schwundenen Land bleibt, beschäftigt die
unterschiedlichen Protagonisten der DDR
gleichermaßen. Aus dem Nachdenken
über diese Frage ist ein Buch entstanden,
ein Gespräch zwischen Gysi, Schorlem-
mer und dem ehemaligen Feuilletonleiter
des »nd« Hans-Dieter Schütt. In gleicher
Kombination sitzen die drei am Samstag
im Münzbergsaal.

Was bleibt von den sozialen Errun-
genschaften, von den Wünschen und Le-
bensentwürfen der DDR-Bürger? Wer sich
eine gesellschaftspolitische Analyse dieser
Frage gewünscht hat, wird enttäuscht.
Auch, wer auf einen erbitterten rhetori-
schen Zweikampf gehofft hatte, kam nicht
auf seine Kosten. Stattdessen machte Gysi
das, was er besser kann als jeder andere
Politiker: Witze erzählen. Das Grün-
dungsdatum der LINKEN setze er juris-
tisch folgerichtig auf den Entstehungs-
zeitpunkt der Sozialdemokratie fest.
Schließlich sei die LINKE aus der PDS, die
PDS aus der SED und die wiederum aus
der SPD hervorgegangen. Eine Stand-Up-
Comedy zweier Erzählmeister.
Aber auch ernstere Töne wurden laut.

Gysi erinnert an soziale Grundsätze des
ehemaligen Staates: »Der Zugang zu Bil-
dung, Kunst und öffentlichem Nahver-
kehr war in der DDR allen erschwinglich.
Ein Fernseher dagegen war teuer.« Im Ka-
pitalismus sei es genau umgekehrt: Nach
einer Metrofahrt und dem Eintritt in den
Louvre sei ein normaler Mensch pleite. Ei-
nen Fernseher dagegen könne sich jeder
leisten.
Was bleibt von der DDR? Das hängt

auch von demGeschichtsbild ab. Von dem,
was junge Menschen im Geschichtsun-
terricht oder in den Medien lernen. Gysi
und Schorlemmer sind sich einig, dass sie
eine entscheidende Verantwortung ha-
ben, dieses Geschichtsbild mitzuprägen.

»Ich eine größere«, findet Gysi. Denn er
habe in der DDR anders gelebt. »Und ich
eine wichtigere«, meint Schorlemmer la-
chend. Das sieht Gysi ein. Man würde dem
Pfarrerwohl eine differenziertere Sicht auf
die Dinge zutrauen. In jedem Fall dürfe
die Betrachtung der DDR nicht in Schön-
färberei enden, so Gysi. Das Demokratie-
defizit und auch die Mangelwirtschaft
müssten herausgearbeitet werden.
Gleichzeitig sollten aber auch die sozialen
Errungenschaften deutlich gemacht und
den Menschen für ihre Arbeit in der DDR
Respekt gezollt werden.
Respekt und Anerkennung – so ließe

sich das Gespräch von Gysi und Schor-
lemmer treffend beschreiben. Sie haben
viel Lob füreinander übrig. Friedrich
Schorlemmer habe geschafft, was nur
wenige schaffen, so Gysi. »Die Führung
der DDR konnte ihn nicht leiden und die
Regierung der BRD konnte es auch nie.«
Schorlemmer beendet das Gespräch,

wie er es in vielen Situationen tut: mit ei-
nem Gedicht von Brecht. Ohne diesen
hätte er sich das Leben in der DDR und
selbst die heilige Schrift kaum vorstellen
können. »Ich würde gerne einige Ge-
dichte von Brecht in die Bibel aufneh-
men«, sagt er.
Da wittert Gysi Potenzial für weitere

Zusammenarbeit. »Ich finde es zwar sehr
anmaßend, aber auch eine sehr schöne
Idee, die Bibel umzuschreiben.Wollenwir
das nicht zusammen machen?«

Leserpreis
Den diesjährigen Leserpreis, der
vom Verein »Freunde des nd« seit
vielen Jahren traditionell zum
Pressefest verliehen wird, erhielt
Sportredakteur Alexander Lude-
wig. Die Mehrheit der 677 teilneh-
menden Leser entschied sich für
den 41-jährigen studierten Histori-
ker, der seit 2008 für »neues
deutschland« schreibt, und sich
besonders mit Beiträgen über Fuß-
ballfans und in der Rubrik »Ost-
kurve« einen Namen gemacht hat.
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Konzentriert auf allen Kanälen: die Onlineredaktion Foto: nd/Anja Märtin

Weit mehr als eine Zeitung
Was hat das »nd« neben der gedruckten Ausgabe noch zu bieten? Von Mareike Heiss

Am 23. April 1946 erschien die Zeitung
»neues deutschland« zum ersten Mal auf
Papier. In den fast 70 Jahren ist viel pas-
siert – sowohl außerhalb, als auch inner-
halb der Zeitung. Auch das Angebot für
Sie als Leser entwickelt sich ständig wei-
ter. Das »nd« ist inzwischen weit mehr als
nur die gedruckte Zeitung. Aber welche
Angebote gibt es eigentlich darüber hi-
naus?
Die Webseite: Seit 2001 findet das

»nd« auch im Internet statt. Auf der In-
ternetseite findet man zu jeder Uhrzeit ei-
nen aktuellen Nachrichtenüberblick. Da-
bei konzentriert sich die Redaktion auf
bestimmte Kernthemen, welche die Leser
besonders interessieren könnten. Im Mo-
ment liegt ein Schwerpunkt beispiels-
weise auf den Geschehnissen in und um
Griechenland mit der SYRIZA-Regierung.
Außerdem gibt es Dossiers, welche meh-
rere Artikel zu einem bestimmten Thema
bündeln. Darüber hinaus kann man auf
verschiedene Bilderstrecken zugreifen
und ausgewählte Texte der Printausgabe
des nächsten Tages bereits am Abend zu-
vor lesen. Alle diese Inhalte sind für Di-
gitalabonnenten frei zugänglich und je-
derzeit abrufbar. Diese Angebote sind im
Übrigen nicht auf eine bestimmte Leser-
gruppe ausgerichtet: »Wir haben für jede
Zielgruppe etwas mit dabei«, erklärt Kat-
ja Eichholz, die Arbeitsgruppenleiterin
der Onlineredaktion.
} www.neues-deutschland.de

Das E-Paper:Wer sich zum täglichen Le-
sen des »nd« den Weg zum Briefkasten
sparen oder unterwegs lieber mit einem

E-Book-Reader oder Tablet über wichtige
Themen informiert werden möchte, hat
die Möglichkeit, das E-Paper des »nd« zu
nutzen. »Das E-Paper ist deckungsgleich
mit der gedruckten Zeitungsausgabe«,
verrät Katja Eichholz.
Die App: Die Inhalte der Zeitung sind

auch für Smartphone-Liebhaber über ei-
ne eigene App zugänglich. Der einfachste
Weg, um an die App und an das E-Paper
zu gelangen führt über den Abo-Bereich
der »nd«-Webseite:
} www.neues-deutschland.de/abo/

»nd« auf Twitter: »Für die
tägliche Arbeit benutzen
wir Twitter einfach als ein
schnelles Medium«, so
Eichholz. Twitter ist eine
Onlineplattform, in der

Textbeiträge verfasst werden, die höchs-
tens aus 140 Zeichen bestehen. Dort wer-
den also in aller Kürze aktuelle Nach-
richten verbreitet. Es ist somit »viel
schneller, als die Nachrichtenagenturen
und jede Onlineredaktion selber sein
kann«. Viele Redakteure nutzen Twitter
inzwischen auch mit einem eigenen Pro-
fil. »Da wird auch der Macher hinter ei-
nem Text sehr gut sichtbar«, erklärt Ro-
bert D. Meyer, einer der Onlineredak-
teure. Der Leser muss also nicht mehr lan-
ge auf die Beantwortung seines Leser-
briefes warten, sondern kann sich un-
mittelbar an einen bestimmten Redak-
teur wenden – und auch mit einer schnel-
len Antwort rechnen. »Das ist eine Form
der Rückkoppelung, die extrem wichtig
ist«, sagt Meyer. Wer also möglichst

schnell den Kern einer aktuellen Infor-
mation erfahren oder den Kontakt zu ei-
nem bestimmten Redakteur aufnehmen
möchte, ist bei Twitter genau richtig.
} www.twitter.com/ndaktuell

»nd« auf Facebook: Ne-
ben Twitter ist Facebook
ein weiteres soziales Me-
dium, auf dem das »nd«
vertreten ist. »Der große
Unterschied zu Facebook

ist, dass es nicht livebasiert ist«, so Mey-
er. Hier geht es weniger um kurze,
schnelle Nachrichten, sondern vielmehr
um den Hinweis auf Hintergrundbe-
richte, die ein Thema ausführlicher er-
klären können.
} www.facebook.com/neuesdeutschland

Der »nd«-You-
tube-Kanal:
Nicht nur Tex-
te und Bilder,

sondern auch Videos spielen eine Rolle
in der Onlineredaktion. »Unser letztes Vi-
deo hatte eine Reichweite von über
120 000 Leuten. Das ist eine Größen-
ordnung, die wir sonst nie erreichen wür-
den.« Besonders die Paternosterfahrten
des Chefredakteurs werden fleißig ver-
folgt.
} www.youtube.com/NDOnline

»Unser Ziel ist es, dass wir DIE linke De-
battenplattform werden. Wir haben kei-
ne begrenzte Zielgruppe, wir wollen das
gesamte linke Spektrum erreichen«, be-
tont Eichholz abschließend.

Immer schnell.
Niemals fertig
Wie sieht eigentlich die tägli-
che Arbeit einer Onlineredak-
tion aus? Ich durfte die Re-
dakteure einen Tag lang bei
ihrer Arbeit begleiten.

In der Onlineredaktion bewälti-
gen zurzeit fünf Mitarbeiter je-
den Tag ganz unterschiedliche
Aufgaben: Sie filtern nicht nur
die wichtigen Themen des Tages
und arbeiten diese auf, sie stel-
len die Inhalte außerdem für un-
sere Leser auf den verschiede-
nen Plattformen, wie der Web-
seite und den sozialen Netz-
werken, zur Verfügung.
Um 9 Uhr beginnt die Tages-

schicht. Die Computer werden
hochgefahren und die Redak-
teure verschaffen sich einen
Überblick über aktuelle Nach-
richten und Themen des Tages in
sozialen Netzwerken, anderen
Zeitungen und Nachrichten-
agenturen. Nach einer ersten
Auswahl der wichtigen Themen
findet eine Absprache mit der
Chefredaktion statt. Gleichzeitig
werden für die Leser bereits ers-
te Meldungen auf der Internet-
seite veröffentlicht. Um halb elf
findet die Frühsitzung der Re-
daktion statt, anwelcher auch ein
Redakteur oder eine Redakteu-
rin der Onlineabteilung teil-
nimmt. Hier werden die Themen
für die nächste Ausgabe des »nd«
in größerer Runde diskutiert. Die
Ergebnisse werden danach noch
einmal in den einzelnen Ressorts
besprochen. Nun weiß auch die
Onlineredaktion, was die Print-
kollegen für den Tag planen. Die
verschiedenen Themen werden
jetzt verteilt und im Laufe des Ta-
ges bearbeitet.
Ab dem Nachmittag werden

ausgewählte fertige Artikel der
Printausgabe des nächsten Ta-
ges für die Webseite formatiert
und dann online veröffentlicht.
Außerdem müssen sich die Re-
dakteure Gedanken darüber ma-
chen, welche Artikel sie im In-
ternet gratis zur Verfügung stel-
len und welche nur für Abon-
nenten frei zugänglich sein sol-
len. Denn die Ergebnisse redak-
tioneller Arbeit können nicht
völlig kostenlos sein.
Gegen achtwird dann auch die

Spätschicht beendet – aber im
Gegensatz zu den Printredak-
teuren halten die Onliner am En-
de des Tages kein fertiges Pro-
dukt in den Händen. Die Welt
steht auch nach Feierabend nicht
still, ständig laufen neue Nach-
richten ein, welche bei wichtigen
Ereignissen schnell veröffentlicht
werden müssen. Der Anspruch
der Onlineredaktion besteht also
auch darin, die verschiedenen
Plattformen ständig aktuell zu
halten. »Online geht es vor allem
um Schnelligkeit«, erklärt Katja
Eichholz.Mareike Heiss
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